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Rechtsstand:  
 
Satzungen Nrn. 1 bis 6 -  01. Januar 2010 
Satzungen Nrn. 7 bis 12 -  01. Januar 2011 
 
 
 
Der Gemeinderat Konradsreuth hat in den öf-
fentlichen Sitzungen vom 18.11.2010 und 
24.11.2010 den Erlass der nachstehend abge-
druckten Satzungen beschlossen, die hiermit 
amtlich bekannt gemacht werden (vgl. Be-
kanntmachung der Gemeinde Konradsreuth 
vom 26.11.2010). 
 
1. Satzung für die öffentliche Wasserver-

sorgungseinrichtung der Gemeinde Konradsreuth 
(Wasserabgabesatzung – WAS) für das Gebiet der 
Gemeindeteile Konradsreuth, Föhrenreuth, Neu-
dörflein, Berg, Steinmühle, Martinsreuth, Glänzla-
mühle, Brand, Stiftsgrün, Pretschenreuth, Jäger-
haus, Schödelshöhe, Walburgisreuth, Schwarzen-
furth, Maschinenhaus, Schallersreuth, Schallershof, 
Klausenhof, Frauenhof und Eckardsreuth sowie für 
das Gebiet der Gemeindeteile Silberbach, O-
berpferdt, Unterpferdt, Wendlershof und Lerchen-
berg. 

 
2. Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserab-

gabesatzung der Gemeinde Konradsreuth (BGS-
WAS) für das Gebiet der Gemeindeteile Konrads-
reuth, Föhrenreuth, Neudörflein, Berg, Steinmühle, 
Martinsreuth, Glänzlamühle, Brand, Stiftsgrün, Pret-
schenreuth, Jägerhaus, Schödelshöhe, Walburgis-
reuth, Schwarzenfurth, Maschinenhaus, Schallers-
reuth, Schallershof, Klausenhof, Frauenhof und E-
ckardsreuth sowie für das Gebiet der Gemeindeteile 
Silberbach, Oberpferdt, Unterpferdt, Wendlershof 
und Lerchenberg. 

 

 
3. Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage 

der Gemeinde Konradsreuth (Entwässerungs-
satzung – EWS) für das Gebiet der Gemeindeteile 
Konradsreuth mit Berg, Maschinenhaus, Neudörf-
lein, Steinmühle, Schallersreuth, Klausenhof, Mar-
tinsreuth mit Glänzlamühle, Oberpferdt mit Aus-
nahme der Anwesen Lerchenberg 1 bis 3 und Wie-
senweg 1, sowie Silberbach mit Ausnahme der 
Anwesen Wendlershof 1 und 2 und Hollareuth 1. 

 
4. Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwäs-

serungssatzung der Gemeinde Konradsreuth 
(BGS-EWS) für das Gebiet der Gemeindeteile Kon-
radsreuth mit Berg, Maschinenhaus, Neudörflein, 
Steinmühle, Schallersreuth, Klausenhof, Martins-
reuth mit Glänzlamühle, Oberpferdt mit Ausnahme 
der Anwesen Lerchenberg 1 bis 3 und Wiesenweg 
1, sowie Silberbach mit Ausnahme der Anwesen 
Wendlershof 1 und 2 und Hollareuth 1. 

 
5. Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage 

der Gemeinde Konradsreuth (Entwässerungs-
satzung – EWS) für das Gebiet der Gemeindeteile 
Ahornberg, Reuthlas und Weißlenreuth.  

 
6. Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwäs-

serungssatzung der Gemeinde Konradsreuth 
(BGS-EWS) für das Gebiet der Gemeindeteile A-
hornberg, Reuthlas und Weißlenreuth. 
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7. Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage 
der Gemeinde Konradsreuth (Entwässerungs-
satzung – EWS) für das Gebiet des Gemeindeteiles 
Föhrenreuth. 

 
8. Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwäs-

serungssatzung der Gemeinde Konradsreuth (BGS-
EWS) für das Gebiet des Gemeindeteiles Föhren-
reuth. 

 
9. Satzung für die öffentlichen Entwässerungsanlagen 

der Gemeinde Konradsreuth (Entwässerungs-
satzung – EWS) für das Gebiet der Gemeindeteile 
Modlitz, Pretschenreuth, Unterpferdt und Wölbers-
bach. 

 
10. Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der 

Gemeinde Konradsreuth (GS-EWS) für das Gebiet 
der Gemeindeteile Modlitz, Pretschenreuth, Un-
terpferdt und Wölbersbach. 

 
11. Satzung zur Aufhebung der Gebührensatzung zur 

Entwässerungssatzung der Gemeinde Konrads-
reuth (AGS-EWS) für die frühere öffentliche Ent-
wässerungseinrichtung für das Gebiet des Ge-
meindteiles Oberpferdt. 

 
12. Satzung für die Erhebung einer Kommunalabgabe 

zur Abwälzung der Abwasserabgabe für Kleineinlei-
ter der Gemeinde Konradsreuth (Kleineinleiterab-
gabesatzung – AbwKlEinl). 

 
 
Satzung Nr. 1:  
 
Satzung für die öffentliche Wasserversor-
gungseinrichtung der Gemeinde Konradsreuth 
(Wasserabgabesatzung – WAS) 
 
Vom 25. November 2010 
 
Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 
und Abs. 2 der Gemeindeordnung (GO) erlässt die Ge-
meinde Konradsreuth folgende Satzung: 
 

§ 1 
 

Öffentliche Einrichtung 
 

(1) Die Gemeinde betreibt eine öffentliche Einrich-
tung zur Wasserversorgung für das Gebiet der Gemein-
deteile Konradsreuth, Föhrenreuth, Neudörflein, 
Berg, Steinmühle, Martinsreuth, Glänzlamühle, 
Brand, Stiftsgrün, Pretschenreuth, Jägerhaus, 
Schödelshöhe, Walburgisreuth, Schwarzenfurth, 
Maschinenhaus, Schallersreuth, Schallershof, Klau-
senhof, Frauenhof und Eckardsreuth sowie für das 
Gebiet der Gemeindeteile Silberbach, Oberpferdt, 
Unterpferdt, Wendlershof und Lerchenberg .  
 

(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungs-
einrichtung bestimmt die Gemeinde.   
 

(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung der Ge-
meinde gehören auch die im öffentlichen Straßengrund 
liegenden Teile der Grundstücks-anschlüsse. 

§ 2 
 

Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 
 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes 

räumlich zusammenhängende und einem gemeinsamen 
Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigen-
tümers, das eine selbstständige wirtschaftliche Einheit 
bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke 
oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuch-
rechts handelt. Rechtlich verbindliche planerische Fest-
legungen sind zu berücksichtigen. 

 
(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die 

Grundstückseigentümer gelten auch für Erbbau-
berechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks 
dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtig-
ten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als 
Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
 

Begriffsbestimmungen 
 

Im Sinne dieser Satzung haben die nach-
stehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
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Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet, 

von denen die Grundstücksanschlüsse abzweigen. 
 

Grundstücksanschlüsse 
(=Hausanschlüsse) 

sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der Versor-
gungsleitung bis zur Übergabestelle; sie beginnen mit der 
Anschlussvorrichtung und enden mit der Hauptabsperrvor-
richtung. 
 

Gemeinsame Grundstücksanschlüsse (= 
verzweigte Hausanschlüsse) 

sind Hausanschlüsse, die über Privatgrundstücke (z.B. 
Privatwege) verlaufen und mehr als ein Grundstück mit der 
Versorgungsleitung verbinden. 
 

Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Versor-
gungsleitung, umfassend Anbohrschelle mit integrierter oder 
zusätzlicher Absperrarmatur oder Abzweig mit Absperrar-
matur samt den dazugehörigen technischen Einrichtungen. 
 

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur auf dem Grundstück, mit der die ge-
samte nachfolgende Wasserverbrauchsanlage einschließ-
lich Wasserzähler abgesperrt werden kann. 
 

Übergabestelle ist das Ende des Grundstücksanschlusses hinter der 
Hauptabsperrvorrichtung im Grundstück/Gebäude. 
 

Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfassung des durchgeflossenen 
Wasservolumens. Absperrventile und etwa vorhandene 
Wasserzählerbügel sind nicht Bestandteile der Wasserzäh-
ler. 
 

Anlagen des Grundstückseigentümers 
(=Verbrauchsleitungen) 

sind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grundstücken oder 
in Gebäuden hinter der Übergabestelle; als solche gelten 
auch Eigengewinnungsanlagen (z.B. Brauchwasserbrunnen 
und Regenwassernutzungsanlagen), wenn sie sich ganz 
oder teilweise im gleichen Gebäude befinden. 
 

 
 

§ 4  
 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlan-
gen, dass sein bebautes, bebaubares, gewerblich ge-
nutztes oder gewerbliches nutzbares Grundstück nach 
Maßgabe dieser Satzung an die Wasserver-
sorgungseinrichtung angeschlossen und mit Wasser 
beliefert wird. 

 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht er-

streckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine 
Versorgungsleitung erschlossen werden. Der Grund-
stückseigentümer kann unbeschadet weiter-gehender 
bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften nicht ver-
langen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt 
oder eine bestehende Versorgungsleitung geändert 
wird. Welche Grundstücke durch die Versorgungsleitung 
erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde. 

(3) Die Gemeinde kann den Anschluss eines 
Grundstücks an eine bestehende Versorgungsleitung 
versagen, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage 
des Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder 
betrieblichen Gründen der Gemeinde erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen 
erfordert, es sei denn, der Grundstückseigentümer 
übernimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau und Be-
trieb zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Si-
cherheit. 
 

(4) Das Benutzungsrecht besteht nicht für Ge-
werbe- und Industrieunternehmen, für Handwerks-
betriebe sowie für Betriebe der Land- und Forstwirt-
schaft und des Gartenbaus, soweit nicht die Bereitstel-
lung von Wasser in Trinkwasserqualität erforderlich ist. 
Die Gemeinde kann ferner das Benutzungsrecht in 
begründeten Einzelfällen aus-schließen oder einschrän-
ken, soweit nicht die Bereit-stellung von Wasser in 
Trinkwasserqualität erforderlich ist. Das gilt auch für die 
Vorhaltung von Löschwasser. 
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§ 5 
 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind 
verpflichtet, die Grundstücke, auf denen Wasser ver-
braucht wird, an die öffentliche Wasserversorgungs-
einrichtung anzuschließen (Anschlusszwang). Ein An-
schlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss recht-
lich oder tatsächlich unmöglich ist. 

 
(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche 

Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist 
der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benut-
zungsrechts § 4 ausschließlich aus dieser Einrichtung zu 
decken (Benutzungszwang). Gesammeltes Nieder-
schlagswasser darf ordnungs-gemäß für Zwecke der 
Gartenbewässerung verwendet werden. Verpflichtet sind 
die Grundstückseigentümer und alle Benutzer der 
Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde 
die dafür erforderliche Überwachung zu dulden. 

 
(3) Vom Benutzungszwang ausgenommen ist die 

Gartenbewässerung und das Betriebswasser, soweit es 
keine Trinkwasserqualität besitzen muss (vgl. § 4 Abs. 4 
Satz 1). 
 

§ 6 
 

Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 
 

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder 
zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil be-
freit, wenn der Anschluss oder die Benutzung aus be-
sonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der 
Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe 
schriftlich bei der Gemeinde einzureichen. 

 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Be-

dingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt 
werden. 
 

§ 7 
 

Beschränkung der Benutzungspflicht 
 

(1) Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benut-
zung auf einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teil-
bedarf beschränkt, soweit das für die öffentliche Was-
serversorgung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht an-
dere Rechtsvorschriften oder Gründe der Volksgesund-
heit entgegenstehen. Dies gilt insbesondere, wenn Re-
genwassernutzungsanlagen mit dem von bebauten 
Flächen gesammelt abfließendem Niederschlagswasser 
(Dachablaufwasser) gespeist werden und diese Eigen-
gewinnungsanlagen für häusliche Zwecke (z.B. Toilet-
tenspülung) ordnungs-gemäß hergestellt und betrieben 
werden sollen. 

Gründe der Volksgesundheit stehen einer Be-
schränkung der Benutzungspflicht insbesondere entge-
gen, wenn für den jeweiligen Verbrauchszweck oder 
Teilbedarf i. S. v. Satz 1 Trinkwasser oder Wasser mit 
der Beschaffenheit von Trinkwasser erforderlich ist und 
die Versorgung mit solchem Wasser nur durch die Be-
nutzung der öffentlichen Wasserversorgung gewährleis-
tet wird. 

 
(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entspre-

chende Anwendung. 
 
(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von 

Gewerbe- und Industrieunternehmen, für Handwerks-
betriebe sowie für Betriebe der Land- und Forst-
wirtschaft und des Gartenbaus (vgl. § 4 Abs. 4 Satz 1) 
und Weiterverteilern sowie für die Vorhaltung von 
Löschwasser. 

 
(4) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer 

Eigengewinnungsanlage hat der Grundstücks-
eigentümer der Gemeinde Mitteilung zu machen; das-
selbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem An-
schluss an die öffentliche Wasserversorgung weiterbe-
trieben werden soll. Er hat durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen, dass von seiner Eigengewinnungsanla-
ge keine Rückwirkungen in das öffentliche Wasserver-
sorgungsnetz möglich sind. Verbindungen jeglicher Art 
von Eigengewinnungsanlagen mit den an die öffentliche 
Wasserversorgung angeschlossenen Verbrauchs-
leitungen sind grundsätzlich unzulässig. Bei der Nach-
speisung von Trinkwasser aus der öffentlichen Wasser-
versorgungseinrichtung in eine Eigen-
gewinnungsanlage ist ein freier Auslauf (Luftbrücke) 
oder ein Rohrunterbrecher A1 der Nachspeise-
einrichtung in das Regenauffangbecken bzw. an sonsti-
gen Stellen (z.B. Spülkasten) erforderlich. 
 

§ 8 
 

Sondervereinbarungen 
 

(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum An-
schluss berechtigt oder verpflichtet, so kann die Ge-
meinde durch Vereinbarung ein besonderes Benut-
zungsverhältnis begründen. Ein Anschluss- und Benut-
zungsrecht wird in diesem Fall erst mit dem wirksamen 
Abschluss der Sondervereinbarung begründet; das 
Gleiche gilt für die Begründung einer Anschluss- und 
Benutzungspflicht. 

 
(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die 

Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und 
Gebührensatzung entsprechend. Ausnahmsweise kann 
in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt 
werden, soweit dies sachgerecht ist. 
 

§ 9 
 

Grundstücksanschluss 
 

(1) Der Grundstücksanschluss wird von der Ge-
meinde hergestellt, angeschafft, verbessert, unterhalten, 
erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Er muss 
zugänglich und vor Beschädigungen geschützt sein.  
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(2) Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite 
und Führung der Grundstücksanschlüsse sowie deren 
Änderung. Sie bestimmt auch, wo und an welche Ver-
sorgungsleitung anzuschließen ist. Der Grundstücksei-
gentümer ist vorher zu hören; seine berechtigten Inte-
ressen sind nach Möglichkeit zu wahren. Soll der 
Grundstücksanschluss auf Wunsch des Grundstücksei-
gentümers nachträglich geändert werden, so kann die 
Gemeinde verlangen, dass die näheren Einzelheiten 
einschließlich der Kostentragung vorher in einer geson-
derten Vereinbarung geregelt werden. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat die bauli-

chen Voraussetzungen für die sichere Errichtung des 
Grundstücksanschlusses zu schaffen. Die Gemeinde 
kann hierzu schriftlich eine angemessene Frist setzen. 
Der Grundstückseigentümer darf keine Einwirkungen auf 
den Grundstücksanschluss vornehmen oder vornehmen 
lassen. 

 
(4) Der Grundstückseigentümer und die Benut-

zer haben jede Beschädigung des Grundstücks-
anschlusses, insbesondere das Undichtwerden von 
Leitungen sowie sonstige Störungen unverzüglich der 
Gemeinde mitzuteilen. 

 
(5) Von den Bestimmungen des Abs. 1 kann die 

Gemeinde auf Antrag des Grundstückseigentümers Aus-
nahmen zugelassen; dies gilt nicht für die Anschluss-
vorrichtung (§ 3). 
 

§ 10 
 

Anlage des Grundstückseigentümers 
 

(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, 
für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Ände-
rung und Unterhaltung der Anlage von der Übergabe-
stelle ab, mit Ausnahme des Wasserzählers, zu sorgen. 
Hat er die Anlage oder Teile davon einem anderen ver-
mietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er 
neben dem anderen verpflichtet. 

 
(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vor-

schriften dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder 
behördlicher Bestimmungen sowie nach den an-
erkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, geän-
dert und unterhalten werden. Anlage und 
Verbrauchseinrichtungen müssen so beschaffen sein, 
dass Störungen anderer Abnehmer oder der öffentlichen 
Versorgungseinrichtungen sowie Rückwirkungen auf die 
Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. Der An-
schluss wasserverbrauchender Einrichtungen jeglicher 
Art geschieht auf Gefahr des Grundstückseigentümers. 

 
(3) Es dürfen nur Produkte und Geräte verwendet 

werden, die den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entsprechen. Die Einhaltung der Voraussetzun-
gen des Satzes 1 wird vermutet, wenn eine CE-
Kennzeichnung für den ausdrücklichen Einsatz im 
Trinkwasserbereich vorhanden ist. Sofern diese CE-
Kennzeichnung nicht vorgeschrieben ist, wird dies auch 
vermutet, wenn das Produkt oder Gerät ein Zeichen 
eines akkreditierten Branchenzertifizierers trägt, insbe-
sondere das DIN-DVGW-Zeichen oder DVGW-Zeichen. 
Produkte und Geräte, die 

1. in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum rechtmä-
ßig hergestellt worden sind oder 

 
2. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 

Union oder in der Türkei rechtmäßig hergestellt o-
der in den Verkehr gebracht worden sind 

 
und die nicht den technischen Spezifikationen der Zei-
chen nach Satz 3 entsprechen, werden ein-schließlich 
der in den vorgenannten Staaten durch-geführten Prü-
fungen und Überwachungen als gleich-wertig behan-
delt, wenn mit ihnen das in Deutschland geforderte 
Schutzniveau gleichermaßen dauerhaft erreicht wird. 
 

(4) Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler 
befinden, können plombiert werden. Ebenso können 
Anlagenteile, die zur Anlage des Grundstücks-
eigentümers gehören, unter Plombenverschluss ge-
nommen werden, um eine einwandfreie Messung zu 
gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstattung der 
Anlage ist nach den Angaben der Gemeinde zu veran-
lassen. 
 

§ 11 
 

Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage des 
Grundstückseigentümers 

 
(1) Bevor die Anlage des Grundstückseigentü-

mers hergestellt oder wesentlich geändert wird, sind der 
Gemeinde folgende Unterlagen in doppelter Fertigung 
einzureichen: 
 
a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des 

Grundstückseigentümers und ein Lageplan, 
b) b)der Name des Unternehmers, der die Anlage 

errichten soll, 
c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung, 
d) im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Über-

nahme der Mehrkosten. 
 
Die einzureichenden Unterlagen haben den bei der 
Gemeinde aufliegenden Mustern zu entsprechen. Alle 
Unterlagen sind von den Bauherren und den Planferti-
gern zu unterschreiben. 
 

(2) Die Gemeinde prüft, ob die beabsichtigten An-
lagen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. 
Ist das der Fall, so erteilt die Gemeinde schriftlich ihre 
Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten 
Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. Stimmt die 
Gemeinde nicht zu, setzt sie dem Bauherrn unter Anga-
be der Mängel eine angemessene Frist zur Berichti-
gung. Die geänderten Unterlagen sind sodann erneut 
einzureichen. Die Zustimmung und die Überprüfung 
befreien den Grundstückseigentümer, den Bauherrn, 
den ausführenden Unternehmer und den Planfertiger 
nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige 
und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlagen. 

 
(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst nach 

schriftlicher Zustimmung der Gemeinde begonnen wer-
den. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbe-
sondere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen 
Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 
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(4) Die Errichtung der Anlage und wesentliche 
Veränderungen dürfen nur durch die Gemeinde oder 
durch ein Installationsunternehmen erfolgen, das in ein 
Installateurverzeichnis der Gemeinde oder eines ande-
ren Wasserversorgungsunternehmens eingetragen ist. 
Die Gemeinde ist berechtigt, die Ausführung der Arbei-
ten zu überwachen. Leitungen, die an Eigengewin-
nungsanlagen angeschlossen sind, dürfen nur mit vor-
heriger Zustimmung der Gemeinde verdeckt werden; 
andernfalls sind sie auf Anordnung der Gemeinde frei-
zulegen. 

 
(5) Der Grundstückseigentümer hat jede Inbe-

triebsetzung der Anlagen bei der Gemeinde über das 
Installationsunternehmen zu beantragen. Der Anschluss 
der Anlage an das Verteilungsnetz und die Inbetriebset-
zung erfolgen durch die Gemeinde oder ihre Beauftrag-
ten. 

 
(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 

kann die Gemeinde Ausnahmen zulassen. 
 
(7) Die Herstellung und der Betrieb von Eigenge-

winnungsanlagen hat nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik und den einschlägigen technischen 
Normen sowie unter Beachtung von § 7 Abs. 4 zu erfol-
gen.  

 
(8) Nichttrinkwasseranlagen müssen besonders 

gekennzeichnet werden, damit keine Verwechslungs-
gefahr mit Trinkwasseranlagen besteht (u.a. Anbringung 
von Hinweisschildern und farbliche Kennzeichnung der 
Rohrleitungssysteme). 
 

§ 12 
 

Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentü-
mers 

 
(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage des 

Grundstückseigentümers vor und nach ihrer Inbetrieb-
nahme zu überprüfen. Sie hat auf erkannte Sicherheits-
mängel aufmerksam zu machen und kann deren Besei-
tigung verlangen. 

 
(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Si-

cherheit gefährden oder erhebliche Störungen erwarten 
lassen, so ist die Gemeinde berechtigt, den Anschluss 
oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leib 
oder Leben ist sie hierzu verpflichtet. 

 
(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Ü-

berprüfung der Anlage sowie durch deren Anschluss an 
das Verteilungsnetz übernimmt die Gemeinde keine 
Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, 
wenn sie bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, 
die eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. 
 

§ 13 
 

Abnehmerpflichten, Haftung 
 

(1) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer 
haben den Beauftragten der Gemeinde, die sich auf 
Verlangen auszuweisen haben, den Zutritt zu allen der 
Wasserversorgung dienenden Einrichtungen zu gestat-
ten, soweit dies zur Nachschau der Wasserleitungen, 
zum Ablesen der Wasserzähler und zur Prüfung, ob die 
Vorschriften dieser Satzung und die von der Gemeinde 

auferlegten Bedingungen und Auflagen erfüllt werden, 
erforderlich ist. Zur Überwachung der satzungsmäßigen 
und gesetzlichen Pflichten sind die mit dem Vollzug 
dieser Satzung beauftragten Personen der Gemeinde 
berechtigt, zu angemessener Tageszeit Grundstücke, 
Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnungen und 
Wohnräume im erforderlichen Umfang zu betreten. Der 
Grundstückseigentümer, ggf. auch die Benutzer des 
Grundstücks, werden davon nach Möglichkeit vorher 
verständigt. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer und die Benut-

zer sind verpflichtet, alle für die Prüfung des Zustandes 
der Anlagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Sie 
haben die Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrich-
tungen vor Inbetriebnahme der Gemeinde mitzuteilen, 
soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung wesent-
lich erhöht. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer 

haften der Gemeinde für von ihnen verschuldete Schä-
den, die auf eine Verletzung ihrer Pflichten nach dieser 
Satzung zurückzuführen sind. 
 

§ 14 
 

Grundstücksbenutzung 
 

(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbrin-
gen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör 
zur Zu- und Fortleitung von Wasser über sein im Ver-
sorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige 
Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und 
soweit diese Maßnahmen für die örtliche Wasserversor-
gung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur 
Grundstücke, die an die Wasserversorgung angeschlos-
sen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlos-
senen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück 
genutzt werden oder für die die Möglichkeit der Wasser-
versorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Ver-
pflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der 
Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise 
belasten würde. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig 

über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruch-
nahme seines Grundstücks zu benachrichtigen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verle-

gung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der 
bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die 
Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu tragen, 
soweit die Einrichtungen nicht ausschließlich der Ver-
sorgung des Grundstücks dienen. 

 
(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 

3 eingestellt, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, 
nach Wahl der Gemeinde die Entfernung der Einrichtun-
gen zu gestatten oder sie noch fünf Jahre unentgeltlich 
zu belassen, sofern dies nicht unzumutbar ist. 
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(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche 
Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstü-
cke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffentli-
chen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt 
sind. 

§ 15 
 

Art und Umfang der Versorgung 
 

(1) Die Gemeinde stellt das Wasser zu dem in der 
Beitrags- und Gebührensatzung aufgeführten Entgelt zur 
Verfügung. Sie liefert das Wasser als Trinkwasser unter 
dem Druck und in der Beschaffenheit, die in dem betref-
fenden Abschnitt des Versorgungsgebietes üblich sind, 
entsprechend den jeweils geltenden Rechtsvorschriften 
und den anerkannten Regeln der Technik. 

 
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Beschaffen-

heit und den Druck des Wassers im Rahmen der ge-
setzlichen und behördlichen Bestimmungen sowie der 
anerkannten Regeln der Technik zu ändern, sofern dies 
aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen zwin-
gend erforderlich ist. Die Gemeinde wird eine dauernde 
wesentliche Änderung den Wasserabnehmern nach 
Möglichkeit mindestens zwei Monate vor der Umstellung 
schriftlich bekannt geben und die Belange der An-
schlussnehmer möglichst berücksichtigen. Die Grund-
stückseigentümer sind verpflichtet, ihre Anlagen auf 
eigene Kosten den geänderten Verhältnissen anzupas-
sen. 

 
(3) Die Gemeinde stellt das Wasser im Allgemei-

nen ohne Beschränkung zu jeder Tag- und Nachtzeit am 
Ende des Hausanschlusses zur Verfügung. Dies gilt 
nicht, soweit und solange die Gemeinde durch höhere 
Gewalt, durch Betriebsstörungen, Wassermangel oder 
sonstige technische oder wirtschaftliche Umstände, 
deren Beseitigung ihr nicht zumutbar ist, an der Wasser-
versorgung gehindert ist. Die Gemeinde kann die Belie-
ferung ablehnen, mengenmäßig und zeitlich beschrän-
ken oder unter Auflagen und Bedingungen gewähren, 
soweit das zur Wahrung des Anschluss- und Benut-
zungsrechtes der anderen Berechtigten erforderlich ist. 
Die Gemeinde darf ferner die Lieferung unterbrechen, 
um betriebsnotwendige Arbeiten vorzunehmen. Soweit 
möglich, gibt die Gemeinde Absperrungen der Wasser-
leitung vorher öffentlich bekannt und unterrichtet die 
Abnehmer über Umfang und voraussichtliche Dauer der 
Unterbrechung. 
 

(4) Das Wasser wird lediglich zur Deckung des 
Eigenbedarfs für die angeschlossenen Grundstücke 
geliefert. Die Überleitung von Wasser in ein anderes 
Grundstück bedarf der schriftlichen Zustimmung der 
Gemeinde; die Zustimmung wird erteilt, wenn nicht ü-
berwiegende versorgungswirtschaftliche Gründe ent-
gegenstehen. 

 
(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen 

der Wasserlieferung und für Änderungen des Druckes 
oder der Beschaffenheit des Wassers, die durch höhere 
Gewalt, Wassermangel oder sonstige technische oder 
wirtschaftliche Umstände, die die Gemeinde nicht ab-
wenden kann, oder aufgrund behördlicher Verfügungen 
veranlasst sind, steht dem Grundstückseigentümer kein 
Anspruch auf Minderung verbrauchsunabhängiger Ge-
bühren zu. 

§ 16 
 

Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung für 
Feuerlöschzwecke 

 
(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuer-

löschanschlüsse eingerichtet werden, so sind über die 
näheren Einzelheiten einschließlich der Kostentragung 
besondere Vereinbarungen zwischen dem Grund-
stückseigentümer und der Gemeinde zu treffen. 

 
(2) Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit 

Wasserzählern ausgerüstet. Sie müssen auch für die 
Feuerwehr benutzbar sein. 

 
(3) Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeinge-

fahr droht, sind die Anordnungen der Gemeinde, der 
Polizei und der Feuerwehr zu befolgen; insbesondere 
haben die Wasserabnehmer ihre Leitungen und ihre 
Eigenanlagen auf Verlangen zum Feuerlöschen zur 
Verfügung zu stellen. Ohne zwingenden Grund dürfen 
sie in diesen Fällen kein Wasser entnehmen. 

 
(4) Bei Feuergefahr hat die Gemeinde das 

Recht, Versorgungseinrichtungen und Grundstücksan-
schlüsse vorübergehend abzusperren. Dem von der 
Absperrung betroffenen Wasserabnehmer steht hierfür 
kein Entschädigungsanspruch zu. 
 

§ 17 
 

Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke, Was-
serabgabe aus öffentlichen Entnahmestellen 

 
(1) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von 

Bauwasser oder zu sonstigen vorübergehenden Zwe-
cken ist rechtzeitig bei der Gemeinde zu beantragen. 
Muss das Wasser von einem anderen Grundstück be-
zogen werden, so ist die schriftliche Zustimmung des 
Grundstückseigentümers beizubringen. Über die Art der 
Wasserabgabe entscheidet die Gemeinde; sie legt die 
weiteren Bedingungen für den Wasserbezug fest. 

 
(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten 

nicht zum Feuerlöschen, sondern zu anderen vorüber-
gehenden Zwecken entnommen werden soll, so stellt 
die Gemeinde auf Antrag einen Wasserzähler, ggf. 
Absperrvorrichtung und Standrohr zur Verfügung und 
setzt die Bedingungen für die Benützung fest. 

 
§ 18 

 
Haftung bei Versorgungsstörungen 

 
(1) Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer 

durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch 
Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet 
die Gemeinde aus dem Benutzungsverhältnis oder aus 
unerlaubter Handlung im Falle 
 
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der 

Gesundheit des Grundstückseigentümers, es sei 
denn, dass der Schaden von der Gemeinde oder 
einem Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen weder 
vorsätzlich noch fahrlässig verursacht worden ist, 
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2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass 
der Schaden weder durch Vorsatz noch durch gro-
be Fahrlässigkeit der Gemeinde oder eines Er-
füllungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht wor-
den ist. 

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass die-
ser weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrläs-
sigkeit eines vertretungsberechtigten Organs der 
Gemeinde verursacht worden ist. 

 
§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist 
nur bei vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen 
anzuwenden. 
 

(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der 
Grundstückseigentümer das gelieferte Wasser im Rah-
men des § 15 Abs. 4 weiterleitet, haftet die Gemeinde 
für Schäden, die diesen durch Unterbrechung der Was-
serversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der 
Belieferung entstehen, wie einem Grundstückseigentü-
mer. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche 

von Grundstückseigentümern anzuwenden, die diese 
gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus 
unerlaubter Handlung geltend machen. Die Gemeinde 
ist verpflichtet, den Grundstückseigentümern auf Ver-
langen über die mit der Schadensverursachung durch 
ein drittes Unternehmen zusammenhängenden Tatsa-
chen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt 
sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklärt werden 
können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des 
Schadensersatzes erforderlich ist. 

 
(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 

fünfzehn Euro. 
 
(5) Schäden sind der Gemeinde unverzüglich 

mitzuteilen. 
 

§ 19 
 

Wasserzähler 
 

(1) Der Wasserzähler ist Eigentum der Ge-
meinde. Die Lieferung, Aufstellung, technische Überwa-
chung, Unterhaltung, Auswechslung und Entfernung der 
Wasserzähler sind Aufgabe der Gemeinde; sie bestimmt 
auch Art, Zahl und Größe der Wasserzähler sowie ihren 
Aufstellungsort. Bei der Aufstellung hat die Gemeinde so 
zu verfahren, dass eine einwandfreie Messung gewähr-
leistet ist; sie hat den Grundstückseigentümer zuvor 
anzuhören und seine berechtigten Interessen zu wah-
ren. Dies gilt auch, wenn von der Gemeinde Wasser-
zähler für die Wassermessung im Falle der Nachspei-
sung von Trinkwasser aus der öffentlichen Wasserver-
sorgungsseinrichtung in Eigengewinnungsanlagen, für 
die Gartenbewässerung, für die Wasserentnahme aus 
Eigengewinnungsanlagen für betriebliche Verbrauchs-
zwecke sowie für häusliche Zwecke eingebaut werden. 
Die Gemeinde kann den Einbau weiterer Wasserzähler 
nach Satz 4 verlangen und sich den Einbau selbst vor-
behalten. Auf den Einbau zusätzlicher Wasserzähler 
durch die Gemeinde besteht kein Anspruch. 

 

(2) Die Gemeinde ist verpflichtet, auf Verlangen 
des Grundstückseigentümers die Wasserzähler zu ver-
legen, wenn dies ohne Beeinträchtigungen einer ein-
wandfreien Messung möglich ist. Die Gemeinde kann 
die Verlegung davon abhängig machen, dass der 
Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die Kosten zu 
übernehmen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer haftet für das 

Abhandenkommen und die Beschädigung der Wasser-
zähler, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat 
den Verlust, Beschädigungen und Störungen dieser 
Einrichtungen der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. 
Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und 
Grundwasser sowie vor Frost zu schützen. 

 
(4) Die Wasserzähler werden von einem Beauf-

tragten der Gemeinde möglichst in gleichen Zeitabstän-
den oder auf Verlangen der Gemeinde vom Grund-
stückseigentümer selbst abgelesen. Dieser hat dafür zu 
sorgen, dass die Wasserzähler leicht zugänglich sind. 
 

§ 20 
 

Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 
 

(1) Die Gemeinde kann verlangen, dass der 
Grundstückseigentümer auf eigene Kosten an der 
Grundstücksgrenze nach seiner Wahl einen geeigneten 
Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank an-
bringt, wenn 
 
1. das Grundstück unbebaut ist oder 
2. die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücksan-

schlüssen erfolgt, die unverhältnismäßig lang sind 
oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt 
werden können, oder 

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des 
Wasserzählers vorhanden ist. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, 

die Einrichtungen in ordnungsgemäßem Zustand und 
jederzeit zugänglich zu halten. 
 

§ 21 
 

Nachprüfung der Wasserzähler 
 

(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit 
die Nachprüfung der Wasserzähler durch eine Eichbe-
hörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne 
des § 2 Abs. 4 des Eichgesetzes verlangen. Stellt der 
Grundstückseigentümer den Antrag auf Prüfung nicht 
bei der Gemeinde, so hat er diese vor Antragstellung zu 
benachrichtigen. 

 
(2) Die Gemeinde braucht dem Verlangen auf 

Nachprüfung der Wasserzähler nur nachzukommen, 
wenn der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die 
Kosten zu übernehmen, falls die Abweichung die ge-
setzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht überschreitet. 
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§ 22 
 

Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs 
 

(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers 
ist der Gemeinde unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

 
(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Be-

nutzung der Wasserversorgungseinrichtung nicht ver-
pflichtet ist, den Wasserbezug aus der öffentlichen Was-
serversorgung vollständig einstellen, so hat er das min-
destens eine Woche vor dem Ende des Wasserbezugs 
schriftlich der Gemeinde zu melden. 

 
(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung 

Verpflichteter den Wasserbezug einstellen, hat er bei 
der Gemeinde Befreiung nach § 6 zu beantragen. 
 

§ 23 
 

Einstellung der Wasserlieferung 
 

(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Wasserliefe-
rung ganz oder teilweise fristlos einzustellen, wenn der 
Grundstückseigentümer oder Benutzer dieser Satzung 
oder sonstigen die Wasserversorgung betreffenden 
Anordnungen zuwiderhandelt und die Einstellung erfor-
derlich ist, um 
 
1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von 

Personen oder Anlagen abzuwenden, 
2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Be-

einflussung oder vor Anbringung der Messeinrich-
tungen zu verhindern oder 

3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abneh-
mer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der 
Gemeinde oder Dritter oder Rückwirkungen auf die 
Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 

 
(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesonde-

re bei Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz 
Mahnung, ist die Gemeinde berechtigt, die Versorgung 
zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt 
nicht, wenn die Folgen der Einstellung außer Verhältnis 
zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinrei-
chende Aussicht besteht, dass der Grundstückseigen-
tümer seinen Verpflichtungen nachkommt. Die Gemein-
de kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der 
Versorgung androhen. 

 
(3) Die Gemeinde hat die Versorgung unverzüg-

lich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die 
Einstellung entfallen sind. 
 

§ 24 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbu-
ße belegt werden, wer 
 
1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benut-

zungszwang § 5 zuwiderhandelt, 
2. eine der in § 9 Abs. 4, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 und 

§ 22 Abs. 1 und 2 festgelegten Melde-, Auskunfts- 
oder Vorlagepflichten verletzt, 

3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung der Gemein-
de mit den Installationsarbeiten beginnt, 

4. gegen die von der Gemeinde nach § 15 Abs. 3 Satz 
3 angeordneten Verbrauchseinschränkungen oder 
Verbrauchsverbote verstößt, 

5. eine Eigengewinnungsanlage entgegen § 7 Abs. 4 
und § 11 Abs. 4 Satz 2 und Abs. 6 und 7 herstellt 
oder betreibt. 

 
§ 25 

 
Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 

 
(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach 

dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anord-
nungen für den Einzelfall erlassen. 

 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung 

vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder 
Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayerischen 
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

 
§ 26 

 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 

2010 in Kraft. Abweichend hiervon tritt § 24 Nr. 5 eine 
Wochen nach der Bekanntgabe dieser Satzung in Kraft. 
 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2009 tritt die 
Satzung für die öffentliche Wasserversorgungs-
einrichtung der Gemeinde Konradsreuth vom 18. Sep-
tember 2003 für das Gebiet Gemeindeteile Konrads-
reuth, Föhrenreuth, Neudörflein, Berg, Steinmühle, 
Martinsreuth, Glänzlamühle, Brand, Stiftsgrün, Pret-
schenreuth, Jägerhaus, Schödelshöhe, Walburgisreuth, 
Schwarzenfurth, Maschinenhaus, Schallersreuth, Schal-
lershof, Klausenhof, Frauenhof und Eckardsreuth sowie 
für das Gebiet der Gemeindeteile Silberbach, O-
berpferdt, Unterpferdt, Wendlershof und Lerchenberg 
außer Kraft. 

 
 
 

Konradsreuth, den 25. November 2010 
Gemeinde Konradsreuth  

 
Matthias Döhla 
Erster Bürgermeister  
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Satzung Nr. 2:  
 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserab-
gabesatzung der Gemeinde Konradsreuth 
(BGS - WAS)  
 
Vom 25. November 2010 
 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabenge-
setzes erlässt die Gemeinde Konradsreuth folgende 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesat-
zung: 
 

§ 1 
 

Beitragserhebung  
 

Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres Auf-
wands für die Herstellung der Wasserversorgungsein-
richtung der Gemeinde Konradsreuth für das Gebiet 
der  Gemeindeteile Konradsreuth, Föhrenreuth, Neu-
dörflein, Berg, Steinmühle, Martinsreuth, Glänzla-
mühle, Brand, Stiftsgrün, Pretschenreuth, Jäger-
haus, Schödelshöhe, Walburgisreuth, Schwarzen-
furth, Maschinenhaus, Schallersreuth, Schallershof, 
Klausenhof, Frauenhof und Eckardsreuth sowie für 
das Gebiet der Gemeindeteile Silberbach, O-
berpferdt, Unterpferdt, Wendlershof und Lerchen-
berg  einen Beitrag. 
 

§ 2 
 

Beitragstatbestand  
 

Der Beitrag wird erhoben für 
 
1. bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder 

gewerblich nutzbare Grundstücke, wenn für sie 
nach §  4 WAS ein Recht zum Anschluss an die 
Wasserversorgungseinrichtung besteht oder 

2. tatsächlich angeschlossene Grundstücke. 
 

§ 3 
 

Entstehen der Beitragsschuld  
 

(1) Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirkli-
chung des Beitragstatbestandes. Ändern sich die für die 
Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände im Sinn 
des Art. 5 Abs. 2 a KAG, entsteht die – zusätzliche – 
Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maßnahme. 

 
(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlas-

sen und ist der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttreten 
dieser Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst 
mit Inkrafttreten dieser Satzung. 
 

§ 4 
 

Beitragsschuldner  
 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Ent-
stehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grund-
stücks oder Erbbauberechtigter ist. 

§ 5 
 

Beitragsmaßstab  
 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche 
und der Geschossfläche der vorhandenen Gebäude 
berechnet. Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird 
bei Grundstücken von mindestens 3.000 m² Fläche 
(übergroße Grundstücke) in unbeplanten Gebieten  
- bei bebauten Grundstücken auf das Dreifache der 

beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens  
jedoch 3.000 m², 

- bei unbebauten Grundstücken ebenfalls auf 3.000 
m² begrenzt. 

 
(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenma-

ßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. 
Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. 
Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie 
ausgebaut sind. Gebäude oder selbstständige Gebäu-
deteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf 
nach Anschluss an die Wasserversorgung auslösen 
oder die nicht angeschlossen werden dürfen, werden 
nicht herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder 
Gebäudeteile, die tatsächlich an die Wasserversorgung 
angeschlossen sind. Balkone, Loggien und Terrassen 
bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die 
Gebäudefluchtlinie hinausragen. 

 
(3) Bei Grundstücken, für die nur eine gewerbli-

che Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei 
sonstigen unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken 
wird als Geschossfläche ein Viertel der Grundstücksflä-
che in Ansatz gebracht. Grundstücke, bei denen die 
zulässige oder für die Beitragsbemessung maßgebliche 
vorhandene Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen 
Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat, gelten als 
gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke im Sinn 
des Satzes 1, Alternative 1. 

 
(4) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der 

nachträglichen Änderung der für die Beitragsbemes-
sung maßgeblichen Umstände, soweit sich dadurch der 
Vorteil erhöht. Eine Beitragspflicht entsteht insbesonde-
re  

 
- im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die 

zusätzlichen Flächen, soweit für diese bisher noch 
keine Beiträge geleistet worden sind, 

- im Fall der Geschossflächenvergrößerung für die 
zusätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie im 
Fall des Abs. 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Verviel-
fachung errechnende zusätzliche Grundstücksflä-
che, 

- im Fall der Nutzungsänderung eines bisher bei-
tragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils im Sinn 
des §  5 Abs. 2 Satz 4, soweit infolge der Nut-
zungsänderung die Voraussetzungen für die Bei-
tragsfreiheit entfallen. 
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(5) Wird ein unbebautes, aber bebaubares 
Grundstück, für das ein Beitrag nach Abs. 3 festgesetzt 
worden ist, später bebaut, wird der Beitrag nach Abzug 
der nach Abs. 3 berücksichtigten Geschossflächen und 
den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grundstücksflächen 
neu berechnet. Dieser Betrag ist nachzuentrichten. 
Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Geschoss-
flächen, ist für die Berechnung des Erstattungsbetrages 
auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ur-
sprüngliche Beitrag entrichtet worden ist. 
 

(6) Bei einem Grundstück, für das ein Herstel-
lungsbeitrag, jedoch weder eine Kostenerstattung noch 
ein Beitragsanteil für den Grundstücksanschluss im 
öffentlichen Straßengrund geleistet worden ist, wird im 
Fall einer nachträglichen Bebauung für die bereits ver-
anlagten Grundstücks- und Geschossflächen ein zusätz-
licher Beitrag entsprechend der in §  6 Abs. 3 bestimm-
ten Abstufung erhoben. 
 

§ 6 
 

Beitragssatz  
 

(1) Der Beitrag beträgt  
 
a) pro m² Grundstücksfläche 0,90 € 
b) pro m² Geschossfläche 5,10 €. 

 
(2) Bei einem Grundstück, für das der Aufwand 

für den Grundstücksanschluss im Sinn von §  3 WAS in 
vollem Umfang getragen worden ist, beträgt der abge-
stufte Beitrag in den Fällen der Nacherhebung für zu-
sätzliche Grundstücks- bzw. Geschossflächen  

 
a) pro m² Grundstücksfläche 0,72 € 
b) pro m² Geschossfläche 4,08 €. 

 
(3) In den Nacherhebungsfällen einer nachträgli-

chen Bebauung beträgt der zusätzliche Beitrag:  
 

a) pro m² Grundstücksfläche 0,13 € 
b) pro m² Geschossfläche 0,76 €. 
 

§ 7 
 

Fälligkeit 
 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe 
des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 7a 
 

Beitragsablösung  
 

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Bei-
tragspflicht abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag rich-
tet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Beitrags. 
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 

§ 8 
 

Erstattung des Aufwands für Grundstücksan-
schlüsse  

 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaf-

fung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und 
Beseitigung sowie für die Unterhaltung der Grund-
stücksanschlüsse im Sinn des §  3 WAS ist mit Aus-
nahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen Stra-
ßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse 
entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 

 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Ab-

schluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer im 
Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs 
Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter 
ist; mehrere Schuldner (Eigentümer bzw. Erbbaube-
rechtigte) sind Gesamtschuldner. §  7 gilt entsprechend. 

 
(3) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem 

Entstehen abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag rich-
tet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstat-
tungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung 
besteht nicht. 
 

§ 9 
 

Gebührenerhebung  
 

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der 
Wasserversorgungseinrichtung Grundgebühren (§  9 a) 
und Verbrauchsgebühren (§  10). 
 

§ 9a 
 

Grundgebühr  
 

(1) Die Grundgebühr wird nach dem Nenndurch-
fluss (Qn)oder dem Dauerdurchfluss (Q3) der verwende-
ten Wasserzähler berechnet. Befinden sich auf einem 
Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere Wasser-
anschlüsse, wird die Grundgebühr nach der Summe des 
Dauerdurchflusses der einzelnen Wasserzähler berech-
net. Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der 
Dauerdurchfluss geschätzt, der nötig wäre, um die mög-
liche Wasserentnahme messen zu können. 

 
(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung 

von Wasserzählern mit  
 

Nenndurchfluss Dauerdurchfluss 
(Qn) (Q3) 
2,5 m3/h   4 m3/h 42,00 €/Jahr 
   6 m3/h 10 m3/h 54,00 €/Jahr 
 10 m3/h 16 m3/h 102,00 €/Jahr. 
 

§ 10 
 

Verbrauchsgebühr  
 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach Maßgabe 
der nachfolgenden Absätze nach der Menge des aus 
der Wasserversorgungseinrichtung entnommenen Was-
sers berechnet. Die Gebühr beträgt 1,16 € pro Kubikme-
ter entnommenen Wassers. 
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(2) Der Wasserverbrauch wird durch geeichte 
Wasserzähler ermittelt. Er ist von der Gemeinde zu 
schätzen, wenn  

 
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung 

nicht ermöglicht wird oder 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass 

ein Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch 
nicht angibt. 

 
(3) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger 

beweglicher Wasserzähler verwendet, beträgt die Ge-
bühr 1,16 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 
 

§ 11 
 

Entstehen der Gebührenschuld  
 

(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Was-
serentnahme. 

 
(2) Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem 

Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstel-
lung des Anschlusses folgt. Der Tag wird im erstmals 
ergehenden Bescheid bestimmt. Im Übrigen entsteht die 
Grundgebühr mit dem Beginn eines jeden Tages in 
Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebühren-
schuld neu. 
 

§ 12 
 

Gebührenschuldner  
 

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des 
Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks 
dinglich berechtigt ist. 

 
(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber ei-

nes auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. 
 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamt-

schuldner. 
 

§ 13 
 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung  
 

(1) Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet; Ab-
rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. Die Grund- und die 
Verbrauchsgebühr werden einen Monat nach Bekannt-
gabe des Gebührenbescheides fällig. 

 
(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15. Febru-

ar, 15. Mai, 15. August und 15. November jeden Jahres 
Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels von neunzig 
vom Hundert (90 %) der Jahresabrechnung des Vorjah-
res zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, 
setzt die Gemeinde die Höhe der Vorauszahlungen 
unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauchs fest. 

§ 14 
 

Mehrwertsteuer  
 

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen 
und Gebühren wird die Mehrwertsteuer in der jeweiligen 
gesetzlichen Höhe erhoben. 
 

§ 15 
 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner  
 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind ver-
pflichtet, der Gemeinde für die Höhe der Abgabe maß-
gebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und 
über den Umfang dieser Veränderungen – auf Verlan-
gen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen – 
Auskunft zu erteilen. 
 

§ 16 
 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten  
 

(1) Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2010 in Kraft. 
 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2009 tritt die 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesat-
zung der Gemeinde Konradsreuth vom 18. September 
2003 für das Gebiet Gemeindeteile Konradsreuth, Föh-
renreuth, Neudörflein, Berg, Steinmühle, Martinsreuth, 
Glänzlamühle, Brand, Stiftsgrün, Pretschenreuth, Jä-
gerhaus, Schödelshöhe, Walburgisreuth, Schwarzen-
furth, Maschinenhaus, Schallersreuth, Schallershof, 
Klausenhof, Frauenhof und Eckardsreuth sowie für das 
Gebiet der Gemeindeteile Silberbach, Oberpferdt, Un-
terpferdt, Wendlershof und Lerchenberg, geändert mit 
Satzung vom 24. Juli 2006, außer Kraft. 
 
 
 
Konradsreuth, den 25. November 2010 
Gemeinde Konradsreuth  

 
Matthias Döhla 
Erster Bürgermeister  
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Satzung Nr. 3:  
 
Satzung für die öffentliche Entwässerungs-
anlage der Gemeinde Konradsreuth  
(Entwässerungssatzung – EWS ) 
 
Vom 25. November 2010 
 
Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, 
Abs. 2 und Abs. 3 der Gemeindeordnung und Art. 34 
Abs. 1 und 2 des Bayerischen Wassergesetzes er-
lässt die Gemeinde Konradsreuth folgende Satzung: 
 

§ 1 
 

Öffentliche Einrichtung 
 

(1) Die Gemeinde betreibt zur Abwasserbesei-
tigung nach dieser Satzung eine Entwässerungsanla-
ge als öffentliche Einrichtung für das Gebiet der 
Gemeindeteile Konradsreuth mit Berg, Maschi-
nenhaus, Neudörflein, Steinmühle, Schallersreuth, 
Klausenhof, Martinsreuth mit Glänzlamühle, O-
berpferdt mit Ausnahme der Anwesen Lerchen-
berg 1 bis 3 und Wiesenweg 1, sowie Silberbach 
mit Ausnahme der Anwesen Wendlershof 1 und 2 
und Hollareuth 1 . Die Ableitung von Fremdwasser ist 
nicht Gegenstand der Abwasserbeseitigung nach 
dieser Satzung. 
 

(2) Art und Umfang der Entwässerungsanlage 
bestimmt die Gemeinde. Einrichtungen zur Fremd-
wasserableitung, insbesondere Fremdwasserkanäle, 
sind nicht Bestandteil der Entwässerungsanlage. 
 

(3) Zur Entwässerungsanlage der Gemeinde 
gehören auch die im öffentlichen Straßengrund lie-
genden Teile der Grundstücksanschlüsse.  
 

§ 2 
 

Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 
 

(1) Grundstück im Sinn dieser Satzung ist je-
des räumlich zusammenhängende und einem ge-
meinsamen Zweck dienende Grundeigentum dessel-
ben Eigentümers, das eine selbstständige wirtschaftli-
che Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere 
Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn 
des Grundbuchrechts handelt. Soweit rechtlich ver-
bindliche planerische Vorstellungen vorhanden sind, 
sind sie zu berücksichtigen. 
 

(2) Die in dieser Satzung für die Grundstücks-
eigentümer erlassenen Vorschriften gelten auch für 
Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines 
Grundstücks dinglich Berechtigte. Von mehreren 
dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflich-
tet; sie haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 3 

 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Satzung haben die nach-

stehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
 
 
 

 
 

Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaft-
lichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in sei-
nen Eigenschaften verändert ist oder das von Niederschlägen 
aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen ab-
fließt. 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in land-
wirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser, einschließlich 
Jauche und Gülle, das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht 
zu werden; nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das 
menschliche Fäkalabwasser. 
 

Schmutzwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen 
oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließen-
de Wasser. Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen 
zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austreten-
den und gesammelten Flüssigkeiten. 
 

Niederschlagswasser ist das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten und 
befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser. 
 

Fremdwasser  ist das abfließende Grund-, Quell-, Schichten- und Drainagen-
wasser, das Überlaufwasser von Brunnen und das abfließende 
Sicker- und Drainagenwasser aus der Tiefenentwässerung von 
Straßen, Wegen und Plätzen.  
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Kanäle sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regen-
wasserkanäle einschließlich der Sonderbauwerke,  
wie z. B. Regenbecken, Pumpwerke, Regenüberläufe. 
 

Schmutzwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Schmutzwasser. 
 

Mischwasserkanäle sind zur Aufnahme von Niederschlags- und Schmutzwasser 
bestimmt. 
 

Regenwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Niederschlagswasser. 
 

Fremdwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Fremdwasser. 
 

Sammelkläranlage ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten 
Abwassers einschließlich der Ableitung zum Gewässer. 
 

Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle) sind die Leitungen vom Kanal bis zum Kontrollschacht. In Er-
mangelung eines Kontrollschachtes endet der Grundstücksan-
schluss an der gemeinsamen Grenze zwischen dem öffentli-
chem Straßengrund und dem angeschlossenen bzw. anzu-
schließenden Grundstück.  
 

Grundstücksentwässerungsanlagen sind die Einrichtungen eines Grundstücks, die dem Ableiten des 
Abwassers dienen, bis einschließlich des Kontrollschachts. 
 

Messschacht ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses 
und für die Entnahme von Abwasserproben. 
 

 
 

§ 4 
 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann ver-
langen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser 
Satzung an die öffentliche Entwässerungsanlage 
angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßgabe 
der §§ 14 bis 17 alles Abwasser in die öffentliche 
Entwässerungsanlage einzuleiten. 

 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht er-

streckt sich auf solche Grundstücke, die durch einen 
Kanal erschlossen werden. Der Grundstückseigentü-
mer kann unbeschadet weitergehender bundes- und 
landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass 
neue Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle 
geändert werden. Welche Grundstücke durch einen 
Kanal erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde. 
 

(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht be-
steht nicht, 
 
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder 

Menge nicht ohne weiteres von der öffentlichen 
Entwässerungsanlage übernommen werden 
kann und besser von demjenigen behandelt 
wird, bei dem es anfällt; 

 
2. solange eine Übernahme des Abwassers tech-

nisch oder wegen des unverhältnismäßig ho-
hen Aufwands nicht möglich ist. 

 
 
(4) Die Gemeinde kann den Anschluss und die 

Benutzung versagen, wenn die gesonderte Behand-
lung des Abwassers wegen der Siedlungsstruktur das 
Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt. 

 
(5) Auch für die Niederschlagswasserbeseiti-

gung besteht grundsätzlich ein Anschluss- und Benut-
zungsrecht. Aus ökologischen Gründen und nach 
wasserrechtlichen Vorgaben soll Niederschlagswas-
ser zumindest teilweise vorrangig versickert werden. 
Unbeschadet des Absatzes 4 kann das Benutzungs-
recht eingeschränkt werden, wenn und soweit eine 
teilweise Versickerung oder anderweitige Beseitigung 
von Niederschlagswasser ordnungsgemäß möglich 
ist. Die Gemeinde kann hiervon Ausnahmen zulassen 
oder bestimmen, wenn die Ableitung von Nieder-
schlagswasser aus betriebstechnischen Gründen 
erforderlich ist. 
 

(6) Die Gemeinde kann ein Anschluss- und Be-
nutzungsrecht für die Beseitigung von Gewerbe- oder 
Industrieabwasser oder von Abwasser, das in seiner 
Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser ab-
weicht, vom Abschluss einer Sondervereinbarung  
(§ 7) abhängig machen; das Gleiche gilt für Abwas-
sereinleitungen, die wegen ihrer Menge die Entwässe-
rungsanlage über Gebühr in Anspruch nehmen oder 
belasten. 
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§ 5 
 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind 
verpflichtet, bebaute Grundstücke an die öffentliche 
Entwässerungsanlage anzuschließen (Anschluss-
zwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der 
Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist 

 
(2) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind 

verpflichtet, auch unbebaute Grundstücke an die öffent-
liche Entwässerungsanlage anzuschließen, wenn Ab-
wasser anfällt. 

 
(3) Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm 

bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfal-
len kann, dauernd oder vorübergehend vorhanden sind. 

 
(4) Bei baulichen Maßnahmen, die eine Verände-

rung der Abwassereinleitung nach Menge oder Beschaf-
fenheit zur Folge haben, muss der Anschluss vor dem 
Beginn der Benutzung des Baus hergestellt sein. In 
allen anderen Fällen ist der Anschluss nach schriftlicher 
Aufforderung durch die Gemeinde innerhalb der von ihr 
gesetzten Frist herzustellen.  

 
(5) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Ent-

wässerungsanlage angeschlossen sind, ist im Umfang 
des Benutzungsrechts alles Abwasser in die öffentliche 
Entwässerungsanlage einzuleiten (Benutzungszwang). 
Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle 
Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der 
Gemeinde die dafür erforderliche Überwachung zu dul-
den. 
 

§ 6 
 

Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 
 

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder 
zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil be-
freit, wenn der Anschluss oder die Benutzung aus be-
sonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der 
Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe 
schriftlich bei der Gemeinde einzureichen. 

 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingun-

gen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
 

§ 7 
 

Sondervereinbarungen 
 

(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder 
zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann die 
Gemeinde durch Vereinbarung ein besonderes Benut-
zungsverhältnis begründen. Ein Anschluss- und Benut-
zungsrecht wird in diesem Fall erst mit dem wirksamen 
Abschluss der Sondervereinbarung begründet; das 
Gleiche gilt für die Begründung einer Anschluss- und 
Benutzungspflicht.  

 

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die 
Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und 
Gebührensatzung entsprechend. Ausnahmsweise kann 
in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt 
werden, soweit dies sachgerecht ist. 
 

§ 8 
 

Grundstücksanschluss 
 

(1) Die Grundstücksanschlüsse werden von der 
Gemeinde hergestellt, angeschafft, verbessert, erneu-
ert, verändert, beseitigt und unterhalten. Die Gemeinde 
kann, soweit die Grundstücksanschlüsse nicht nach § 1 
Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungsanlage sind, auf 
Antrag zulassen oder von Amts wegen anordnen, dass 
der Grundstückseigentümer den Grundstücksanschluss 
ganz oder teilweise herstellt, anschafft, verbessert, 
erneuert, verändert, beseitigt und unterhält; die §§ 10 
mit 12 gelten entsprechend. 

 
(2) Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite 

und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt 
auch, wo und an welchen Kanal anzuschließen ist. 
Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer wer-
den dabei nach Möglichkeit berücksichtigt. 

 
(3) Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an die 

öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen oder 
anzuschließen ist, muss die Verlegung von Grund-
stücksanschlüssen, den Einbau von Schächten, Schie-
bern, Messeinrichtungen und dergleichen und von Son-
derbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von 
Hinweisschildern dulden, soweit diese Maßnahmen für 
die ordnungsgemäße Beseitigung des auf seinem 
Grundstück anfallenden Abwassers erforderlich sind. 
 

§ 9 
 

Grundstücksentwässerungsanlage 
 

(1) Jedes Grundstück, das an die öffentliche 
Entwässerungsanlage angeschlossen wird, ist vorher 
vom Grundstückseigentümer mit einer Grundstücksent-
wässerungsanlage zu versehen, die nach den aner-
kannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, 
zu unterhalten und zu ändern ist. 

 
(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind 

mit einer Grundstückskläranlage (Kleinkläranlage mit 
mechanischer Abwasservorbehandlung und biologi-
scher Abwassernachbehandlung) zu versehen, wenn 
das Abwasser keiner Sammelkläranlage zugeführt wird. 
Die Grundstückskläranlage ist auf dem anzuschließen-
den Grundstück zu erstellen; sie ist Bestandteil der 
Grundstücksentwässerungsanlage. Sobald das Abwas-
ser einer Sammelkläranlage zugeführt werden kann, ist 
die Grundstückskläranlage stillzulegen. Die nicht abflie-
ßenden Abwässer, insbesondere der Fäkalschlamm, 
sind umgehend in zulässiger Weise schadlos zu besei-
tigen. Den Zeitpunkt der Stilllegung der Grundstücks-
kläranlage bestimmt die Gemeinde. 
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(3) Am Ende der Grundstücksentwässerungsan-
lage ist ein Kontrollschacht vorzusehen. Die Gemeinde 
kann verlangen, dass anstelle oder zusätzlich zum Kon-
trollschacht ein Messschacht zu erstellen ist. 

 
(4) Besteht zum Kanal kein natürliches Gefälle, 

so kann die Gemeinde vom Grundstückseigentümer den 
Einbau und den Betrieb einer Hebeanlage zur Entwäs-
serung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese 
Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung der Abwäs-
ser bei einer den Regeln der Technik entsprechenden 
Planung und Ausführung des Kanalsystems nicht mög-
lich ist.  

 
(5) Gegen den Rückstau des Abwassers aus 

dem Abwassernetz hat sich jeder Anschlussnehmer 
selbst zu schützen. 

 
(6) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie 

Arbeiten daran dürfen nur durch fachlich geeignete 
Unternehmer ausgeführt werden. 
 

§ 10 
 

Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage 
 

(1) Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage 
hergestellt oder geändert wird, sind der Gemeinde fol-
gende Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen: 
 
a) Lageplan des zu entwässernden Gründstücks im 

Maßstab 1:1.000, 
b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, 

aus denen der Verlauf der Leitungen und im Falle 
des § 9 Abs. 2 die Grundstückskläranlage er-
sichtlich sind, 

c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der 
Entwässerungsgegenstände im Maßstab 1:100, 
bezogen auf Normal-Null (NN), aus denen insbe-
sondere die Gelände- und Kanalsohlen-höhen, 
die maßgeblichen Kellersohlenhöhen, Quer-
schnitte und Gefälle der Kanäle, Schächte, 
höchste Grundwasseroberfläche zu ersehen sind, 

d) wenn Gewerbe- oder Industrieabwässer oder 
Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich 
vom Hausabwasser abweicht, zugeführt werden, 
ferner Angaben über 
- Zahl der Beschäftigten und der ständigen 

Bewohner auf dem Grundstück, wenn deren 
Abwasser miterfasst werden soll, 

- Menge und Beschaffenheit des Verarbei-
tungsmaterials, der Erzeugnisse, 

- die abwassererzeugenden Betriebs-
vorgänge, 

- Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum 
Einleiten bestimmten Abwassers, 

- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vor-
behandlung des Abwassers (Kühlung, Reini-
gung, Neutralisation, Dekonta-minierung) mit 
Bemessungsnachweisen. 

 
Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den 
wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Verbrauch, 
Kreislauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehand-
lung beabsichtigten Einrichtungen.  

Die Pläne haben den bei der Gemeinde aufliegenden 
Planmustern zu entsprechen. Alle Unterlagen sind von 
den Bauherrn und Planfertigern zu unterschreiben. 
 

(2) Die Gemeinde prüft, ob die beabsichtigten 
Grundstücksentwässerungsanlagen der Bestimmungen 
dieser Satzung entsprechen. Ist das der Fall, so erteilt 
die Gemeinde schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine 
Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustim-
mungsvermerk zurück. Die Zustimmung kann unter 
Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Andernfalls 
setzt die Gemeinde dem Bauherrn unter Angabe der 
Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die 
geänderten Unterlagen sind sodann erneut einzurei-
chen. 

 
(3) Mit der Herstellung oder Änderung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen darf erst nach 
schriftlicher Zustimmung der Gemeinde begonnen wer-
den. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbe-
sondere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen 
Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 

 
(4) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 

kann die Gemeinde Ausnahmen zulassen. 
 

§ 11 
 

Herstellung und Prüfung der  
Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1) Die Grundstückseigentümer haben der Ge-

meinde den Beginn des Herstellens, des Änderns, des 
Ausführens größerer Unterhaltungsarbeiten oder des 
Beseitigens drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen und 
gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. Muss we-
gen Gefahr in Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen 
werden, so ist der Beginn innerhalb 24 Stunden schrift-
lich anzuzeigen. 

 
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Arbeiten zu 

überprüfen. Alle Leitungen dürfen nur mit vorheriger 
Zustimmung der Gemeinde verdeckt werden. Andern-
falls sind sie auf Anordnung der Gemeinde freizulegen. 

 
(3) Die Grundstückseigentümer haben zu allen 

Überprüfungen Arbeitskräfte, Geräte und Werkstoffe 
bereitzustellen. 

 
(4) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer an-

gemessenen Frist durch die Grundstückseigentümer zu 
beseitigen. Die Beseitigung der Mängel ist der Gemein-
de zur Nachprüfung anzuzeigen. 

 
(5) Die Gemeinde kann verlangen, dass die 

Grundstücksentwässerungsanlagen nur mit ihrer Zu-
stimmung in Betrieb genommen werden. Die Zustim-
mung kann insbesondere davon abhängig gemacht 
werden, dass seitens des vom Grundstückseigentümer 
beauftragten Unternehmers eine Bestätigung über die 
Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit der Anlagen vorgelegt 
wird. 
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(6) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 und die 
Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage durch 
die Gemeinde befreien den Grundstückseigentümer, 
den Bauherrn, den ausführenden Unternehmer und den 
Planfertiger nicht von der Verantwortung für die vor-
schriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung 
der Anlage. 
 

§ 12 
 

Überwachung 
 

(1) Die Gemeinde ist befugt, die Grundstücks-
entwässerungsanlagen jederzeit zu überprüfen, Abwas-
serproben zu entnehmen und Messungen durchzufüh-
ren. Dasselbe gilt für die Grundstücksanschlüsse und 
Messschächte, wenn die Gemeinde sie nicht selbst 
unterhält. Zu diesem Zweck sind den Beauftragten der 
Gemeinden, die sich auf Verlangen auszuweisen haben, 
ungehindert Zugang zu allen Anlageteilen zu gewähren 
und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Die Grund-
stückseigentümer werden davon vorher möglichst ver-
ständigt; das gilt nicht für Probeentnahmen und Abwas-
sermessungen. 
 

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, 
die von ihm zu unterhaltenden Grundstücksentwässe-
rungsanlagen in Abständen von zehn Jahren durch 
einen fachlich geeigneten Unternehmer auf Bauzustand, 
insbesondere Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit unter-
suchen und festgestellte Mängel beseitigen zu lassen. 
Über die durchgeführten Untersuchungen und über die 
Mängelbeseitigung ist der Gemeinde eine Bestätigung 
des damit beauftragten Unternehmers vorzulegen. Die 
Gemeinde kann darüber hinaus jederzeit verlangen, 
dass die vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden 
Anlagen in einen Zustand gebracht werden, der Störun-
gen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der öffentli-
chen Entwässerungsanlage und Gewässerverunreini-
gungen ausschließt. 
 

(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder 
Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom 
Hausabwasser abweicht, zugeführt, kann die Gemeinde 
den Einbau und den Betrieb von Überwachungseinrich-
tungen verlangen. Hierauf wird in der Regel verzichtet, 
soweit für die Einleitung in die Sammelkanalisation eine 
Genehmigung nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) und / oder dem Bayerischen Wassergesetzes 
(BayWG) vorliegt und die danach vorgeschriebenen 
Überwachungseinrichtungen – insbesondere in Vollzug 
der Eigenüberwachungsverordnung vom  
20. September 1995 (GVBl S. 769) in der jeweils gelten-
den Fassung – eingebaut, betrieben und für eine ord-
nungsgemäße gemeindliche Überwachung zur Verfü-
gung gestellt werden. 
 

(4) Die Grundstückseigentümer haben Störungen 
und Schäden an den Grundstücksanschlüssen, Mess-
schächten, Grundstücksentwässerungsanlagen, Über-
wachungseinrichtungen und etwaigen Vorbehandlungs-
anlagen unverzüglich der Gemeinde anzuzeigen. 
 

(5) Die Verpflichtung nach den Absätzen 1 bis 4 
gilt auch für die Benutzer der Grundstücke. 

§ 13 
 

Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem 
Grundstück 

 
Abflusslose Gruben und Sickeranlagen sind au-

ßer Betrieb zu setzen, sobald ein Grundstück an die 
öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen ist; 
das gleiche gilt für Grundstückskläranlagen, sobald die 
Abwässer einer ausreichenden Sammelkläranlage zu-
geführt werden. Sonstige Grundstücksentwässerungs-
einrichtungen sind, wenn sie den Bestimmungen der §§ 
9 bis 11 nicht entsprechen, in dem Umfang außer Be-
trieb zu setzen, in dem das Grundstück an die öffentli-
che Entwässerungsanlage anzuschließen ist. 
 

§ 14 
 

Einleiten in die Kanäle 
 

(1) In Schmutzwasserkanäle darf nur Schmutz-
wasser, in Regenwasserkanäle nur Niederschlagswas-
ser eingeleitet werden. In Fremdwasserkanäle darf nur 
Fremdwasser eingeleitet werden; ausnahmsweise kann 
die Gemeinde die Einleitung von Niederschlagswasser 
zulassen, wenn eine andere geordnete Ableitung nicht 
möglich ist.  

 
(2) Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle ein-

geleitet werden kann, bestimmt die Gemeinde. 
 

§ 15 
 

Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen 
 

(1) In die öffentliche Entwässerungsanlage dür-
fen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht werden, die  

 
- die dort beschäftigten Personen gefährden oder 

deren Gesundheit beeinträchtigen, 
- die öffentliche Entwässerungsanlage oder die an-

geschlossenen Grundstücke gefährden oder be-
schädigen, 

- den Betrieb der Entwässerungsanlage erschweren, 
behindern oder beeinträchtigen, 

- die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder 
gärtnerische Verwertung des Klärschlamms er-
schweren oder verhindern oder 

- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere 
die Gewässer, auswirken. 

 
(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für  
 

1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie 
Benzin, Benzol, Öl 

2. infektiöse Stoffe, Medikamente 
3. radioaktive Stoffe 
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfär-

bung des Abwassers in der Sammelkläranlage oder 
des Gewässers führen, Lösemittel 

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Aus-
dünstungen, Gase oder Dämpfe verbreiten können, 
insbesondere Kondensat von Brennwertkesseln 

6. Grund- und Quellwasser, Schichten- und Draina-
genwasser, Überlaufwasser von Brunnen sowie für 
Sicker- und Drainagenwasser aus der Tiefenent-
wässerung von Straßen, Wegen und Plätzen. 
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7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, 
Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, Kunsthar-
ze, Teer, Pappe, Dung, Küchenabfälle, Schlachtab-
fälle, Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten 

8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, 
Jauche, Gülle, Abwasser aus Dunggruben und 
Tierhaltungen, Silagegärsaft, Blut aus Schlächterei-
en, Molke 

9. Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen aus Vor-
behandlungsanlagen, Räumgut aus Grundstücks-
kläranlagen und Abortgruben unbeschadet ge-
meindlicher Regelungen zur Beseitigung der Fäkal-
schlämme 

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis 
einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähig-
keit oder einer krebserzeugenden, fruchtschädigen-
den oder erbgutverändernden Wirkung als gefähr-
lich zu bewerten sind wie Schwermetalle, Cyanide, 
halogenierte Kohlenwasserstoffe, polycyclische A-
romaten, Phenole. Ausgenommen sind  
a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Ab-

wasser in der Art und in der Menge, wie sie 
auch im Abwasser aus Haushaltungen übli-
cherweise anzutreffen sind; 

b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vor-
behandlungsanlage zurückgehalten werden 
können und deren Einleitung die Gemeinde in 
den Einleitungsbedingungen nach Absatz 3 zu-
gelassen hat; 

c) Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach 
Art. 41c des Bayerischen Wassergesetzes ein-
geleitet werden oder für die eine Genehmi-
gungspflicht nach § 1 Abs. 2 der Verordnung 
über die Genehmigungspflicht für das Einleiten 
wassergefährdender Stoffe in Sammelkanalisa-
tionen und ihre Überwachung vom 27. Sep-
tember 1985 (GVBl S. 634) in der jeweils gel-
tenden Fassung entfällt, soweit die Gemeinde 
keine Einwendungen erhebt. 

11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben,  
- von dem zu erwarten ist, dass es auch nach 

der Behandlung in der Sammelkläranlage nicht 
den Mindestanforderungen nach § 7a des 
Wasserhaushaltsgesetzes entsprechen wird, 

- das wärmer als + 35 °C ist, 
- das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 

aufweist, 
- das aufschwimmende Öle und Fette enthält, 
- das als Kühlwasser benutzt worden ist.  

 
Probenahmen, Messungen und Untersuchungen des 
Abwassers sind unbeschadet des § 17 entsprechend 
der Anlage 2 vorzunehmen; diese Anlage findet auch für 
die Probezeiträume entsprechende Anwendung. 

 
(3) Die Einleitungsbedingungen nach Absatz 2 

Nr. 10 Buchst. b werden nach Maßgabe des Absatzes 2 
Nr. 11 i.V.m. Anlage 1 gegenüber den einzelnen An-
schlusspflichtigen oder im Rahmen der Sondervereinba-
rung festgelegt. Eine Änderung oder Ergänzung der 
Einleitungsbedingungen aufgrund von Vorgaben des 
Abwasserverbandes Saale, Hof, oder der Stadt Hof, im 
Vollzug vertraglicher Regelungen bleibt allgemein oder 
im Einzelfall vorbehalten. 

 

(4) Über Absatz 3 hinaus kann die Gemeinde in 
Einleitungsbedingungen auch die Einleitung von Ab-
wasser besonderer Art und Menge ausschließen oder 
von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, 
soweit dies zum Schutz des Betriebspersonals, der 
Entwässerungsanlage oder zur Erfüllung der für den 
Betrieb der öffentlichen Entwässerungsanlage gelten-
den Vorschriften, insbesondere deren Bedingungen und 
Auflagen des der Gemeinde erteilten wasserrechtlichen 
Bescheids erforderlich ist. 

 
(5) Die Gemeinde kann die Einleitungsbedingun-

gen nach Abs. 3 und 4 neu festlegen, wenn die Einlei-
tung von Abwasser in die öffentliche Entwässerungsan-
lage nicht nur vorübergehend nach Art und Menge we-
sentlich geändert wird oder wenn sich die für den Be-
trieb der öffentlichen Entwässerungsanlage geltenden 
Gesetze oder Bescheide ändern. Die Gemeinde kann 
Fristen festlegen, innerhalb derer die zur Erfüllung der 
geänderten Anforderungen notwendigen Maßnahmen 
durchgeführt werden müssen. Insbesondere kann die 
Gemeinde die Einleitungsbedingungen an die jeweils 
geltenden Einleitungsbedingungen des Abwasserver-
bandes Saale, Hof, bzw. der Stadt Hof, anpassen. 

 
(6) Die Gemeinde kann die Einleitung von Stof-

fen im Sinn der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn der 
Verpflichtete Vorkehrungen trifft, durch die die Stoffe 
ihre gefährdende oder schädigende oder den Betrieb 
der öffentlichen Entwässerungsanlage erschwerende 
Wirkung verlieren. In diesem Fall hat er der Gemeinde 
eine Beschreibung nebst Plänen in doppelter Fertigung 
vorzulegen. Die Gemeinde kann die Einleitung der Stof-
fe zulassen, erforderlichenfalls nach Anhörung der für 
den Gewässerschutz zuständigen Sachverständigen. 
Ferner kann die Gemeinde in begründeten Ausnahme-
fällen auf Antrag vom Einleitungsverbot nach Abs. 2 Nr. 
6 ganz oder teilweise mit bestimmten Maßgaben (vgl. § 
7) befreien. 

 
(7) Besondere Vereinbarungen zwischen der 

Gemeinde und einem Verpflichteten, die das Einleiten 
von Stoffen im Sinn des Absatzes 1 durch entsprechen-
de Vorkehrungen an der öffentlichen Entwässerungsan-
lage ermöglichen, bleiben vorbehalten. 

 
(8) Wenn Stoffe im Sinn des Absatzes 1 in eine 

Grundstücksentwässerungsanlage oder in die öffentli-
che Entwässerungsanlage gelangen, ist die Gemeinde 
sofort zu verständigen. 

 
(9) Die Anlagen 1 und 2 sind Bestandteil dieser 

Entwässerungssatzung und werden ihr beigefügt. 
 

§ 16 
 

Abscheider 
 

(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten 
wie z.B. Benzin, Benzol, Öle oder Fette mitabge-
schwemmt werden können, sind in die Grundstücksent-
wässerungsanlage Abscheider einzuschalten und inso-
weit ausschließlich diese zu benutzen.  
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(2) Die Abscheider müssen in regelmäßigen Zeit-
abständen und bei Bedarf entleert werden. Die Gemein-
de kann den Nachweis der ordnungsgemäßen Entlee-
rung verlangen. Das Abscheidegut ist schadlos zu ent-
sorgen. 
 

§ 17  
 

Untersuchung des Abwassers 
 

(1) Die Gemeinde kann über die Art und Menge 
des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers Auf-
schluss verlangen. Dies gilt insbesondere für die Einlei-
tung des Abwassers aus Gewerbe- und Industriebetrie-
ben hinsichtlich der Parameter in § 15 Abs. 2 Nr. 11. 
Dazu können vom Grundstückseigentümer bzw. vom 
Benutzer der Grundstücke in zeitlichen Abständen, die 
von der Gemeinde bestimmt werden, Untersuchungen 
auf Parameter, Stoffe bzw. Stoffgruppen, die gemäß § 
15 Abs. 2 Nr. 11 in der Anlage 1 genannt sind, verlangt 
werden. Probenahme, Probenahmezeitraum, Messun-
gen und Untersuchungen sind entsprechend § 15 Abs. 2 
Nr. 11 nach der Anlage 2 vorzunehmen. Die Untersu-
chungshäufigkeit ist in der Anlage 3 festgelegt. Die Un-
tersuchungen sind vom Grundstückseigentümer bzw. 
Benutzer der Grundstücke auf deren Kosten durchfüh-
ren zu lassen. Zur Untersuchung verpflichtete können 
sich zur Erfüllung der Pflichten Dritter bedienen. Die 
Untersuchungsergebnisse sind in einem Betriebstage-
buch aufzunehmen, das den Erfordernissen des § 4 
Abs. 2 Satz 1 der Eigenüberwachungsverordnung in der 
jeweils geltenden Fassung entspricht. Das Betriebsta-
gebuch ist in der Gemeinde auf Verlangen, unabhängig 
davon zum 
01. Februar eines jeden Jahres, zur Einsichtnahme 
vorzulegen. Bevor erstmalig Abwasser eingeleitet wird 
oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten Abwassers 
geändert werden, ist der Gemeinde auf Verlangen nach-
zuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die 
unter das Verbot des § 15 fallen; § 15 Abs. 2 Nr. 11 und 
Abs. 3 finden entsprechende Anwendung.  

(2) Die Gemeinde kann eingeleitetes Abwasser 
jederzeit, auch periodisch, auf Kosten des Grundstücks-
eigentümers untersuchen lassen. Auf die Überwachung 
wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung in 
die Sammelkanalisation eine Genehmigung nach dem 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und / oder dem Bayeri-
schen Wassergesetz (BayWG) vorliegt und die dafür 
vorgeschriebenen Untersuchungen, insbesondere nach 
der Abwassereigenüberwachungsverordnung in der 
jeweils geltenden Fassung, ordnungsgemäß durchge-
führt und der Gemeinde vorgelegt werden. Die Gemein-
de kann verlangen, dass die nach § 12 Abs. 3 eingebau-
ten Überwachungseinrichtungen ordnungsgemäß be-
trieben und die Messergebnisse vorgelegt werden. 

 
(3) Industrie- und Gewerbetreibende, die zulässi-

ge Stoffe im Sinne des § 15 i.V.m. der Anlage 1 einlei-
ten, sollen unbeschadet der Verpflichtung nach Abs. 1 
ihre Abwässer auch im eigenen Interesse in regelmäßi-
gen Abständen untersuchen lassen. Abs. 1 Satz 4 und 5 
sowie Abs. 2 gelten entsprechend. 

 

(4) Die Beauftragten der Gemeinde und die Be-
diensteten der für die Gewässeraufsicht zuständigen 
Behörden können die anzuschließenden oder die ange-
schlossenen Grundstücke betreten, wenn dies zur 
Durchführung der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehe-
nen Maßnahmen erforderlich ist. 

 
(5) Die Anlage 3 ist Bestandteil dieser Entwässe-

rungssatzung und wird ihr beigefügt. 
 

§ 18 
 

Haftung 
 

(1) Die Gemeinde haftet unbeschadet Abs. 2 
nicht für Schäden, die auf solchen Betriebsstörungen 
beruhen, die sich auch bei ordnungsgemäßer Planung, 
Ausführung und Unterhaltung der Entwässerungsein-
richtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 gilt insbesonde-
re auch für Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen 
werden. 

 
(2) Die Gemeinde haftet für Schäden, die sich 

aus dem Benützen der öffentlichen Entwässerungsan-
lage ergeben, nur dann, wenn einer Person, deren sich 
die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen be-
dient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer 

haben für die ordnungsgemäße Benutzung der öffentli-
chen Entwässerungsanlage einschließlich des Grund-
stücksanschlusses zu sorgen. 

 
(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder ei-

ner Sondervereinbarung zuwiderhandelt, haftet der 
Gemeinde für alle ihr dadurch entstehenden Schäden 
und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und Nachteile, 
die durch den mangelhaften Zustand der Grundstücks-
entwässerungsanlage oder des Grundstücksanschlus-
ses verursacht werden, wenn und soweit dieser nach 
§ 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen, zu er-
neuern, zu ändern und zu unterhalten ist oder vom 
Grundstückseigentümer hergestellt, erneuert, geändert 
und unterhalten wird bzw. wurde. Mehrere Verpflichtete 
haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 19 
 

Grundstücksbenutzung 
 

(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbrin-
gen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör 
zur Ableitung von Abwasser über sein im Entsorgungs-
gebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutz-
maßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit 
diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung 
erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, 
die an die öffentliche Entwässerungsanlage ange-
schlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentü-
mer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem an-
geschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen 
Grundstück genutzt werden oder für die die Möglichkeit 
der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich 
vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inan-
spruchnahme der Grundstücke den Eigentümer in un-
zumutbarer Weise belasten würde. 
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(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig 
über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruch-
nahme seines Grundstücks zu benachrichtigen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verle-

gung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der 
bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die 
Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu tragen, 
soweit die Einrichtung nicht ausschließlich der Entsor-
gung des Grundstücks dient. 

 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche 

Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstü-
cke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffentli-
chen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt 
sind. 

 
§ 20 

 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung 

kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich  
 

1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benut-
zungszwang (§ 5) zuwiderhandelt, 

2. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 4 
und 5 und § 17 Abs. 1 festgelegten Melde-, 
Auskunfts- oder Vorlagefristen verletzt, 

3. entgegen § 10 Abs. 3 vor Zustimmung der Ge-
meinde mit der Herstellung oder Änderung der 
Grundstücksentwässerungsanlage beginnt, 

4. entgegen den Vorschriften der §§ 14 und 15 Ab-
wässer oder sonstige Stoffe in die öffentliche Ent-
wässerungsanlage einleitet. 

 
§ 21 

 
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel 

 
(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach 

dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anord-
nungen für den Einzelfall erlassen. 

 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung 

vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder 
Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayerischen 
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

 
§ 22 

 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 

2010 in Kraft. 
 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2009 tritt die 
Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage der 
Gemeinde Konradsreuth vom 18. September 2003 für 
das Gebiet der Gemeindeteile Konradsreuth mit Berg, 
Maschinenhaus, Neudörflein, Steinmühle, Schallers-
reuth, Klausenhof, Martinsreuth mit Glänzlamühle, O-
berpferdt mit Ausnahme der Anwesen Lerchenberg 1 
bis 3 und Wiesenweg 1, sowie Silberbach mit Ausnah-
me der Anwesen Wendlershof 1 und 2 und Hollareuth 1, 
geändert mit Satzung vom 10. Mai 2004, außer Kraft. 

 
 

Konradsreuth, den 25. November 2010 
Gemeinde Konradsreuth  

 
Matthias Döhla 
Erster Bürgermeister 
 
 
Anlage 1 
 
zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Konrads-
reuth vom 25. November 2010 für das Gebiet der 
Gemeindeteile Konradsreuth mit Berg, Maschinen-
haus, Neudörflein, Steinmühle, Schallersreuth, 
Klausenhof, Martinsreuth mit Glänzlamühle,  
Oberpferdt mit Ausnahme der Anwesen Lerchen-
berg 1 bis 3 und Wiesenweg 1, sowie Silberbach mit 
Ausnahme der Anwesen Wendlershof 1 und 2 und 
Hollareuth 1 (vgl. § 15 Abs. 2 Nr. 11, Abs. 3 und 9  
und § 17 Abs. 1 bis 3 EWS) 
 
Das Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben 
darf keine höheren Konzentrationen an absetzbaren 
Stoffen, anorganischen oder organischen Stoffen wie 
nachstehend aufgeführt in der Stichprobe enthalten 
bzw. keine höhere Temperatur aufweisen: 
 
a)  Allgemeine Parameter 
 
Absetzbare Stoffe (0,5 Std. Absetzzeit) 1 ml/l 

Temperatur 35   °C ° 

pH-Wert, zulässig 6,5 – 9,0 

 
b)  Anorganische Stoffe 
 
Stickstoff aus Ammonium u. Ammoniak 
(NH4N + NH3) 200 mg/l 

Cyanid, durch Chlor zerstörbar (CN) 1 mg/l 

Cyanid, gesamt (CN) 20 mg/l 

Chlor, freies (Cl2) 0,5 mg/l 

Fluorid (F) 20 mg/l 

Nitrit (NO2N) 10 mg/l 

Sulfat (SO4) 600 mg/l 

Sulfid (S) 2 mg/l 

Phosphorverbindungen (P) 15 mg/l 

Arsen (As) 1 mg/l 

Barium (Ba) 10 mg/l 
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Blei (Pb) 2 mg/l 

Cadmium (Cd) 0,5 mg/l 

Chrom, ges. (Cr) 2,0 mg/l 

Chrom VI als Chromat Cr0 0,5 mg/l 

Cobalt (Co) 5,0 mg/l 

Kupfer (Cu) 2,0 mg/l 

Nickel (Ni) 1,0 mg/l 

Quecksilber (Hg) 0,05 mg/l 

Selen (Se) 1,0 mg/l 

Silber (Ag) 2,0 mg/l 

Zinn (Sn) 5,0 mg/l 

Zink (Zn) 5,0 mg/l 

 
c)  Organische Stoffe 
 
 Chemischer Sauerstoffbedarf CSB 
 
bis   250 m3/d 10 000 mg 02/l 
251 bis   500 m3/d 5 000 mg 02/l 
501 bis 1000 m3/d 2 500 mg 02/l 
1001 bis 1500 m3/d 2 000 mg 02/l 
1501 bis 2000 m3/d 1 500 mg 02/l 
ab 2000 m3/d 1 000 mg 02/l 
 
 Biochemischer Sauerstoffbedarf  BSB5 

 

bis 250 m3/d 5 000 mg 02/l 
251 bis 500 m3/d 2 500 mg 02/l 
501 bis 1000 m3/d 1 250 mg 02/l 
1001 bis 1500 m3/d 1 000 mg 02/l 
1501 bis 2000 m3/d 750 mg 02/l 
ab 2000 m3/d 500 mg 02/l 
 
Verseifbare Öle, Fette u. Fettsäuren 250 mg/l 
 
Kohlenwasserstoffe 
- direkt abscheidbar (DIN 38409 Teil 19) 

(z.B. aus Leichtflüssigkeitsabscheidern) 
DIN 1999 beachten 

 
- gesamt (DIN 38409 Teil 18) 

(z.B. aus Emulsionsspaltanlagen) 20 mg/l 
 

Wasserdampfflüchtige, halogenfreie 
Phenole (C6H50H) 100 mg/l 
 
Adsorbierbare, organisch gebundene 
Halogene (AOX), berechnet als CI 1,0 mg/l 
 
Farbstoffe nur in einer so niedrigen 
Konzentration, dass der Vorfluter nach Einleitung 
des Ablaufs einer mechanisch biologischen KA visuell 
nicht mehr gefärbt erscheint.  
 
z.B. für einen roten Farbstoff 
Extinktion  0,05 cm-1 
 

d)  Spontan sauerstoffverbrauchende Stoffe  
     nach DEV G 4 (17. Lief. 1986) 100 mg/l  
 
Die Werte beziehen sich auf das Abwasser im Ablauf 
der dem Übergabepunkt in die öffentliche Entwässe-
rungsanlage vorgeschalteten Abwasser-
behandlungsanlage. Bei Fehlen einer Behandlungs-
anlage sind die Werte im Ablauf zur Kanalisation einzu-
halten. Soweit Grenzwerte in Abhängigkeit der täglichen 
Abwassermenge festgelegt sind, wird die Abwasser-
menge an Tagen mit maximalem Abwasser-anfall be-
stimmt. 
 
Die Werte dürfen nicht entgegen den jeweils in Betracht 
kommenden Regeln der Technik durch Verdünnung 
oder Vermischung erreicht werden. 
 
Ein Wert ist einzuhalten. Er gilt auch als eingehalten, 
wenn die Ergebnisse der letzten fünf durch die Gemein-
de vorgenommenen Überprüfungen in vier Fällen die-
sen Wert nicht überschreiten und kein Ergebnis diesen 
Wert um mehr als 100 v.H. übersteigt. Überprüfungen, 
die länger als drei Jahre zurückliegen, bleiben unbe-
rücksichtigt. 
 
Anlage 2  
 
zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Konrads-
reuth vom 25. November 2010 für das Gebiet der 
Gemeindeteile Konradsreuth mit Berg, Maschinen-
haus, Neudörflein, Steinmühle, Schallersreuth, 
Klausenhof, Martinsreuth mit Glänzlamühle,  
Oberpferdt mit Ausnahme der Anwesen Lerchen-
berg 1 bis 3 und Wiesenweg 1, sowie Silberbach mit 
Ausnahme der Anwesen Wendlershof 1 und 2 und 
Hollareuth 1 (vgl. § 15 Abs. 2 Nr. 11, Abs. 3 und 9  
und § 17 Abs. 1 bis 3 EWS) 
 
Bezüglich der Probenahme, des Probenahmezeitraums, 
der Messungen und Untersuchungen sind die in den 
Anlagen und Anhängen zur Rahmen-Abwasser-
Verwaltungsvorschrift über Mindestanforderungen an 
das Einleiten von Abwasser in Gewässer - Rahmen-
Abwasser-VwV - vom 08. September 1989 (GMBI.  
S. 518) in der Fassung vom 31. Juli 1996 (GMBI. S. 
729) sowie der Verordnung über Anforderungen an das 
Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserverord-
nung – AbwV) vom 21. März 1997 (BGBI I S. 556) i.d.F. 
der Bekanntmachung vom  
15. Oktober 2002 (BGBI I. S. 4047), enthaltenen oder 
gleichwertigen Analysen- und Messverfahren zugrunde- 
zulegen. Künftige Änderungen und Ergänzungen, ins-
besondere der Anlagen und Anhänge, sind ebenfalls zu 
beachten. 
 
Zur Untersuchung ist eine qualifizierte, homogenisierte 
Stichprobe heranzuziehen. 
 
Eine qualifizierte Stichprobe umfasst mindestens fünf 
Stichproben, die in einem Zeitraum von höchstens zwei 
Stunden im Abstand von nicht weniger als zwei Minuten 
entnommen, gemischt werden. 
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Anlage 3  
 
zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Konrads-
reuth vom 25. November 2010 für das Gebiet der 
Gemeindeteile Konradsreuth mit Berg, Maschinen-
haus, Neudörflein, Steinmühle, Schallersreuth, 
Klausenhof, Martinsreuth mit Glänzlamühle,  
Oberpferdt mit Ausnahme der Anwesen Lerchen-
berg 1 bis 3 und Wiesenweg 1, sowie Silberbach mit 
Ausnahme der Anwesen Wendlershof 1 und 2 und 
Hollareuth 1 (vgl. § 15 Abs. 2 Nr. 11, Abs. 3 und 9  
und § 17 Abs. 1 bis 3 EWS) 
 
Festlegung der Untersuchungshäufigkeit 
 
Die Untersuchungshäufigkeit wird in Abhängigkeit von 
der maximalen täglichen Abwassermenge festgelegt: 
 
bis 250 m3/Tag 2 x jährlich 
251 bis 500 m3/Tag 3 x jährlich 
501 bis 1.000 m3/Tag 4 x jährlich 
1.001 bis 1.500 m3/Tag 5 x jährlich 
1.501 bis 2.000 m3/Tag 6 x jährlich 
ab 2.000 m3/Tag 8 x jährlich. 
 
Die zu untersuchenden Parameter werden durch die 
Gemeinde im Einzelfall festgelegt.  
 
Wochentag und Uhrzeit der Probeentnahme müssen 
variiert werden. 
 
 
Satzung Nr. 4:  
 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässe-
rungssatzung der Gemeinde Konradsreuth 
(BGS - EWS)  
 
Vom 25. November 2010 
 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabenge-
setzes erlässt die Gemeinde Konradsreuth folgende 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssat-
zung: 
 

§ 1 
 

Beitragserhebung   
 

Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres Aufwan-
des für die Herstellung der Entwässerungseinrichtung 
für das Gebiet der Gemeindeteile Konradsreuth mit 
Berg, Maschinenhaus, Neudörflein, Steinmühle, 
Schallersreuth, Klausenhof, Martinsreuth mit Glänz-
lamühle, Oberpferdt mit Ausnahme der Anwesen 
Lerchenberg 1 bis 3 und Wiesenweg 1, sowie Silber-
bach mit Ausnahme der Anwesen Wendlershof 1 
und 2 und Hollareuth 1 , einen Beitrag. 
 

§ 2 
 

Beitragstatbestand   
 

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder 
gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare 
Grundstücke erhoben sowie für Grundstücke und befes-
tigte Flächen, die keine entsprechende Nutzungsmög-
lichkeit aufweisen, auf denen aber tatsächlich Abwasser 
anfällt, wenn  
 
1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an 

die Entwässerungseinrichtung besteht oder 
 
2. sie - auch aufgrund einer Sondervereinbarung - an 

die Entwässerungseinrichtung tatsächlich ange-
schlossen sind. 

 
§ 3 

 
Entstehen der Beitragsschuld  

 
(1) Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirkli-

chung des Beitragstatbestandes. Ändern sich die für die 
Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände im Sinne 
des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die - zusätzliche - 
Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maßnahme. 
 

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlas-
sen und ist der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttreten 
dieser Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst 
mit Inkrafttreten dieser Satzung. 
 

§ 4 
 

Beitragsschuldner  
 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Ent-
stehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grund-
stücks oder Erbbauberechtigter ist. 
 

§ 5 
 

Beitragsmaßstab  
 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche 
und der Geschossfläche der vorhandenen Gebäude 
berechnet. Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird 
bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten von mindes-
tens 3.000 m2 Fläche (übergroße Grundstücke) bei 
bebauten Grundstücken auf das Dreifache der beitrags-
pflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch 3.000 
m2, bei unbebauten Grundstücken ebenfalls auf 3.000 
m2 begrenzt. 

 
(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenma-

ßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. 
Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. 
Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie 
ausgebaut sind. Gebäude oder selbstständige Gebäu-
deteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf 
nach Anschluss an die Schmutzwasserableitung auslö-
sen oder die nicht angeschlossen werden dürfen, wer-
den nicht herangezogen; das gilt nicht für Gebäude 
oder Gebäudeteile, die tatsächlich an die Schmutzwas-
serableitung angeschlossen sind. Balkone, Loggien und 
Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie 
über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 
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(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche 
Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei sonsti-
gen unbebauten Grundstücken wird als Geschossfläche 
ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 
Grundstücke, bei denen die zulässige oder für die Bei-
tragsbemessung maßgebliche vorhandene Bebauung im 
Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur untergeordnete 
Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebau-
te Grundstücke i. S. d. Satzes 1. 

 
(4) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nach-

träglichen Änderung der für die Beitragsbemessung 
maßgeblichen Umstände, soweit sich dadurch der Vor-
teil erhöht. Beitragspflichtig sind insbesondere,  

 
- im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks die 

zusätzlichen Flächen, soweit für diese bisher noch 
keine Beiträge geleistet wurden, 

 
- im Falle der Geschossflächenvergrößerung die 

zusätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie im 
Falle des Absatzes 1 Satz 2 für die sich aus ihrer 
Vervielfachung errechnende zusätzliche Grund-
stücksfläche, 

 
- im Falle der Nutzungsänderung eines bisher bei-

tragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils i. S. d. § 5 
Abs. 2 Satz 4, soweit infolge der Nutzungsänderung 
die Voraussetzungen für die Beitragsfreiheit entfal-
len. 

 
(5) Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein 

Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt worden ist, später 
bebaut, so wird der Beitrag nach Abzug der nach Absatz 
3 berücksichtigten Geschossflächen und den nach Abs. 
1 Satz 2 begrenzten Grundstücksflächen neu berechnet. 
Dieser Betrag ist nachzuentrichten. Ergibt die Gegen-
überstellung ein Weniger an Geschossflächen, so ist für 
die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Bei-
tragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche Bei-
trag entrichtet wurde. 

 
(6) Bei einem Grundstück, für das ein Herstel-

lungsbeitrag, jedoch weder eine Kostenerstattung noch 
ein Beitragsanteil für den Grundstücksanschluss im 
öffentlichen Straßengrund geleistet worden ist, wird für 
die bereits veranlagten Grundstücks- und Geschossflä-
chen ein zusätzlicher Beitrag entsprechend der in § 6 
bestimmten Abstufung erhoben. 
 

§ 6 
 

Beitragssatz  
 

(1) Der Beitrag beträgt  
 
a) pro m2 Grundstücksfläche 1,57 €, 
b) pro m2 Geschossfläche 6,76 €. 
 

(2) Für Grundstücke, von denen kein Nieder-
schlagswasser eingeleitet werden darf, wird der Grund-
stücksflächenbeitrag nicht erhoben. Fällt diese Be-
schränkung weg, wird der Grundstücksflächenbeitrag 
nacherhoben. 
 

(3) Bei einem Grundstück, für das der Aufwand 
für den Grundstücksanschluss im Sinne von § 3 EWS in 
vollem Umfang getragen worden ist, beträgt der abge-
stufte Beitrag in den Fällen der Nacherhebung für zu-
sätzliche Grundstücks- bzw. Geschossflächen  
 
a) pro m2 Grundstücksfläche 1,25 €, 
b) pro m2 Geschossfläche 5,40 €. 
 

(4) In den Nacherhebungsfällen einer nachträgli-
chen Bebauung beträgt der zusätzliche Beitrag  

 
a) pro m2 Grundstücksfläche 0,23 €, 
b) pro m2 Geschossfläche 1,01 €. 
 

§ 7 
 

Fälligkeit  
 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe 
des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 7a  
 

Beitragsablösung  
 

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Bei-
tragspflicht abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag 
richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Bei-
trags. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 
§ 8 

 
Erstattung des Aufwands für  

Grundstücksanschlüsse  
 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaf-
fung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und 
Beseitigung sowie für die Unterhaltung der Grund-
stücksanschlüsse i. S. d. § 3 EWS ist mit Ausnahme 
des Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßengrund 
liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in 
der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 

 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Ab-

schluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer im 
Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs 
Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter 
ist; mehrere Schuldner (Eigentümer bzw. Erbbaube-
rechtigte) sind Gesamtschuldner. § 7 gilt entsprechend.  

 
(3) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem 

Entstehen abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag rich-
tet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstat-
tungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung 
besteht nicht.  
 

§ 9 
 

Gebührenerhebung   
 

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der Ent-
wässerungseinrichtung Schmutzwassergebühren und 
Niederschlagswassergebühren. 
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§ 10 
 

Schmutzwassergebühr   
 

(1) Die Schmutzwassergebühr wird nach Maßga-
be der nachfolgenden Absätze nach der Menge der 
Abwässer berechnet, die der Entwässerungseinrichtung 
von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt 
werden. Die Gebühr beträgt 2,46 € pro Kubikmeter 
Schmutzwasser. 

 
(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grund-

stück aus der Wasserversorgungseinrichtung und aus 
der Eigengewinnungsanlage zugeführten Wassermen-
gen abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück 
verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen, 
soweit der Abzug nicht nach Abs. 4 ausgeschlossen ist. 
Die Wassermengen werden durch geeichten Wasser-
zähler ermittelt. Sie sind von der Gemeinde zu schätzen, 
wenn  

 
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 
 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung 

nicht ermöglicht wird, oder 
 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass 

ein Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch 
nicht angibt. 

 
Werden die Wassermengen nicht vollständig über Was-
serzähler erfasst, werden als dem Grundstück aus der 
Eigengewinnungsanlage zugeführte Wassermenge 
pauschal 15 m3 pro Jahr und Einwohner, der zum Stich-
tag 30. Juni des jeweiligen Abrechnungsjahres mit 
Wohnsitz auf dem heranzuziehenden Grundstück ge-
meldet ist, neben der tatsächlich aus der öffentlichen 
Wasserversorgung abgenommenen angesetzt, insge-
samt aber nicht weniger als 35 m3 pro Jahr und Einwoh-
ner. In begründeten Einzelfällen sind ergänzende höhe-
re Schätzungen möglich. Es steht dem Gebührenpflich-
tigen frei, den Nachweis eines niedrigeren Wasser-
verbrauchs zu führen; Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 
 

(3) Der Nachweis der verbrauchten und der zu-
rückgehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebühren-
pflichtigen. Er ist grundsätzlich durch geeichte und ver-
plombte Wasserzähler zu führen, die der Gebühren-
pflichtige auf eigene Kosten fest zu installieren hat. Bei 
landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung gilt für 
jedes Stück Großvieh bzw. für jede Großvieheinheit eine 
Wassermenge von 15 m3 pro Jahr als nachgewiesen. 
Maßgebend ist die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene 
Viehzahl. Der Nachweis der Viehzahl obliegt dem Ge-
bührenpflichtigen; er kann durch Vorlage des Bescheids 
der Tierseuchenkasse erbracht werden. 

 
(4) Vom Abzug nach Absatz 3 sind ausgeschlos-

sen  
 

a) Wassermengen bis zu 12 m3 jährlich, 
 
b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser und 
 
c) das zur Speisung von Heizungsanlagen ver-

brauchte Wasser. 
 

(5) Im Fall des § 10 Abs. 3 Sätze 3 bis 5 ist der 
Abzug auch insoweit begrenzt, als der Wasser-
verbrauch 35 m3 pro Jahr und Einwohner, der zum 
Stichtag 30. Juni des jeweiligen Abrechnungsjahres mit 
Wohnsitz auf dem heranzuziehenden Grundstück ge-
meldet ist, unterschreiten würde. In begründeten Einzel-
fällen sind ergänzende höhere betriebsbezogene 
Schätzungen möglich. 
 

§ 10a 
 

Niederschlagswassergebühr  
 

(1) Maßgeblich für den Anteil des jeweiligen 
Grundstücks an der Niederschlagswasserableitung in 
die Entwässerungseinrichtung ist die reduzierte Grund-
stücksfläche. Diese ergibt sich, wenn die Grundstücks-
fläche mit dem für das Grundstück geltenden Gebiets-
abflussbeiwert multipliziert wird. Der Gebietsabflussbei-
wert stellt den im entsprechenden Gebiet durchschnitt-
lich vorhandenen Anteil der bebauten und befestigten 
Flächen an der Gesamtgrundstücksfläche dar. Aufgrund 
dieser Satzung wird vermutet, dass die so ermittelte 
Fläche der tatsächlich bebauten und befestigten Fläche 
entspricht, von der aus Niederschlagswasser in die 
Entwässerungseinrichtung eingeleitet wird oder abfließt. 
 

(2) Der Gebietsabflussbeiwert beträgt für: 
 

Zone I:  0,2 
Zone II:  0,3 
Zone III:  0,4 
Zone IV:  0,5 
Zone V:  0,7 
Zone VI: 0,9. 
 
Der für das jeweilige Grundstück maßgebliche Gebiets-
abflussbeiwert ergibt sich aus den Eintragungen in der 
Gebietsabflussbeiwertkarte, die Bestandteil dieser Sat-
zung ist. Wird von einem Grundstück, das in einem 
Gebiet liegt, für das in der Gebietsabflussbeiwertkarte 
kein Gebietsabflussbeiwert festgesetzt ist, Nieder-
schlagswasser in die Entwässerungseinrichtung einge-
leitet, so wird der Gebührenberechnung die tatsächlich 
bebaute und befestigte Fläche zugrunde gelegt, von der 
aus Niederschlagswasser eingeleitet wird oder abfließt. 
 

(3) Die Vermutung des Abs. 1 kann widerlegt 
werden, wenn nachgewiesen wird, dass die tatsächlich 
bebaute und befestigte Fläche, von der aus Nieder-
schlagswasser in die Entwässerungseinrichtung einge-
leitet wird oder abfließt, um mindestens zwanzig vom 
Hundert (20 %) oder um mindestens 200 m2 von der 
nach Abs. 1 ermittelten reduzierten Grundstücksfläche 
abweicht. Der Antrag des Gebührenschuldners, die 
Gebühren nach der tatsächlich bebauten und befestig-
ten Fläche zu berechnen, ist bis zum Ablauf der Wider-
spruchsfrist für den Gebührenbescheid zu stellen. An-
träge, die nach Ablauf der Widerspruchsfrist eingehen, 
werden ab dem Veranlagungszeitraum, in dem der 
Antrag eingeht, berücksichtigt. Der Nachweis ist da-
durch zu führen, dass der Antragsteller anhand einer 
Planskizze die einzelnen Flächen, von denen aus Nie-
derschlagswasser eingeleitet wird, genau bezeichnet 
und ihre Größe angibt. 
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(4) Für die Entscheidung sind die tatsächlichen 
Verhältnisse am 30. Juni des Jahres, für das die Gebühr 
erhoben wird, oder, wenn die Gebührenpflicht erst im 
Laufe des Veranlagungszeitraums entsteht, die Verhält-
nisse zu Beginn der Gebührenpflicht maßgebend. Die 
tatsächlich bebaute und befestigte Grundstücksfläche 
bleibt auch für künftige Veranlagungszeiträume Gebüh-
renmaßstab, bis sich die Grundstücksverhältnisse än-
dern. Änderungen der maßgeblichen Flächen hat der 
Gebührenschuldner unaufgefordert bekannt zu geben. 
Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr.  

 
(5) Die Vermutung nach Abs. 1 kann widerlegt 

werden, wenn durch die Gemeinde innerhalb der Fest-
setzungsfrist nachgewiesen wird, dass die tatsächlich 
bebaute und befestigte Fläche, von der das Nieder-
schlagswasser in die gemeindliche Entwässerungsein-
richtung eingeleitet wird, um mindestens zwanzig vom 
Hundert (20 %) oder 200 m2 größer ist, als die nach 
Abs. 1 und 2 ermittelte reduzierte Grundstücksfläche. 
Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. 

 
(6) Die Niederschlagswassergebühr beträgt  

0,21 € pro m2 pro Jahr. 
 

§ 10 b  
 

Gebührenabschläge   
 

Wird vor Einleitung der Abwässer i.S.d. § 10 die-
ser Satzung in die Entwässerungsanlage eine Vorklär-
anlage oder sonstige Vorbehandlung der Abwässer auf 
dem Grundstück verlangt, so ermäßigen sich die 
Schmutzwassergebühren um fünfzig vom Hundert (50 
%). Das gilt nicht für Grundstücke mit gewerblichen oder 
sonstigen Betrieben, bei denen die Vorklärung oder 
Vorbehandlung lediglich bewirkt, dass die Abwässer 
dem durchschnittlichen Verschmutzungsgrad oder der 
üblichen Verschmutzungsart der eingeleiteten Abwässer 
entsprechen.  
 

§ 11  
 

Gebührenzuschläge   
 

Für Abwässer i. S. d. § 10 dieser Satzung, deren 
Beseitigung Kosten verursacht, die die durchschnittli-
chen Kosten der Beseitigung von Hausabwasser von 
mehr als 30 vom Hundert (30 %) übersteigen, wird ein 
Zuschlag bis zur Höhe des den Grenzwert übersteigen-
den Prozentsatzes des Kubikmeterpreises für die 
Schmutzwassergebühr erhoben. 

 
§ 12 

 
Entstehen der Gebührenschuld  

 
(1) Die Schmutzwassergebühr entsteht mit jeder 

Einleitung von Schmutzwasser in die Entwässerungsan-
lage. 

 

(2) Die Niederschlagswassergebühr entsteht 
erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der be-
triebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. Der 
Tag wird im erstmals ergehenden Bescheid bestimmt. 
Im Übrigen entsteht die Niederschlagswassergebühr mit 
dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines Tages-
bruchteils der Jahresgebührenschuld neu. Mit dem 
Inkrafttreten dieser Satzung wird erstmals die Erhebung 
einer Niederschlagswassergebühr eingeführt; wenn und 
soweit der Gebührentatbestand vor dem Inkrafttreten 
dieser Satzung erfüllt ist, entsteht die Gebührenschuld 
erst mit dem Inkrafttreten dieser Satzung. 

 
§ 13 

 
Gebührenschuldner  

 
(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des 

Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks 
dinglich berechtigt ist. 

 
(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber ei-

nes auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. 
 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamt-

schuldner. 
 

§ 14 
 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung  
 

(1) Die Einleitung wird jährlich abgerechnet; Ab-
rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. Die Schmutzwas-
ser- und die Niederschlagswassergebühr werden einen 
Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides 
fällig. 

 
(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15. Febru-

ar, 15. Mai, 15. August und 15. November jeden Jahres 
Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels von neunzig 
vom Hundert (90 %) der Jahresabrechnung des Vorjah-
res zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, 
so setzt die Gemeinde die Höhe der Vorauszahlungen 
unter Schätzung der Jahresgesamteinleitung fest. 

 
§ 15 

 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner  

 
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind ver-

pflichtet, der Gemeinde für die Höhe der Abgabe maß-
gebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und 
über den Umfang dieser Veränderungen - auf Verlan-
gen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen - 
Auskunft zu erteilen. 
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§ 16 
 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten  
 

(1) Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2010 in Kraft. 
 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2009 tritt die 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssat-
zung der Gemeinde Konradsreuth vom 18. September 
2003 für das Gebiet der Gemeindeteile Konradsreuth mit 
Berg, Maschinenhaus, Neudörflein, Steinmühle, Schal-
lersreuth, Klausenhof, Martinsreuth mit Glänzlamühle, 
Oberpferdt mit Ausnahme der Anwesen Lerchenberg 1 
bis 3 und Wiesenweg 1, sowie Silberbach mit Ausnahme 
der Anwesen Wendlershof 1 und 2 und Hollareuth 1, 
geändert mit Satzung vom 10. Mai 2004, außer Kraft. 

 
 

Konradsreuth, den 25. November 2010 
Gemeinde Konradsreuth  

 
Matthias Döhla 
Erster Bürgermeister  
 
 

Satzung Nr. 5:  
 
 
Satzung für die öffentliche Entwässerungsan-
lage der Gemeinde Konradsreuth (Entwässe-
rungssatzung – EWS) 
 
Vom 25. November 2010 
 
Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, 
Abs. 2 und Abs. 3 der Gemeindeordnung und Art. 34 
Abs. 1 und 2 des Bayerischen Wassergesetzes erlässt 
die Gemeinde Konradsreuth folgende Satzung: 
 

§ 1 
 

Öffentliche Einrichtung 
 

(1) Die Gemeinde betreibt zur Abwasserbeseiti-
gung nach dieser Satzung eine Entwässerungsanlage 
als öffentliche Einrichtung für das Gebiet der Gemein-
deteile Ahornberg, Reuthlas und Weißlenreuth . Die 
Ableitung von Fremdwasser ist nicht Gegenstand der 
Abwasserbeseitigung nach dieser Satzung. 
 

(2) Art und Umfang der Entwässerungsanlage 
bestimmt die Gemeinde. Einrichtungen zur Fremdwas-
serableitung, insbesondere Fremdwasserkanäle, sind 
nicht Bestandteil der Entwässerungsanlage. 
 

(3) Zur Entwässerungsanlage der Gemeinde ge-
hören auch die im öffentlichen Straßengrund liegenden 
Teile der Grundstücksanschlüsse.  
 
 
 
 
 

§ 2 
 

Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 
 

(1) Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes 
räumlich zusammenhängende und einem gemeinsamen 
Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentü-
mers, das eine selbstständige wirtschaftliche Einheit 
bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke 
oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuch-
rechts handelt. Soweit rechtlich verbindliche planerische 
Vorstellungen vorhanden sind, sind sie zu berücksichti-
gen. 
 

(2) Die in dieser Satzung für die Grundstücksei-
gentümer erlassenen Vorschriften gelten auch für Erb-
bauberechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines Grund-
stücks dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich 
Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie 
haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 3 

 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Satzung haben die nach-

stehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
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Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaft-
lichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in sei-
nen Eigenschaften verändert ist oder das von Niederschlägen 
aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen ab-
fließt. 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in land-
wirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser, einschließlich 
Jauche und Gülle, das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht 
zu werden; nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das 
menschliche Fäkalabwasser. 
 

Schmutzwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen 
oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließen-
de Wasser. Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen 
zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austreten-
den und gesammelten Flüssigkeiten. 
 

Niederschlagswasser ist das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten und 
befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser. 
 

Fremdwasser  ist das abfließende Grund-, Quell-, Schichten- und Drainagen-
wasser, das Überlaufwasser von Brunnen und das abfließende 
Sicker- und Drainagenwasser aus der Tiefenentwässerung von 
Straßen, Wegen und Plätzen.  
 

Kanäle sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regen-
wasserkanäle einschließlich der Sonderbauwerke, wie z. B. 
Regenbecken, Pumpwerke, Regenüberläufe. 
 

Schmutzwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Schmutzwasser. 
 

Mischwasserkanäle sind zur Aufnahme von Niederschlags- und Schmutzwasser 
bestimmt. 
 

Regenwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Niederschlagswasser. 
 

Fremdwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Fremdwasser. 
 

Sammelkläranlage ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten 
Abwassers einschließlich der Ableitung zum Gewässer. 
 

Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle) sind die Leitungen vom Kanal bis zum Kontrollschacht. In Er-
mangelung eines Kontrollschachtes endet der Grundstücksan-
schluss an der gemeinsamen Grenze zwischen dem öffentli-
chem Straßengrund und dem angeschlossenen bzw. anzu-
schließenden Grundstück.  
 

Grundstücksentwässerungsanlagen sind die Einrichtungen eines Grundstücks, die dem Ableiten des 
Abwassers dienen, bis einschließlich des Kontrollschachts. 
 

Messschacht ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses 
und für die Entnahme von Abwasserproben. 
 

 
 

§ 4 
 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlan-
gen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser Sat-
zung an die öffentliche Entwässerungsanlage ange-
schlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßgabe der 
§§ 14 bis 17 alles Abwasser in die öffentliche Entwässe-
rungsanlage einzuleiten. 

 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht er-

streckt sich auf solche Grundstücke, die durch einen 
Kanal erschlossen werden. Der Grundstückseigentümer 
kann unbeschadet weitergehender bundes- und lan-
desgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass neue 
Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle geändert 
werden. Welche Grundstücke durch einen Kanal er-
schlossen werden, bestimmt die Gemeinde. 
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(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht 
nicht, 
 
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge 

nicht ohne weiteres von der öffentlichen Entwässe-
rungsanlage übernommen werden kann und besser 
von demjenigen behandelt wird, bei dem es anfällt; 

 
2. solange eine Übernahme des Abwassers technisch 

oder wegen des unverhältnismäßig hohen Auf-
wands nicht möglich ist. 

 
(4) Die Gemeinde kann den Anschluss und die 

Benutzung versagen, wenn die gesonderte Behandlung 
des Abwassers wegen der Siedlungsstruktur das Wohl 
der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt. 

 
(5) Auch für die Niederschlagswasserbeseitigung 

besteht grundsätzlich ein Anschluss- und Benutzungs-
recht. Aus ökologischen Gründen und nach wasser-
rechtlichen Vorgaben soll Niederschlagswasser zumin-
dest teilweise vorrangig versickert werden. Unbeschadet 
des Absatzes 4 kann das Benutzungsrecht einge-
schränkt werden, wenn und soweit eine teilweise Versi-
ckerung oder anderweitige Beseitigung von Nieder-
schlagswasser ordnungsgemäß möglich ist. Die Ge-
meinde kann hiervon Ausnahmen zulassen oder 
bestimmen, wenn die Ableitung von Niederschlagswas-
ser aus betriebstechnischen Gründen erforderlich ist. 
 

(6) Die Gemeinde kann ein Anschluss- und Be-
nutzungsrecht für die Beseitigung von Gewerbe- oder 
Industrieabwasser oder von Abwasser, das in seiner 
Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser abweicht, 
vom Abschluss einer Sondervereinbarung (§ 7) abhän-
gig machen; das Gleiche gilt für Abwassereinleitungen, 
die wegen ihrer Menge die Entwässerungsanlage über 
Gebühr in Anspruch nehmen oder belasten. 

 
§ 5 

 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind 

verpflichtet, bebaute Grundstücke an die öffentliche 
Entwässerungsanlage anzuschließen (Anschluss-
zwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der 
Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. 

 
(2) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind 

verpflichtet, auch unbebaute Grundstücke an die öffent-
liche Entwässerungsanlage anzuschließen, wenn Ab-
wasser anfällt. 

 
(3) Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm 

bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfal-
len kann, dauernd oder vorübergehend vorhanden sind. 

 
(4) Bei baulichen Maßnahmen, die eine Verände-

rung der Abwassereinleitung nach Menge oder Beschaf-
fenheit zur Folge haben, muss der Anschluss vor dem 
Beginn der Benutzung des Baus hergestellt sein. In 
allen anderen Fällen ist der Anschluss nach schriftlicher 
Aufforderung durch die Gemeinde innerhalb der von ihr 
gesetzten Frist herzustellen.  

 

(5) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Ent-
wässerungsanlage angeschlossen sind, ist im Umfang 
des Benutzungsrechts alles Abwasser in die öffentliche 
Entwässerungsanlage einzuleiten (Benutzungszwang). 
Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle 
Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der 
Gemeinde die dafür erforderliche Überwachung zu 
dulden. 
 

§ 6 
 

Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 
 

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder 
zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil be-
freit, wenn der Anschluss oder die Benutzung aus be-
sonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der 
Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe 
schriftlich bei der Gemeinde einzureichen. 

 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingun-

gen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
 

§ 7 
 

Sondervereinbarungen 
 

(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder 
zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann die 
Gemeinde durch Vereinbarung ein besonderes Benut-
zungsverhältnis begründen. Ein Anschluss- und Benut-
zungsrecht wird in diesem Fall erst mit dem wirksamen 
Abschluss der Sondervereinbarung begründet; das 
Gleiche gilt für die Begründung einer Anschluss- und 
Benutzungspflicht.  

 
(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die 

Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und 
Gebührensatzung entsprechend. Ausnahmsweise kann 
in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt 
werden, soweit dies sachgerecht ist. 
 

§ 8 
 

Grundstücksanschluss 
 

(1) Die Grundstücksanschlüsse werden von der 
Gemeinde hergestellt, angeschafft, verbessert, erneu-
ert, verändert, beseitigt und unterhalten. Die Gemeinde 
kann, soweit die Grundstücksanschlüsse nicht nach § 1 
Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungsanlage sind, auf 
Antrag zulassen oder von Amts wegen anordnen, dass 
der Grundstückseigentümer den Grundstücksanschluss 
ganz oder teilweise herstellt, anschafft, verbessert, 
erneuert, verändert, beseitigt und unterhält; die §§ 10 
mit 12 gelten entsprechend. 
 

(2) Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite 
und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt 
auch, wo und an welchen Kanal anzuschließen ist. 
Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer wer-
den dabei nach Möglichkeit berücksichtigt. 
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(3) Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an 
die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlos-
sen oder anzuschließen ist, muss die Verlegung von 
Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schäch-
ten, Schiebern, Messeinrichtungen und dergleichen 
und von Sonderbauwerken zulassen, ferner das 
Anbringen von Hinweisschildern dulden, soweit 
diese Maßnahmen für die ordnungsgemäße Besei-
tigung des auf seinem Grundstück anfallenden 
Abwassers erforderlich sind. 
 

§ 9 
 

Grundstücksentwässerungsanlage 
 

(1) Jedes Grundstück, das an die öffentliche 
Entwässerungsanlage angeschlossen wird, ist vor-
her vom Grundstückseigentümer mit einer Grund-
stücksentwässerungsanlage zu versehen, die nach 
den anerkannten Regeln der Technik herzustellen, 
zu betreiben, zu unterhalten und zu ändern ist. 

 
(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen 

sind mit einer Grundstückskläranlage (Kleinkläran-
lage mit mechanischer Abwasservorbehandlung 
und biologischer Abwassernachbehandlung) zu 
versehen, wenn das Abwasser keiner Sammelklär-
anlage zugeführt wird. Die Grundstückskläranlage 
ist auf dem anzuschließenden Grundstück zu erstel-
len; sie ist Bestandteil der Grundstücksentwässe-
rungsanlage. Sobald das Abwasser einer Sammel-
kläranlage zugeführt werden kann, ist die Grund-
stückskläranlage stillzulegen. Die nicht abfließenden 
Abwässer, insbesondere der Fäkalschlamm, sind 
umgehend in zulässiger Weise schadlos zu beseiti-
gen. Den Zeitpunkt der Stilllegung der Grundstücks-
kläranlage bestimmt die Gemeinde. 

 
(3) Am Ende der Grundstücks-

entwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht vorzu-
sehen. Die Gemeinde kann verlangen, dass anstelle 
oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein Mess-
schacht zu erstellen ist. 

 
(4) Besteht zum Kanal kein natürliches Gefäl-

le, so kann die Gemeinde vom Grundstückseigen-
tümer den Einbau und den Betrieb einer Hebeanla-
ge zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, 
wenn ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße 
Beseitigung der Abwässer bei einer den Regeln der 
Technik entsprechenden Planung und Ausführung 
des Kanalsystems nicht möglich ist.  

 
(5) Gegen den Rückstau des Abwassers aus 

dem Abwassernetz hat sich jeder Anschlussnehmer 
selbst zu schützen. 

 
(6) Die Grundstücksentwässerungsanlagen 

sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fachlich 
geeignete Unternehmer ausgeführt werden. 
 

§ 10 
 

Zulassung der Grundstücks-
entwässerungsanlage 

 
(1) Bevor die Grundstücksentwäs-

serungsanlage hergestellt oder geändert wird, sind 
der Gemeinde folgende Unterlagen in doppelter 
Fertigung einzureichen: 
 
a) Lageplan des zu entwässernden Gründstücks 

im Maßstab 1:1.000, 
b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 

1:100, aus denen der Verlauf der Leitungen 
und im Falle des § 9 Abs. 2 die Grundstücks-
kläranlage ersichtlich sind, 

c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung 
der Entwässerungsgegenstände im Maßstab 
1:100, bezogen auf Normal-Null (NN), aus de-
nen insbesondere die Gelände- und Kanalsoh-
lenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhö-
hen, Querschnitte und Gefälle der Kanäle, 
Schächte, höchste Grundwasseroberfläche zu 
ersehen sind, 

d) wenn Gewerbe- oder Industrieabwässer oder 
Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheb-
lich vom Hausabwasser abweicht, zugeführt 
werden, ferner Angaben über 
- Zahl der Beschäftigten und der ständigen 

Bewohner auf dem Grundstück, wenn de-
ren Abwasser miterfasst werden soll, 

- Menge und Beschaffenheit des Verarbei-
tungsmaterials, der Erzeugnisse, 

- die abwassererzeugenden Betriebs-
vorgänge, 

- Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum 
Einleiten bestimmten Abwassers, 

- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die 
Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, 
Reinigung, Neutralisation, Dekontaminie-
rung) mit Bemessungsnachweisen. 

 
Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch 
den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, 
Verbrauch, Kreislauf, Abfluss) und durch Pläne der 
zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen. 
Die Pläne haben den bei der Gemeinde aufliegen-
den Planmustern zu entsprechen. Alle Unterlagen 
sind von den Bauherrn und Planfertigern zu unter-
schreiben. 
 

(2) Die Gemeinde prüft, ob die beabsichtig-
ten Grundstücksentwässerungsanlagen der Be-
stimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das 
der Fall, so erteilt die Gemeinde schriftlich ihre Zu-
stimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten 
Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. Die 
Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen 
erteilt werden. Andernfalls setzt die Gemeinde dem 
Bauherrn unter Angabe der Mängel eine angemes-
sene Frist zur Berichtigung. Die geänderten Unter-
lagen sind sodann erneut einzureichen. 
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(3) Mit der Herstellung oder Änderung der 
Grundstücksentwässerungsanlagen darf erst nach 
schriftlicher Zustimmung der Gemeinde begonnen 
werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, 
insbesondere nach straßen-, bau- und wasserrecht-
lichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung 
unberührt. 

 
(4) Von den Bestimmungen der Absätze 1 

bis 3 kann die Gemeinde Ausnahmen zulassen. 
 

§ 11 
 

Herstellung und Prüfung der Grundstücksent-
wässerungsanlage 

 
(1) Die Grundstückseigentümer haben der 

Gemeinde den Beginn des Herstellens, des Än-
derns, des Ausführens größerer Unterhaltungsarbei-
ten oder des Beseitigens drei Tage vorher schriftlich 
anzuzeigen und gleichzeitig den Unternehmer zu 
benennen. Muss wegen Gefahr in Verzug mit den 
Arbeiten sofort begonnen werden, so ist der Beginn 
innerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen. 

 
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Arbeiten 

zu überprüfen. Alle Leitungen dürfen nur mit vorhe-
riger Zustimmung der Gemeinde verdeckt werden. 
Andernfalls sind sie auf Anordnung der Gemeinde 
freizulegen. 

 
(3) Die Grundstückseigentümer haben zu al-

len Überprüfungen Arbeitskräfte, Geräte und Werk-
stoffe bereitzustellen. 

 
(4) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer 

angemessenen Frist durch die Grundstückseigen-
tümer zu beseitigen. Die Beseitigung der Mängel ist 
der Gemeinde zur Nachprüfung anzuzeigen. 

 
(5) Die Gemeinde kann verlangen, dass die 

Grundstücksentwässerungsanlagen nur mit ihrer 
Zustimmung in Betrieb genommen werden. Die 
Zustimmung kann insbesondere davon abhängig 
gemacht werden, dass seitens des vom Grund-
stückseigentümer beauftragten Unternehmers eine 
Bestätigung über die Dichtigkeit und Funktionsfä-
higkeit der Anlagen vorgelegt wird. 

 
(6) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 und die 

Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage 
durch die Gemeinde befreien den Grundstücksei-
gentümer, den Bauherrn, den ausführenden Unter-
nehmer und den Planfertiger nicht von der Verant-
wortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie 
Planung und Ausführung der Anlage. 
 

§ 12 
 

Überwachung 
 

(1) Die Gemeinde ist befugt, die Grund-
stücksentwässerungsanlagen jederzeit zu überprü-
fen, Abwasserproben zu entnehmen und Messun-
gen durchzuführen. Dasselbe gilt für die Grund-
stücksanschlüsse und Messschächte, wenn die 
Gemeinde sie nicht selbst unterhält. Zu diesem 
Zweck sind den Beauftragten der Gemeinden, die 
sich auf Verlangen auszuweisen haben, ungehin-
dert Zugang zu allen Anlageteilen zu gewähren und 
die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Die Grund-
stückseigentümer werden davon vorher möglichst 
verständigt; das gilt nicht für Probeentnahmen und 
Abwassermessungen. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflich-

tet, die von ihm zu unterhaltenden Grundstücksent-
wässerungsanlagen in Abständen von zehn Jahren 
durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf 
Bauzustand, insbesondere Dichtigkeit und Funkti-
onsfähigkeit untersuchen und festgestellte Mängel 
beseitigen zu lassen. Über die durchgeführten Un-
tersuchungen und über die Mängelbeseitigung ist 
der Gemeinde eine Bestätigung des damit beauf-
tragten Unternehmers vorzulegen. Die Gemeinde 
kann darüber hinaus jederzeit verlangen, dass die 
vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden 
Anlagen in einen Zustand gebracht werden, der 
Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der 
öffentlichen Entwässerungsanlage und Gewässer-
verunreinigungen ausschließt. 

 
(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser 

oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheb-
lich vom Hausabwasser abweicht, zugeführt, kann 
die Gemeinde den Einbau und den Betrieb von 
Überwachungseinrichtungen verlangen. Hierauf 
wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung 
in die Sammelkanalisation eine Genehmigung nach 
dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und / oder dem 
Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) vorliegt und 
die danach vorgeschriebenen Überwachungsein-
richtungen – insbesondere in Vollzug der Eigen-
überwachungsverordnung vom 20. September 1995 
(GVBl S. 769) in der jeweils geltenden Fassung – 
eingebaut, betrieben und für eine ordnungsgemäße 
gemeindliche Überwachung zur Verfügung gestellt 
werden. 

 
(4) Die Grundstückseigentümer haben Stö-

rungen und Schäden an den Grundstücksanschlüs-
sen, Messschächten, Grundstücksentwässerungs-
anlagen, Überwachungseinrichtungen und etwaigen 
Vorbehandlungsanlagen unverzüglich der Gemein-
de anzuzeigen. 

 
(5) Die Verpflichtung nach den Absätzen 1 

bis 4 gilt auch für die Benutzer der Grundstücke. 
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§ 13 
 

Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem 
Grundstück 

 
Abflusslose Gruben und Sickeranlagen sind 

außer Betrieb zu setzen, sobald ein Grundstück an 
die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlos-
sen ist; das gleiche gilt für Grundstückskläranlagen, 
sobald die Abwässer einer ausreichenden Sammel-
kläranlage zugeführt werden. Sonstige Grund-
stücksentwässerungseinrichtungen sind, wenn sie 
den Bestimmungen der §§ 9 bis 11 nicht entspre-
chen, in dem Umfang außer Betrieb zu setzen, in 
dem das Grundstück an die öffentliche Entwässe-
rungsanlage anzuschließen ist. 
 

§ 14 
 

Einleiten in die Kanäle 
 

(1) In Schmutzwasserkanäle darf nur 
Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle nur Nieder-
schlagswasser eingeleitet werden. In Fremdwasser-
kanäle darf nur Fremdwasser eingeleitet werden; 
ausnahmsweise kann die Gemeinde die Einleitung 
von Niederschlagswasser zulassen, wenn eine 
andere geordnete Ableitung nicht möglich ist.  

 
(2) Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle 

eingeleitet werden kann, bestimmt die Gemeinde. 
 

§ 15 
 

Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen 
 

(1) In die öffentliche Entwässerungsanlage 
dürfen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht 
werden, die  

 
- die dort beschäftigten Personen gefährden 

oder deren Gesundheit beeinträchtigen, 
- die öffentliche Entwässerungsanlage oder 

die angeschlossenen Grundstücke gefähr-
den oder beschädigen, 

- den Betrieb der Entwässerungsanlage er-
schweren, behindern oder beeinträchtigen, 

- die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche 
oder gärtnerische Verwertung des Klär-
schlamms erschweren oder verhindern oder 

- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbe-
sondere die Gewässer, auswirken. 

 
(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für  
 

1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe 
wie Benzin, Benzol, Öl 

2. infektiöse Stoffe, Medikamente 
3. radioaktive Stoffe 
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen 

Verfärbung des Abwassers in der Sammel-
kläranlage oder des Gewässers führen, Lö-
semittel 

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche 
Ausdünstungen, Gase oder Dämpfe verbrei-
ten können, insbesondere Kondensat von 
Brennwertkesseln 

6. Grund- und Quellwasser, Schichten- und 
Drainagenwasser, Überlaufwasser von Brun-
nen sowie für Sicker- und Drainagenwasser 
aus der Tiefenentwässerung von Straßen, 
Wegen und Plätzen. 

7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie 
Schutt, Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Ze-
ment, Kunstharze, Teer, Pappe, Dung, Kü-
chenabfälle, Schlachtabfälle, Treber, Hefe, 
flüssige Stoffe, die erhärten 

8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabschei-
dern, Jauche, Gülle, Abwasser aus Dung-
gruben und Tierhaltungen, Silagegärsaft, Blut 
aus Schlächtereien, Molke 

9. Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen 
aus Vorbehandlungsanlagen, Räumgut aus 
Grundstückskläranlagen und Abortgruben 
unbeschadet gemeindlicher Regelungen zur 
Beseitigung der Fäkalschlämme 

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Be-
sorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anrei-
cherungsfähigkeit oder einer krebserzeugen-
den, fruchtschädigenden oder erbgutverän-
dernden Wirkung als gefährlich zu bewerten 
sind wie Schwermetalle, Cyanide, haloge-
nierte Kohlenwasserstoffe, polycyclische A-
romaten, Phenole. Ausgenommen sind  
a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im 

Abwasser in der Art und in der Menge, 
wie sie auch im Abwasser aus Haushal-
tungen üblicherweise anzutreffen sind; 

b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer 
Vorbehandlungsanlage zurückgehalten 
werden können und deren Einleitung die 
Gemeinde in den Einleitungsbedingun-
gen nach Absatz 3 zugelassen hat; 

c) Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung 
nach Art. 41c des Bayerischen Wasser-
gesetzes eingeleitet werden oder für die 
eine Genehmigungspflicht nach § 1 Abs. 
2 der Verordnung über die Genehmi-
gungspflicht für das Einleiten wasserge-
fährdender Stoffe in Sammelkanalisatio-
nen und ihre Überwachung vom 27. 
September 1985 (GVBl S. 634) in der 
jeweils geltenden Fassung entfällt, so-
weit die Gemeinde keine Einwendungen 
erhebt. 

11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrie-
ben,  
- von dem zu erwarten ist, dass es auch 

nach der Behandlung in der Sammel-
kläranlage nicht den Mindestanforderun-
gen nach § 7a des Wasserhaushaltsge-
setzes entsprechen wird, 

- das wärmer als + 35 °C ist, 
- das einen pH-Wert von unter 6,5 oder 

über 9,5 aufweist, 
- das aufschwimmende Öle und Fette ent-

hält, 
- das als Kühlwasser benutzt worden ist.  

 



 Seite 32 

Probenahmen, Messungen und Untersuchungen 
des Abwassers sind unbeschadet des § 17 entspre-
chend der Anlage 2 vorzunehmen; diese Anlage 
findet auch für die Probezeiträume entsprechende 
Anwendung. 
 

(3) Die Einleitungsbedingungen nach Absatz 
2 Nr. 10 Buchst. b werden nach Maßgabe des Ab-
satzes 2 Nr. 11 i.V.m. Anlage 1 gegenüber den 
einzelnen Anschlusspflichtigen oder im Rahmen der 
Sondervereinbarung festgelegt. Eine Änderung oder 
Ergänzung der Einleitungsbedingungen aufgrund 
von Vorgaben des Abwasserverbandes Saale, Hof, 
oder der Stadt Hof, im Vollzug vertraglicher Rege-
lungen bleibt allgemein oder im Einzelfall vorbehal-
ten. 

 
(4) Über Absatz 3 hinaus kann die Gemeinde 

in Einleitungsbedingungen auch die Einleitung von 
Abwasser besonderer Art und Menge ausschließen 
oder von besonderen Voraussetzungen abhängig 
machen, soweit dies zum Schutz des Betriebsper-
sonals, der Entwässerungsanlage oder zur Erfüllung 
der für den Betrieb der öffentlichen Entwässerungs-
anlage geltenden Vorschriften, insbesondere deren 
Bedingungen und Auflagen des der Gemeinde er-
teilten wasserrechtlichen Bescheids erforderlich ist. 

 
(5) Die Gemeinde kann die Einleitungsbedin-

gungen nach Abs. 3 und 4 neu festlegen, wenn die 
Einleitung von Abwasser in die öffentliche Entwäs-
serungsanlage nicht nur vorübergehend nach Art 
und Menge wesentlich geändert wird oder wenn 
sich die für den Betrieb der öffentlichen Entwässe-
rungsanlage geltenden Gesetze oder Bescheide 
ändern. Die Gemeinde kann Fristen festlegen, in-
nerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten An-
forderungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt 
werden müssen. Insbesondere kann die Gemeinde 
die Einleitungsbedingungen an die jeweils gelten-
den Einleitungsbedingungen des Abwasserverban-
des Saale, Hof, bzw. der Stadt Hof, anpassen. 

 
(6) Die Gemeinde kann die Einleitung von 

Stoffen im Sinn der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn 
der Verpflichtete Vorkehrungen trifft, durch die die 
Stoffe ihre gefährdende oder schädigende oder den 
Betrieb der öffentlichen Entwässerungsanlage er-
schwerende Wirkung verlieren. In diesem Fall hat er 
der Gemeinde eine Beschreibung nebst Plänen in 
doppelter Fertigung vorzulegen. Die Gemeinde 
kann die Einleitung der Stoffe zulassen, erforderli-
chenfalls nach Anhörung der für den Gewässer-
schutz zuständigen Sachverständigen. Ferner kann 
die Gemeinde in begründeten Ausnahmefällen auf 
Antrag vom Einleitungsverbot nach Abs. 2 Nr. 6 
ganz oder teilweise mit bestimmten Maßgaben (vgl. 
§ 7) befreien. 

 
(7) Besondere Vereinbarungen zwischen der 

Gemeinde und einem Verpflichteten, die das Einlei-
ten von Stoffen im Sinn des Absatzes 1 durch ent-
sprechende Vorkehrungen an der öffentlichen Ent-
wässerungsanlage ermöglichen, bleiben vorbehal-
ten. 

 

(8) Wenn Stoffe im Sinn des Absatzes 1 in 
eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in die 
öffentliche Entwässerungsanlage gelangen, ist die 
Gemeinde sofort zu verständigen. 

 
(9) Die Anlagen 1 und 2 sind Bestandteil die-

ser Entwässerungssatzung und werden ihr beige-
fügt. 

 
§ 16 

 
Abscheider 

 
(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssig-

keiten wie z.B. Benzin, Benzol, Öle oder Fette mit-
abgeschwemmt werden können, sind in die Grund-
stücksentwässerungsanlage Abscheider einzuschal-
ten und insoweit ausschließlich diese zu benutzen.  

 
(2) Die Abscheider müssen in regelmäßigen 

Zeitabständen und bei Bedarf entleert werden. Die 
Gemeinde kann den Nachweis der ordnungsgemä-
ßen Entleerung verlangen. Das Abscheidegut ist 
schadlos zu entsorgen. 
 

§ 17 
 

Untersuchung des Abwassers 
 

(1) Die Gemeinde kann über die Art und 
Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Ab-
wassers Aufschluss verlangen. Dies gilt insbeson-
dere für die Einleitung des Abwassers aus Gewer-
be- und Industriebetrieben hinsichtlich der Parame-
ter in § 15 Abs. 2 Nr. 11. Dazu können vom Grund-
stückseigentümer bzw. vom Benutzer der Grundstü-
cke in zeitlichen Abständen, die von der Gemeinde 
bestimmt werden, Untersuchungen auf Parameter, 
Stoffe bzw. Stoffgruppen, die gemäß § 15 Abs. 2 Nr. 
11 in der Anlage 1 genannt sind, verlangt werden. 
Probenahme, Probenahmezeitraum, Messungen 
und Untersuchungen sind entsprechend § 15 Abs. 2 
Nr. 11 nach der Anlage 2 vorzunehmen. Die Unter-
suchungshäufigkeit ist in der Anlage 3 festgelegt. 
Die Untersuchungen sind vom Grundstückseigen-
tümer bzw. Benutzer der Grundstücke auf deren 
Kosten durchführen zu lassen. Zur Untersuchung 
verpflichtete können sich zur Erfüllung der Pflichten 
Dritter bedienen. Die Untersuchungsergebnisse sind 
in einem Betriebstagebuch aufzunehmen, das den 
Erfordernissen des § 4 Abs. 2 Satz 1 der Eigen-
überwachungsverordnung in der jeweils geltenden 
Fassung entspricht. Das Betriebstagebuch ist in der 
Gemeinde auf Verlangen, unabhängig davon zum 
01. Februar eines jeden Jahres, zur Einsichtnahme 
vorzulegen. Bevor erstmalig Abwasser eingeleitet 
wird oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten 
Abwassers geändert werden, ist der Gemeinde auf 
Verlangen nachzuweisen, dass das Abwasser keine 
Stoffe enthält, die unter das Verbot des § 15 fallen; 
§ 15 Abs. 2 Nr. 11 und Abs. 3 finden entsprechende 
Anwendung.  
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(2) Die Gemeinde kann eingeleitetes Abwas-
ser jederzeit, auch periodisch, auf Kosten des 
Grundstückseigentümers untersuchen lassen. Auf 
die Überwachung wird in der Regel verzichtet, so-
weit für die Einleitung in die Sammelkanalisation 
eine Genehmigung nach dem Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) und / oder dem Bayerischen Wasser-
gesetz (BayWG) vorliegt und die dafür vorgeschrie-
benen Untersuchungen, insbesondere nach der 
Abwassereigenüberwachungsverordnung in der 
jeweils geltenden Fassung, ordnungsgemäß durch-
geführt und der Gemeinde vorgelegt werden. Die 
Gemeinde kann verlangen, dass die nach § 12 Abs. 
3 eingebauten Überwachungseinrichtungen ord-
nungsgemäß betrieben und die Messergebnisse 
vorgelegt werden. 

 
(3) Industrie- und Gewerbetreibende, die zu-

lässige Stoffe im Sinne des § 15 i.V.m. der Anlage 1 
einleiten, sollen unbeschadet der Verpflichtung nach 
Abs. 1 ihre Abwässer auch im eigenen Interesse in 
regelmäßigen Abständen untersuchen lassen. Abs. 
1 Satz 4 und 5 sowie Abs. 2 gelten entsprechend. 

 
(4) Die Beauftragten der Gemeinde und die 

Bediensteten der für die Gewässeraufsicht zustän-
digen Behörden können die anzuschließenden oder 
die angeschlossenen Grundstücke betreten, wenn 
dies zur Durchführung der in den Absätzen 1 und 2 
vorgesehenen Maßnahmen erforderlich ist. 

 
(5) Die Anlage 3 ist Bestandteil dieser Ent-

wässerungssatzung und wird ihr beigefügt. 
 

§ 18 
 

Haftung 
 

(1) Die Gemeinde haftet unbeschadet Abs. 2 
nicht für Schäden, die auf solchen Betriebsstörun-
gen beruhen, die sich auch bei ordnungsgemäßer 
Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwäs-
serungseinrichtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 
gilt insbesondere auch für Schäden, die durch 
Rückstau hervorgerufen werden. 

 
(2) Die Gemeinde haftet für Schäden, die 

sich aus dem Benützen der öffentlichen Entwässe-
rungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer Person, 
deren sich die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Ver-
pflichtungen bedient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit 
zur Last fällt. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer und die Be-

nutzer haben für die ordnungsgemäße Benutzung 
der öffentlichen Entwässerungsanlage einschließ-
lich des Grundstücksanschlusses zu sorgen. 

 

(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder 
einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt, haftet 
der Gemeinde für alle ihr dadurch entstehenden 
Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden 
und Nachteile, die durch den mangelhaften Zustand 
der Grundstücksentwässerungsanlage oder des 
Grundstücksanschlusses verursacht werden, wenn 
und soweit dieser nach § 8 vom Grundstückseigen-
tümer herzustellen, zu erneuern, zu ändern und zu 
unterhalten ist oder vom Grundstückseigentümer 
hergestellt, erneuert, geändert und unterhalten wird 
bzw. wurde. Mehrere Verpflichtete haften als Ge-
samtschuldner. 
 

§ 19 
 

Grundstücksbenutzung 
 

(1) Der Grundstückseigentümer hat das An-
bringen und Verlegen von Leitungen einschließlich 
Zubehör zur Ableitung von Abwasser über sein im 
Entsorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie 
sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulas-
sen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die 
örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich sind. 
Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die 
öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen 
oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem ange-
schlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen 
Grundstück genutzt werden oder für die die Mög-
lichkeit der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst 
wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung ent-
fällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke 
den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten 
würde. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig 

über Art und Umfang der beabsichtigten Inan-
spruchnahme seines Grundstücks zu benachrichti-
gen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die 

Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie 
an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar 
sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde 
zu tragen, soweit die Einrichtung nicht ausschließ-
lich der Entsorgung des Grundstücks dient. 

 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffent-

liche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für 
Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau 
von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflä-
chen bestimmt sind. 
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§ 20 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeinde-
ordnung kann mit Geldbuße belegt werden, wer 
vorsätzlich  

 
1. den Vorschriften über den Anschluss- und 

Benutzungszwang (§ 5) zuwiderhandelt, 
2. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 12 

Abs. 4 und 5 und § 17 Abs. 1 festgelegten 
Melde-, Auskunfts- oder Vorlagefristen ver-
letzt, 

3. entgegen § 10 Abs. 3 vor Zustimmung der 
Gemeinde mit der Herstellung oder Änderung 
der Grundstücksentwässerungsanlage be-
ginnt, 

4. entgegen den Vorschriften der §§ 14 und 15 
Abwässer oder sonstige Stoffe in die öffentli-
che Entwässerungsanlage einleitet. 

 
§ 21 

 
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel 

 
(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der 

nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen 
Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 

 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung 

vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder 
Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayeri-
schen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungs-
gesetzes. 

 
§ 22 

 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt mit Wirkung vom  

1. Januar 2010 in Kraft. 
 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2009 tritt die 
Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage 
der Gemeinde Konradsreuth vom 18. September 
2003 für das Gebiet der Gemeindeteile Ahornberg, 
Reuthlas und Weißlenreuth außer Kraft. 
 
 
Konradsreuth, den 25. November 2010 
Gemeinde Konradsreuth  

 
Matthias Döhla 
Erster Bürgermeister  
 

Anlage 1 
 
zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Kon-
radsreuth vom 25. November 2010 für das Ge-
biet der Gemeindeteile Ahornberg, Reuthlas und 
Weißlenreuth (vgl. § 15 Abs. 2 Nr. 11, Abs. 3 und 
9 und § 17 Abs. 1 bis 3 EWS) 
 
Das Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrie-
ben darf keine höheren Konzentrationen an absetz-
baren Stoffen, anorganischen oder organischen 
Stoffen wie nachstehend aufgeführt in der Stichpro-
be enthalten bzw. keine höhere Temperatur aufwei-
sen: 
 
a)  Allgemeine Parameter 
 
Absetzbare Stoffe (0,5 Std. Absetzzeit) 1 ml/l 

Temperatur 35   °C ° 

pH-Wert, zulässig 6,5 – 9,0 

 
b)  Anorganische Stoffe 
 
Stickstoff aus Ammonium u. Ammoniak 
(NH4N + NH3) 200 mg/l 

Cyanid, durch Chlor zerstörbar (CN) 1 mg/l 

Cyanid, gesamt (CN) 20 mg/l 

Chlor, freies (Cl2) 0,5 mg/l 

Fluorid (F) 20 mg/l 

Nitrit (NO2N) 10 mg/l 

Sulfat (SO4) 600 mg/l 

Sulfid (S) 2 mg/l 

Phosphorverbindungen (P) 15 mg/l 

Arsen (As) 1 mg/l 

Barium (Ba) 10 mg/l 

Blei (Pb) 2 mg/l 

Cadmium (Cd) 0,5 mg/l 

Chrom, ges. (Cr) 2,0 mg/l 

Chrom VI als Chromat Cr0 0,5 mg/l 

Cobalt (Co) 5,0 mg/l 

Kupfer (Cu) 2,0 mg/l 

Nickel (Ni) 1,0 mg/l 

Quecksilber (Hg) 0,05 mg/l 

Selen (Se) 1,0 mg/l 

Silber (Ag) 2,0 mg/l 

Zinn (Sn) 5,0 mg/l 

Zink (Zn) 5,0 mg/l 
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c)  Organische Stoffe 
 
Chemischer Sauerstoffbedarf CSB 
 
bis   250 m3/d 10 000 mg 02/l 
251 bis   500 m3/d 5 000 mg 02/l 
501 bis 1000 m3/d 2 500 mg 02/l 
1001 bis 1500 m3/d 2 000 mg 02/l 
1501 bis 2000 m3/d 1 500 mg 02/l 
ab 2000 m3/d 1 000 mg 02/l 
 
Biochemischer Sauerstoffbedarf  BSB5 

 

bis 250 m3/d 5 000 mg 02/l 
251 bis 500 m3/d 2 500 mg 02/l 
501 bis 1000 m3/d 1 250 mg 02/l 
1001 bis 1500 m3/d 1 000 mg 02/l 
1501 bis 2000 m3/d 750 mg 02/l 
ab 2000 m3/d 500 mg 02/l 
 
Verseifbare Öle, Fette u. Fettsäuren 250 mg/l 
 
Kohlenwasserstoffe 
- direkt abscheidbar (DIN 38409 Teil 19) 

(z.B. aus Leichtflüssigkeitsabscheidern) 
DIN 1999 beachten 

 
- gesamt (DIN 38409 Teil 18) 

(z.B. aus Emulsionsspaltanlagen) 20 mg/l 
 

 
Wasserdampfflüchtige, halogenfreie 
Phenole (C6H50H) 100 mg/l 
 
Adsorbierbare, organisch gebundene 
Halogene (AOX), berechnet als CI 1,0 mg/l 
 
Farbstoffe nur in einer so niedrigen 
Konzentration, dass der Vorfluter nach Einleitung 
des Ablaufs einer mechanisch biologischen KA 
visuell 
nicht mehr gefärbt erscheint.  
 
z.B. für einen roten Farbstoff 
Extinktion  0,05 cm-1 
 
d)  Spontan sauerstoffverbrauchende Stoffe  
     nach DEV G 4 (17. Lief. 1986) 100 mg/l  
 
Die Werte beziehen sich auf das Abwasser im Ab-
lauf der dem Übergabepunkt in die öffentliche Ent-
wässerungsanlage vorgeschalteten Abwasser-
behandlungsanlage. Bei Fehlen einer Behandlungs-
anlage sind die Werte im Ablauf zur Kanalisation 
einzuhalten. Soweit Grenzwerte in Abhängigkeit der 
täglichen Abwassermenge festgelegt sind, wird die 
Abwassermenge an Tagen mit maximalem Abwas-
seranfall bestimmt. 
 
Die Werte dürfen nicht entgegen den jeweils in 
Betracht kommenden Regeln der Technik durch 
Verdünnung oder Vermischung erreicht werden. 
 

Ein Wert ist einzuhalten. Er gilt auch als eingehal-
ten, wenn die Ergebnisse der letzten fünf durch die 
Gemeinde vorgenommenen Überprüfungen in vier 
Fällen diesen Wert nicht überschreiten und kein 
Ergebnis diesen Wert um mehr als 100 v. H. über-
steigt. Überprüfungen, die länger als drei Jahre 
zurückliegen, bleiben unberücksichtigt. 
 
Anlage 2  
 
zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Kon-
radsreuth vom 25. November 2010 für das Ge-
biet der Gemeindeteile Ahornberg, Reuthlas und 
Weißlenreuth (vgl. § 15 Abs. 2 Nr. 11, Abs. 3 und 
9 und § 17 Abs. 1 bis 3 EWS) 
 
Bezüglich der Probenahme, des Probenahme-
zeitraums, der Messungen und Untersuchungen 
sind die in den Anlagen und Anhängen zur Rah-
men-Abwasser-Verwaltungsvorschrift über Mindest-
anforderungen an das Einleiten von Abwasser in 
Gewässer – Rahmen-Abwasser-VwV – vom 08. 
September 1989 (GMBI. S. 518) in der Fassung 
vom 31. Juli 1996 (GMBI. S. 729) sowie der Verord-
nung über Anforderungen an das Einleiten von 
Abwasser in Gewässer (Abwasserverordnung – 
AbwV) vom 21. März 1997 (BGBI I S. 556) i.d.F. der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002  
(BGBI I. S. 4047), enthaltenen oder gleichwertigen 
Analysen- und Messverfahren zugrunde- zulegen. 
Künftige Änderungen und Ergänzungen, insbeson-
dere der Anlagen und Anhänge, sind ebenfalls zu 
beachten. 
 
Zur Untersuchung ist eine qualifizierte, homogeni-
sierte Stichprobe heranzuziehen. 
 
Eine qualifizierte Stichprobe umfasst mindestens 
fünf Stichproben, die in einem Zeitraum von höchs-
tens zwei Stunden im Abstand von nicht weniger als 
zwei Minuten entnommen, gemischt werden. 
 
Anlage 3  
 
zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Kon-
radsreuth vom 25. November 2010 für das Ge-
biet der Gemeindeteile Ahornberg, Reuthlas und 
Weißlenreuth 
(vgl. § 15 Abs. 2 Nr. 11, Abs. 3 und 9 und § 17 
Abs. 1 bis 3 EWS) 
 
Festlegung der Untersuchungshäufigkeit 
 
Die Untersuchungshäufigkeit wird in Abhängigkeit 
von der maximalen täglichen Abwassermenge fest-
gelegt: 
 
bis 250 m3/Tag 2 x jährlich 
251 bis 500 m3/Tag 3 x jährlich 
501 bis 1.000 m3/Tag 4 x jährlich 
1.001 bis 1.500 m3/Tag 5 x jährlich 
1.501 bis 2.000 m3/Tag 6 x jährlich 
ab 2.000 m3/Tag 8 x jährlich. 
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Die zu untersuchenden Parameter werden durch die 
Gemeinde im Einzelfall festgelegt.  
 
Wochentag und Uhrzeit der Probeentnahme müs-
sen variiert werden. 
 
Satzung Nr. 6:  
 
 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Ent-
wässerungssatzung der Gemeinde Kon-
radsreuth (BGS – EWS)   
 
Vom 25. November 2010 
 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabga-
bengesetzes erlässt die Gemeinde Konradsreuth 
folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur Ent-
wässerungssatzung: 
 

§ 1 
 

Beitragserhebung   
 

Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres 
Aufwandes für die Herstellung der Entwässerungs-
einrichtung für das Gebiet der Gemeindeteile 
Ahornberg, Reuthlas und Weißlenreuth  einen 
Beitrag. 
 

§ 2 
 

Beitragstatbestand   
 

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare o-
der gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare 
Grundstücke erhoben sowie für Grundstücke und 
befestigte Flächen, die keine entsprechende Nut-
zungsmöglichkeit aufweisen, auf denen aber tat-
sächlich Abwasser anfällt, wenn  
 
1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss 

an die Entwässerungseinrichtung besteht oder 
 
2. sie – auch aufgrund einer Sondervereinbarung 

– an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich 
angeschlossen sind. 

 
§ 3 

 
Entstehen der Beitragsschuld  

 
(1) Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirkli-

chung des Beitragstatbestandes. Ändern sich die für 
die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände im 
Sinne des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die – zu-
sätzliche – Beitragsschuld mit dem Abschluss der 
Maßnahme. 

 
(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung er-

lassen und ist der Beitragstatbestand vor dem In-
krafttreten dieser Satzung erfüllt, entsteht die Bei-
tragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 
 

§ 4 
 

Beitragsschuldner  
 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des 
Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 
 

§ 5 
 

Beitragsmaßstab  
 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücks-
fläche und der Geschossfläche der vorhandenen 
Gebäude berechnet. Die beitragspflichtige Grund-
stücksfläche wird bei Grundstücken in unbeplanten 
Gebieten von mindestens 3.000 m2 Fläche (über-
große Grundstücke) bei bebauten Grundstücken auf 
das Dreifache der beitragspflichtigen Geschossflä-
che, mindestens jedoch 3.000 m2, bei unbebauten 
Grundstücken ebenfalls auf 3.000 m2 begrenzt. 

 
(2) Die Geschossfläche ist nach den Außen-

maßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermit-
teln. Keller werden mit der vollen Fläche herange-
zogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, 
soweit sie ausgebaut sind. Gebäude oder selbst-
ständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nut-
zung keinen Bedarf nach Anschluss an die 
Schmutzwasserableitung auslösen oder die nicht 
angeschlossen werden dürfen, werden nicht heran-
gezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäude-
teile, die tatsächlich an die Schmutzwasserableitung 
angeschlossen sind. Balkone, Loggien und Terras-
sen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über 
die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 

 
(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbli-

che Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei 
sonstigen unbebauten Grundstücken wird als Ge-
schossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in 
Ansatz gebracht. Grundstücke, bei denen die zuläs-
sige oder für die Beitragsbemessung maßgebliche 
vorhandene Bebauung im Verhältnis zur gewerbli-
chen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat, 
gelten als gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke i. S. d. Satzes 1. 

 
(4) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der 

nachträglichen Änderung der für die Beitragsbe-
messung maßgeblichen Umstände, soweit sich 
dadurch der Vorteil erhöht. Beitragspflichtig sind 
insbesondere,  

 
- im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks 

die zusätzlichen Flächen, soweit für diese bis-
her noch keine Beiträge geleistet wurden, 

 
- im Falle der Geschossflächenvergrößerung die 

zusätzlich geschaffenen Geschossflächen so-
wie im Falle des Absatzes 1 Satz 2 für die sich 
aus ihrer Vervielfachung errechnende zusätzli-
che Grundstücksfläche, 
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- im Falle der Nutzungsänderung eines bisher 
beitragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils i. 
S. d. § 5 Abs. 2 Satz 4, soweit infolge der Nut-
zungsänderung die Voraussetzungen für die 
Beitragsfreiheit entfallen. 

 
(5) Wird ein unbebautes Grundstück, für das 

ein Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt worden ist, 
später bebaut, so wird der Beitrag nach Abzug der 
nach Absatz 3 berücksichtigten Geschossflächen 
und den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grund-
stücksflächen neu berechnet. Dieser Betrag ist 
nachzuentrichten. Ergibt die Gegenüberstellung ein 
Weniger an Geschossflächen, so ist für die Berech-
nung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz 
abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag 
entrichtet wurde. 

 
(6) Bei einem Grundstück, für das ein Her-

stellungsbeitrag, jedoch weder eine Kostenerstat-
tung noch ein Beitragsanteil für den Grundstücks-
anschluss im öffentlichen Straßengrund geleistet 
worden ist, wird für die bereits veranlagten Grund-
stücks- und Geschossflächen ein zusätzlicher Bei-
trag entsprechend der in § 6 bestimmten Abstufung 
erhoben. 
 

§ 6 
 

Beitragssatz  
 

(1) Der Beitrag beträgt  
 
a) pro m2 Grundstücksfläche 1,63 €, 
b) pro m2 Geschossfläche 8,80 €. 
 

(2) Für Grundstücke, von denen kein Nieder-
schlagswasser eingeleitet werden darf, wird der 
Grundstücksflächenbeitrag nicht erhoben. Fällt 
diese Beschränkung weg, wird der Grundstücksflä-
chenbeitrag nacherhoben. 
 

(3) Bei einem Grundstück, für das der Auf-
wand für den Grundstücksanschluss im Sinne von 
§ 3 EWS in vollem Umfang getragen worden ist, 
beträgt der abgestufte Beitrag in den Fällen der 
Nacherhebung für zusätzliche Grundstücks- bzw. 
Geschossflächen  
 
a) pro m2 Grundstücksfläche 1,30 €, 
b) pro m2 Geschossfläche 7,04 €. 
 

(4) In den Nacherhebungsfällen einer nach-
träglichen Bebauung beträgt der zusätzliche Beitrag  
 
a) pro m2 Grundstücksfläche 0,24 €, 
b) pro m2 Geschossfläche 1,32 €. 
 

§ 7 
 

Fälligkeit  
 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekannt-
gabe des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 7a  
 

Beitragsablösung  
 

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Bei-
tragspflicht abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag 
richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des 
Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 
nicht. 

 
§ 8 

 
Erstattung des Aufwands für Grundstücksan-

schlüsse  
 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, An-
schaffung, Verbesserung, Erneuerung, Verände-
rung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung der 
Grundstücksanschlüsse i. S. d. § 3 EWS ist mit 
Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentli-
chen Straßengrund liegenden Teile der Grund-
stücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächli-
chen Höhe zu erstatten. 

 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Ab-

schluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, 
wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungs-
anspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erb-
bauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer 
bzw. Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. § 7 
gilt entsprechend.  

 
(3) Der Erstattungsanspruch kann vor sei-

nem Entstehen abgelöst werden. Der Ablösungsbe-
trag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe 
des Erstattungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht.  
 

§ 9 
 

Gebührenerhebung   
 

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der 
Entwässerungseinrichtung Schmutzwasser-
gebühren und Niederschlagswassergebühren. 
 

§ 10 
 

Schmutzwassergebühr   
 

(1) Die Schmutzwassergebühr wird nach 
Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der 
Menge der Abwässer berechnet, die der Entwässe-
rungseinrichtung von den angeschlossenen 
Grundstücken zugeführt werden. Die Gebühr be-
trägt 2,96 € pro Kubikmeter Schmutzwasser. 

 
(2) Als Abwassermenge gelten die dem 

Grundstück aus der Wasserversorgungseinrichtung 
und aus der Eigengewinnungsanlage zugeführten 
Wassermengen abzüglich der nachweislich auf dem 
Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen 
Wassermengen, soweit der Abzug nicht nach Abs. 4 
ausgeschlossen ist. Die Wassermengen werden 
durch geeichten Wasserzähler ermittelt. Sie sind 
von der Gemeinde zu schätzen, wenn  
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1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 
 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen 

Ablesung nicht ermöglicht wird, oder 
 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, 

dass ein Wasserzähler den wirklichen Was-
serverbrauch nicht angibt. 

 
Werden die Wassermengen nicht vollständig über 
Wasserzähler erfasst, werden als dem Grundstück 
aus der Eigengewinnungsanlage zugeführte Was-
sermenge pauschal 15 m3 pro Jahr und Einwohner, 
der zum Stichtag 30. Juni des jeweiligen Abrech-
nungsjahres mit Wohnsitz auf dem heranzuziehen-
den Grundstück gemeldet ist, neben der tatsächlich 
aus der öffentlichen Wasserversorgung abgenom-
menen angesetzt, insgesamt aber nicht weniger als 
35 m3 pro Jahr und Einwohner. In begründeten 
Einzelfällen sind ergänzende höhere Schätzungen 
möglich. Es steht dem Gebührenpflichtigen frei, den 
Nachweis eines niedrigeren Wasserverbrauchs zu 
führen; Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 
 

(3) Der Nachweis der verbrauchten und der 
zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem 
Gebührenpflichtigen. Er ist grundsätzlich durch 
geeichte und verplombte Wasserzähler zu führen, 
die der Gebührenpflichtige auf eigene Kosten fest 
zu installieren hat. Bei landwirtschaftlichen Betrie-
ben mit Viehhaltung gilt für jedes Stück Großvieh 
bzw. für jede Großvieheinheit eine Wassermenge 
von 15 m3 pro Jahr als nachgewiesen. Maßgebend 
ist die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene Vieh-
zahl. Der Nachweis der Viehzahl obliegt dem Ge-
bührenpflichtigen; er kann durch Vorlage des Be-
scheids der Tierseuchenkasse erbracht werden. 

 
(4) Vom Abzug nach Absatz 3 sind ausge-

schlossen  
 

a) Wassermengen bis zu 12 m3 jährlich, 
 
b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser und 
 
c) das zur Speisung von Heizungsanlagen ver-

brauchte Wasser. 
 

(5) Im Fall des § 10 Abs. 3 Sätze 3 bis 5 ist 
der Abzug auch insoweit begrenzt, als der Wasser-
verbrauch 35 m3 pro Jahr und Einwohner, der zum 
Stichtag 30. Juni des jeweiligen Abrechnungsjahres 
mit Wohnsitz auf dem heranzuziehenden Grund-
stück gemeldet ist, unterschreiten würde. In be-
gründeten Einzelfällen sind ergänzende höhere 
betriebsbezogene Schätzungen möglich. 
 

§ 10a 
 

Niederschlagswassergebühr  
 

(1) Maßgeblich für den Anteil des jeweiligen 
Grundstücks an der Niederschlagswasserableitung 
in die Entwässerungseinrichtung ist die reduzierte 
Grundstücksfläche. Diese ergibt sich, wenn die 
Grundstücksfläche mit dem für das Grundstück 
geltenden Gebietsabflussbeiwert multipliziert wird. 
Der Gebietsabflussbeiwert stellt den im entspre-
chenden Gebiet durchschnittlich vorhandenen Anteil 
der bebauten und befestigten Flächen an der Ge-
samtgrundstücksfläche dar. Aufgrund dieser Sat-
zung wird vermutet, dass die so ermittelte Fläche 
der tatsächlich bebauten und befestigten Fläche 
entspricht, von der aus Niederschlagswasser in die 
Entwässerungseinrichtung eingeleitet wird oder 
abfließt. 
 

(2) Der Gebietsabflussbeiwert beträgt für: 
 

Zone I:  0,2 
Zone II:  0,3 
Zone III:  0,4 
Zone IV:  0,5 
Zone V:  0,7 
Zone VI: 0,9. 
 
Der für das jeweilige Grundstück maßgebliche Ge-
bietsabflussbeiwert ergibt sich aus den Eintragun-
gen in der Gebietsabflussbeiwertkarte, die Bestand-
teil dieser Satzung ist. Wird von einem Grundstück, 
das in einem Gebiet liegt, für das in der Gebietsab-
flussbeiwertkarte kein Gebietsabflussbeiwert fest-
gesetzt ist, Niederschlagswasser in die Entwässe-
rungseinrichtung eingeleitet, so wird der Gebühren-
berechnung die tatsächlich bebaute und befestigte 
Fläche zugrunde gelegt, von der aus Nieder-
schlagswasser eingeleitet wird oder abfließt. 
 

(3) Die Vermutung des Abs. 1 kann widerlegt 
werden, wenn nachgewiesen wird, dass die tatsäch-
lich bebaute und befestigte Fläche, von der aus 
Niederschlagswasser in die Entwässerungseinrich-
tung eingeleitet wird oder abfließt, um mindestens 
zwanzig vom Hundert (20 %) oder um mindestens 
200 m2 von der nach Abs. 1 ermittelten reduzierten 
Grundstücksfläche abweicht. Der Antrag des Ge-
bührenschuldners, die Gebühren nach der tatsäch-
lich bebauten und befestigten Fläche zu berechnen, 
ist bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist für den 
Gebührenbescheid zu stellen. Anträge, die nach 
Ablauf der Widerspruchsfrist eingehen, werden ab 
dem Veranlagungszeitraum, in dem der Antrag 
eingeht, berücksichtigt. Der Nachweis ist dadurch 
zu führen, dass der Antragsteller anhand einer 
Planskizze die einzelnen Flächen, von denen aus 
Niederschlagswasser eingeleitet wird, genau be-
zeichnet und ihre Größe angibt. 
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(4) Für die Entscheidung sind die tatsächli-
chen Verhältnisse am 30. Juni des Jahres, für das 
die Gebühr erhoben wird, oder, wenn die Gebüh-
renpflicht erst im Laufe des Veranlagungszeitraums 
entsteht, die Verhältnisse zu Beginn der Gebühren-
pflicht maßgebend. Die tatsächlich bebaute und 
befestigte Grundstücksfläche bleibt auch für künfti-
ge Veranlagungszeiträume Gebührenmaßstab, bis 
sich die Grundstücksverhältnisse ändern. Änderun-
gen der maßgeblichen Flächen hat der Gebühren-
schuldner unaufgefordert bekannt zu geben. Veran-
lagungszeitraum ist das Kalenderjahr.  

 
(5) Die Vermutung nach Abs. 1 kann wider-

legt werden, wenn durch die Gemeinde innerhalb 
der Festsetzungsfrist nachgewiesen wird, dass die 
tatsächlich bebaute und befestigte Fläche, von der 
das Niederschlagswasser in die gemeindliche Ent-
wässerungseinrichtung eingeleitet wird, um mindes-
tens zwanzig vom Hundert (20 %) oder 200 m2 
größer ist, als die nach Abs. 1 und 2 ermittelte redu-
zierte Grundstücksfläche. Absatz 3 Satz 4 gilt ent-
sprechend. 

 
(6) Die Niederschlagswassergebühr beträgt 

0,27 € pro m2 pro Jahr. 
 

§ 10 b  
 

Gebührenabschläge   
 

Wird vor Einleitung der Abwässer i.S.d. § 10 
dieser Satzung in die Entwässerungsanlage eine 
Vorkläranlage oder sonstige Vorbehandlung der 
Abwässer auf dem Grundstück verlangt, so ermäßi-
gen sich die Schmutzwassergebühren um fünfzig 
vom Hundert (50 %). Das gilt nicht für Grundstücke 
mit gewerblichen oder sonstigen Betrieben, bei 
denen die Vorklärung oder Vorbehandlung lediglich 
bewirkt, dass die Abwässer dem durchschnittlichen 
Verschmutzungsgrad oder der üblichen Verschmut-
zungsart der eingeleiteten Abwässer entsprechen.  
 

§ 11  
 

Gebührenzuschläge   
 

Für Abwässer i. S. d. § 10 dieser Satzung, 
deren Beseitigung Kosten verursacht, die die durch-
schnittlichen Kosten der Beseitigung von Hausab-
wasser von mehr als 30 vom Hundert (30 %) über-
steigen, wird ein Zuschlag bis zur Höhe des den 
Grenzwert übersteigenden Prozentsatzes des Ku-
bikmeterpreises für die Schmutzwassergebühr er-
hoben. 
 

§ 12 
 

Entstehen der Gebührenschuld  
 

(1) Die Schmutzwassergebühr entsteht mit 
jeder Einleitung von Schmutzwasser in die Entwäs-
serungsanlage. 

 

(2) Die Niederschlagswassergebühr entsteht 
erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der 
betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. 
Der Tag wird im erstmals ergehenden Bescheid 
bestimmt. Im Übrigen entsteht die Niederschlags-
wassergebühr mit dem Beginn eines jeden Tages in 
Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgebühren-
schuld neu. Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung 
wird erstmals die Erhebung einer Niederschlags-
wassergebühr eingeführt; wenn und soweit der 
Gebührentatbestand vor dem Inkrafttreten dieser 
Satzung erfüllt ist, entsteht die Gebührenschuld erst 
mit dem Inkrafttreten dieser Satzung. 

 
§ 13 

 
Gebührenschuldner  

 
(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt 

des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer 
des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des 
Grundstücks dinglich berechtigt ist. 

 
(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber 

eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. 
 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Ge-

samtschuldner. 
 

§ 14 
 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung  
 

(1) Die Einleitung wird jährlich abgerechnet; 
Abrechnungsjahr ist das Kalenderjahr. Die 
Schmutzwasser- und die Niederschlagswasserge-
bühr werden einen Monat nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides fällig. 

 
(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15. 

Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 
jeden Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Vier-
tels von neunzig vom Hundert (90 %) der Jahresab-
rechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine sol-
che Vorjahresabrechnung, so setzt die Gemeinde 
die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der 
Jahresgesamteinleitung fest. 

 
§ 15 

 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner  

 
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind 

verpflichtet, der Gemeinde für die Höhe der Abgabe 
maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu mel-
den und über den Umfang dieser Veränderungen - 
auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender 
Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 
 



 Seite 40 

§ 16 
 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten  
 

(1) Diese Satzung tritt mit Wirkung vom  
1. Januar 2010 in Kraft. 
 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2009 tritt 
die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässe-
rungssatzung der Gemeinde Konradsreuth vom 18. 
Juli 2008 für das Gebiet der Gemeindeteile Ahorn-
berg, Reuthlas und Weißlenreuth außer Kraft. 

 
 

Konradsreuth, den 25. November 2010 
Gemeinde Konradsreuth  

 
Matthias Döhla 
Erster Bürgermeister  
 
 
Satzung Nr. 7:  
 
 
Satzung für die öffentliche Entwässerungs-
anlage der Gemeinde Konradsreuth 
(Entwässerungssatzung – EWS) 
 
 
Vom 25. November 2010 
 
Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 
2, Abs. 2 und Abs. 3 der Gemeindeordnung und Art. 
34 Abs. 1 und 2 des Bayerischen Wassergesetzes 
erlässt die Gemeinde Konradsreuth folgende Sat-
zung: 
 

§ 1 
 

Öffentliche Einrichtung 
 

(1) Die Gemeinde betreibt zur Abwasserbe-
seitigung nach dieser Satzung eine Entwässe-
rungsanlage als öffentliche Einrichtung für das 
Gebiet des Gemeindeteils Föhrenreuth . 
 

(2) Art und Umfang der Ent-
wässerungsanlage bestimmt die Gemeinde. 
 

(3) Zur Entwässerungsanlage der Gemeinde 
gehören auch die im öffentlichen Straßengrund 
liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse.  
 

§ 2 
 

Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 
 

(1) Grundstück im Sinn dieser Satzung ist je-
des räumlich zusammenhängende und einem ge-
meinsamen Zweck dienende Grundeigentum des-
selben Eigentümers, das eine selbstständige wirt-
schaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um 
mehrere Grundstücke oder Teile von Grundstücken 
im Sinn des Grundbuchrechts handelt. Soweit recht-
lich verbindliche planerische Vorstellungen vorhan-
den sind, sind sie zu berücksichtigen. 
 

(2) Die in dieser Satzung für die Grund-
stückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten 
auch für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nut-
zung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. Von 
mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt 
und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 3 

 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Satzung haben die nachste-

henden Begriffe folgende Bedeutung: 
 
 

 
 

 
Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaft-

lichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in sei-
nen Eigenschaften verändert ist oder das von Niederschlägen 
aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen ab-
fließt. 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in land-
wirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser, einschließlich 
Jauche und Gülle, das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht 
zu werden; nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das 
menschliche Fäkalabwasser. 
 

Schmutzwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen 
oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließen-
de Wasser. Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen 
zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austreten-
den und gesammelten Flüssigkeiten. 
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Ablaufwasser ist das in einer Grundstückskläranlage (Kleinkläranlage mit 
mechanischer Abwasservorbehandlung und biologischer Ab-
wassernachbehandlung) vorgereinigte häusliche Schmutzwas-
ser (durch Gebrauch in Küche, Bad, Toilette und Waschküche 
etc verunreinigtes Wasser).  
 

Niederschlagswasser ist das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten und 
befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser. 
 

Fremdwasser  ist das abfließende Grund-, Quell-, Schichten- und Drainagen-
wasser, das Überlaufwasser von Brunnen und das abfließende 
Sicker- und Drainagenwasser aus der Tiefenentwässerung von 
Straßen, Wegen und Plätzen.  
 

Kanäle sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regen-
wasserkanäle einschließlich der Sonderbauwerke, wie z. B. 
Regenbecken, Pumpwerke, Regenüberläufe. 
 

Schmutzwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Schmutzwasser. 
 

Mischwasserkanäle sind zur Aufnahme von Niederschlags- und Schmutzwasser 
bestimmt. 
 

Regenwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Niederschlagswasser. 
 

Fremdwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Fremdwasser. 
 

Sammelkläranlage ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten 
Abwassers einschließlich der Ableitung zum Gewässer. 
 

Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle) sind die Leitungen vom Kanal bis zum Kontrollschacht. In Er-
mangelung eines Kontrollschachtes endet der Grundstücksan-
schluss an der gemeinsamen Grenze zwischen dem öffentli-
chem Straßengrund und dem angeschlossenen bzw. anzu-
schließenden Grundstück.  
 

Grundstücksentwässerungsanlagen sind die Einrichtungen eines Grundstücks, die dem Ableiten des 
Abwassers dienen, bis einschließlich des Kontrollschachts. 
 

Grundstückskläranlagen (Kleinkläranlagen) sind Anlagen zur mechanischen und biologischen Behandlung 
von häuslichem Schmutzwasser auf dem Grundstück 
 

Messschacht ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses 
und für die Entnahme von Abwasserproben. 
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§ 4 
 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann ver-
langen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser 
Satzung an die öffentliche Entwässerungsanlage 
angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßga-
be der §§ 14 bis 17 alles Abwasser in die öffentliche 
Entwässerungsanlage einzuleiten. 

 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht er-

streckt sich auf solche Grundstücke, die durch einen 
Kanal erschlossen werden. Der Grundstückseigen-
tümer kann unbeschadet weitergehender bundes- 
und landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, 
dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende 
Kanäle geändert werden. Welche Grundstücke 
durch einen Kanal erschlossen werden, bestimmt 
die Gemeinde. 
 

(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht be-
steht nicht, 
 
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder 

Menge nicht ohne weiteres von der öffentlichen 
Entwässerungsanlage übernommen werden 
kann und besser von demjenigen behandelt 
wird, bei dem es anfällt; 

 
2. solange eine Übernahme des Abwassers tech-

nisch oder wegen des unverhältnismäßig ho-
hen Aufwands nicht möglich ist. 

 
(4) Die Gemeinde kann den Anschluss und 

die Benutzung versagen, wenn die gesonderte 
Behandlung des Abwassers wegen der Siedlungs-
struktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beein-
trächtigt. 

 
(5) Auch für die Niederschlagswasserbesei-

tigung besteht grundsätzlich ein Anschluss- und 
Benutzungsrecht. Aus ökologischen Gründen und 
nach wasserrechtlichen Vorgaben soll Nieder-
schlagswasser zumindest teilweise vorrangig versi-
ckert werden. Unbeschadet des Absatzes 4 kann 
das Benutzungsrecht eingeschränkt werden, wenn 
und soweit eine teilweise Versickerung oder ander-
weitige Beseitigung von Niederschlagswasser ord-
nungsgemäß möglich ist. Die Gemeinde kann hier-
von Ausnahmen zulassen oder bestimmen, wenn 
die Ableitung von Niederschlagswasser aus be-
triebstechnischen Gründen erforderlich ist. 
 

(6) Für Gewerbe- und Industrieabwasser be-
steht kein Anschluss- und Benutzungsrecht. Die 
Gemeinde kann auf Antrag Ausnahmen zulassen, 
wenn dieses Abwasser nach Art und Konzentration 
der enthaltenen Schmutzstoffe häuslichem Abwas-
ser entspricht und in einer Grundstückskläranlage 
gereinigt werden darf. Ferner kann die Gemeinde 
hierfür ein Anschluss- und Benutzungsrecht vom 
Abschluss einer Sondervereinbarung (§ 7) abhängig 
machen; das Gleiche gilt für Abwassereinleitungen, 
die wegen ihrer Menge die Entwässerungsanlage 
über Gebühr in Anspruch nehmen. 

 

§ 5 
 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) 
sind verpflichtet, bebaute Grundstücke an die öffent-
liche Entwässerungsanlage anzuschließen (An-
schlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, 
wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich un-
möglich ist. 

 
(2) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) 

sind verpflichtet, auch unbebaute Grundstücke an 
die öffentliche Entwässerungsanlage anzuschlie-
ßen, wenn Abwasser anfällt. 

 
(3) Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf 

ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwas-
ser anfallen kann, dauernd oder vorübergehend 
vorhanden sind. 

 (4) Bei baulichen Maßnahmen, die eine Ver-
änderung der Abwassereinleitung nach Menge oder 
Beschaffenheit zur Folge haben, muss der An-
schluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus 
hergestellt sein. In allen anderen Fällen ist der An-
schluss nach schriftlicher Aufforderung durch die 
Gemeinde innerhalb der von ihr gesetzten Frist 
herzustellen.  

 
(5) Auf Grundstücken, die an die öffentliche 

Entwässerungsanlage angeschlossen sind, ist im 
Umfang des Benutzungsrechts alles Abwasser in 
die öffentliche Entwässerungsanlage einzuleiten 
(Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grund-
stückseigentümer und alle Benutzer der Grundstü-
cke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde die 
dafür erforderliche Überwachung zu dulden. 
 

§ 6 
 

Befreiung vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang 

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss o-
der zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum 
Teil befreit, wenn der Anschluss oder die Benutzung 
aus besonderen Gründen auch unter Berücksichti-
gung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht 
zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter 
Angabe der Gründe schriftlich bei der Gemeinde 
einzureichen. 

 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedin-

gungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt 
werden. 
 

§ 7 
 

Sondervereinbarungen 
 

(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss 
oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so 
kann die Gemeinde durch Vereinbarung ein beson-
deres Benutzungsverhältnis begründen. Ein An-
schluss- und Benutzungsrecht wird in diesem Fall 
erst mit dem wirksamen Abschluss der Sonderver-
einbarung begründet; das Gleiche gilt für die Be-
gründung einer Anschluss- und Benutzungspflicht.  
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(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten 
die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- 
und Gebührensatzung entsprechend. Ausnahms-
weise kann in der Sondervereinbarung Abweichen-
des bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist. 
 

§ 8 
 

Grundstücksanschluss 
 

(1) Die Grundstücksanschlüsse werden von 
der Gemeinde hergestellt, angeschafft, verbessert, 
erneuert, verändert, beseitigt und unterhalten. Die 
Gemeinde kann, soweit die Grundstücksanschlüsse 
nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässe-
rungsanlage sind, auf Antrag zulassen oder von 
Amts wegen anordnen, dass der Grundstückseigen-
tümer den Grundstücksanschluss ganz oder teilwei-
se herstellt, anschafft, verbessert, erneuert, verän-
dert, beseitigt und unterhält; die §§ 10 mit 12 gelten 
entsprechend. 

 
(2) Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nenn-

weite und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie 
bestimmt auch, wo und an welchen Kanal anzu-
schließen ist. Begründete Wünsche der Grund-
stückseigentümer werden dabei nach Möglichkeit 
berücksichtigt. 

 
(3) Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an 

die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlos-
sen oder anzuschließen ist, muss die Verlegung von 
Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schäch-
ten, Schiebern, Messeinrichtungen und dergleichen 
und von Sonderbauwerken zulassen, ferner das 
Anbringen von Hinweisschildern dulden, soweit 
diese Maßnahmen für die ordnungsgemäße Besei-
tigung des auf seinem Grundstück anfallenden 
Abwassers erforderlich sind. 

§ 9 
 

Grundstücksentwässerungsanlage 
 

(1) Jedes Grundstück, das an die öffentliche 
Entwässerungsanlage angeschlossen wird, ist vor-
her vom Grundstückseigentümer mit einer Grund-
stücksentwässerungsanlage zu versehen, die nach 
den anerkannten Regeln der Technik herzustellen, 
zu betreiben, zu unterhalten und zu ändern ist. 

 
(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen 

sind mit einer Grundstückskläranlage (Kleinkläran-
lage mit mechanischer Abwasservorbehandlung 
und biologischer Abwassernachbehandlung) zu 
versehen, wenn das Abwasser keiner Sammelklär-
anlage zugeführt wird. Die Grundstückskläranlage 
ist auf dem anzuschließenden Grundstück zu erstel-
len; sie ist Bestandteil der Grundstücksentwässe-
rungsanlage. Sobald das Abwasser einer Sammel-
kläranlage zugeführt werden kann, ist die Grund-
stückskläranlage stillzulegen. Die nicht abfließenden 
Abwässer, insbesondere der Fäkalschlamm, sind 
umgehend in zulässiger Weise schadlos zu beseiti-
gen. Den Zeitpunkt der Stilllegung der Grundstücks-
kläranlage bestimmt die Gemeinde. 

 

(3) Am Ende der Grundstücks-
entwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht vorzu-
sehen. Die Gemeinde kann verlangen, dass anstelle 
oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein Mess-
schacht zu erstellen ist. 

 
(4) Besteht zum Kanal kein natürliches Gefäl-

le, so kann die Gemeinde vom Grundstückseigen-
tümer den Einbau und den Betrieb einer Hebeanla-
ge zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, 
wenn ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße 
Beseitigung der Abwässer bei einer den Regeln der 
Technik entsprechenden Planung und Ausführung 
des Kanalsystems nicht möglich ist.  

 
(5) Gegen den Rückstau des Abwassers aus 

dem Abwassernetz hat sich jeder Anschlussnehmer 
selbst zu schützen. 

 
(6) Die Grundstücksentwässerungsanlagen 

sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fachlich 
geeignete Unternehmer ausgeführt werden. 

 
§ 10 

 
Zulassung der Grundstücksent-

wässerungsanlage 
 

(1) Bevor die Grundstücksent-
wässerungsanlage hergestellt oder geändert wird, 
sind der Gemeinde folgende Unterlagen in doppel-
ter Fertigung einzureichen: 
 
a) Lageplan des zu entwässernden Gründstücks 

im Maßstab 1:1.000, 
 
b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 

1:100, aus denen der Verlauf der Leitungen 
und im Falle des § 9 Abs. 2 die Grundstücks-
kläranlage ersichtlich sind, 

 
c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung 

der Entwässerungsgegenstände im Maßstab 
1:100, bezogen auf Normal-Null (NN), aus de-
nen insbesondere die Gelände- und Kanalsoh-
lenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhö-
hen, Querschnitte und Gefälle der Kanäle, 
Schächte, höchste Grundwasseroberfläche zu 
ersehen sind, 

 
d) Lageplan mit Grundriss- und Schnittzeichnun-

gen sowie Ablaufschema von Grundstücksklär-
anlagen samt Gutachten eines privaten Sach-
verständigen in der Wasserwirtschaft (PSW), 
mit welchem nachgewiesen wird, dass die Ab-
wasserbeseitigung den behördlichen Vorgaben 
und den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entspricht. Bei der Planung von 
Grundstückskläranlagen sind insbesondere fol-
gende Rechtsgrundlagen zu beachten: 
- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Baye-

risches Wegegesetz (BayWG) 
- Abwasserverordnung (AbwV) mit Anhang I 
- Bayerische Bauordnung (BayBO) 
- Klärschlammverordnung (AbfKlärV) 
- Eigenüberwachungsverordnung (EÜV) 
- Verordnung über private Sachverständige 

in der Wasserwirtschaft (VPSW) 
- DIN-Normen (z.B. DIN 4261) 
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- einschlägige Arbeits- und Merkblätter bzw. 
Hinweise der Deutschen Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 
(ATV-DVWK) 

- einschlägige Merkblätter des Bayerischen 
Landesamtes für Wasserwirtschaft 

- Strafgesetzbuch (StGB) (§§ 324, 330 
StGB). 

 
Serienmäßig hergestellte Kleinkläranlagen benöti-
gen für ihre Verwendung eine Übereinstimmungs-
bestätigung mit der DIN 4261 („Normenkonformi-
tätszeichen“) bzw. eine allgemeine bauaufsichtliche 
Zulassung; der Hersteller kennzeichnet solche An-
lagen mit dem Übereinstimmungskennzeichen („Ü-
Zeichen“), 
 
e) wenn Gewerbe- oder Industrieabwässer oder 

Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheb-
lich vom Hausabwasser abweicht, zugeführt 
werden, ferner Angaben über 
- Zahl der Beschäftigten und der ständigen 

Bewohner auf dem Grundstück, wenn de-
ren Abwasser miterfasst werden soll, 

- Menge und Beschaffenheit des Verarbei-
tungsmaterials, der Erzeugnisse, 

- die abwassererzeugenden Betriebsvor-
gänge, 

- Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum 
Einleiten bestimmten Abwassers, 

- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die 
Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, 
Reinigung, Neutralisation, Dekontaminie-
rung) mit Bemessungsnachweisen. 

 
Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch 
den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, 
Verbrauch, Kreislauf, Abfluss) und durch Pläne der 
zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen. 
Die Pläne haben den bei der Gemeinde aufliegen-
den Planmustern zu entsprechen. Alle Unterlagen 
sind von den Bauherrn und Planfertigern zu unter-
schreiben. 
 

(2) Die Gemeinde prüft, ob die beabsichtig-
ten Grundstücksentwässerungsanlagen der Be-
stimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das 
der Fall, so erteilt die Gemeinde schriftlich ihre Zu-
stimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten 
Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. Die 
Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen 
erteilt werden. Andernfalls setzt die Gemeinde dem 
Bauherrn unter Angabe der Mängel eine angemes-
sene Frist zur Berichtigung. Die geänderten Unter-
lagen sind sodann erneut einzureichen. 

 
(3) Mit der Herstellung oder Änderung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen darf erst nach 
schriftlicher Zustimmung der Gemeinde begonnen 
werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, 
insbesondere nach straßen-, bau- und wasserrecht-
lichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung 
unberührt. 

 

(4) Von den Bestimmungen der Absätze 1 
bis 3 kann die Gemeinde Ausnahmen zulassen. 
 

§ 11 
 

Herstellung und Prüfung der Grundstücksent-
wässerungsanlage 

 
(1) Die Grundstückseigentümer haben der 

Gemeinde den Beginn des Herstellens, des Än-
derns, des Ausführens größerer Unterhaltungsarbei-
ten oder des Beseitigens drei Tage vorher schriftlich 
anzuzeigen und gleichzeitig den Unternehmer zu 
benennen. Muss wegen Gefahr in Verzug mit den 
Arbeiten sofort begonnen werden, so ist der Beginn 
innerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen. 

 
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Arbeiten 

zu überprüfen. Alle Leitungen dürfen nur mit vorhe-
riger Zustimmung der Gemeinde verdeckt werden. 
Andernfalls sind sie auf Anordnung der Gemeinde 
freizulegen. 

 
(3) Die Grundstückseigentümer haben zu al-

len Überprüfungen Arbeitskräfte, Geräte und Werk-
stoffe bereitzustellen. 

 
(4) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer 

angemessenen Frist durch die Grundstückseigen-
tümer zu beseitigen. Die Beseitigung der Mängel ist 
der Gemeinde zur Nachprüfung anzuzeigen. 

 
(5) Die Gemeinde kann verlangen, dass die 

Grundstücksentwässerungsanlagen nur mit ihrer 
Zustimmung in Betrieb genommen werden. Die 
Zustimmung kann insbesondere davon abhängig 
gemacht werden, dass seitens des vom Grund-
stückseigentümer beauftragten Unternehmers eine 
Bestätigung über die Dichtigkeit und Funktionsfä-
higkeit der Anlagen vorgelegt wird. 

 
(6) Grundstückskläranlagen sind vor ihrer In-

betriebnahme von einem privaten Sachverständigen 
in der Wasserwirtschaft abzunehmen; die Abnah-
meniederschrift ist der Gemeinde vorzulegen. Fer-
ner ist die Funktionsfähigkeit von Grundstücksklär-
anlagen nach den einschlägigen wasser- und ab-
wasserrechtlichen Vorschriften sowie nach der 
Betriebsanleitung in regelmäßigen Abständen von 
einem privaten Sachverständigen in der Wasser-
wirtschaft zu überprüfen und zu bescheinigen; die 
Bescheinigungen sind der Gemeinde ebenfalls 
vorzulegen. Die Verpflichtungen des Grundstücks-
eigentümers zum geordneten Betrieb und zur re-
gelmäßigen Wartung der Grundstückskläranlage 
bleiben unberührt. 

 
(7) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 und die 

Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage 
durch die Gemeinde befreien den Grundstücksei-
gentümer, den Bauherrn, den ausführenden Unter-
nehmer und den Planfertiger nicht von der Verant-
wortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie 
Planung und Ausführung der Anlage. 
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§ 12 
 

Überwachung 
 

(1) Die Gemeinde ist befugt, die Grund-
stücksentwässerungsanlagen jederzeit zu überprü-
fen, Abwasserproben zu entnehmen und Messun-
gen durchzuführen. Dasselbe gilt für die Grund-
stücksanschlüsse und Messschächte, wenn die 
Gemeinde sie nicht selbst unterhält. Zu diesem 
Zweck sind den Beauftragten der Gemeinden, die 
sich auf Verlangen auszuweisen haben, ungehin-
dert Zugang zu allen Anlageteilen zu gewähren und 
die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Die Grund-
stückseigentümer werden davon vorher möglichst 
verständigt; das gilt nicht für Probeentnahmen und 
Abwassermessungen. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflich-

tet, die von ihm zu unterhaltenden Grundstücksent-
wässerungsanlagen in Abständen von zehn Jahren 
durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf 
Bauzustand, insbesondere Dichtigkeit und Funkti-
onsfähigkeit untersuchen und festgestellte Mängel 
beseitigen zu lassen. Über die durchgeführten Un-
tersuchungen und über die Mängelbeseitigung ist 
der Gemeinde eine Bestätigung des damit beauf-
tragten Unternehmers vorzulegen. Die Gemeinde 
kann darüber hinaus jederzeit verlangen, dass die 
vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden 
Anlagen in einen Zustand gebracht werden, der 
Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der 
öffentlichen Entwässerungsanlage und Gewässer-
verunreinigungen ausschließt. 

 
(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser 

oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheb-
lich vom Hausabwasser abweicht, zugeführt, kann 
die Gemeinde den Einbau und den Betrieb von 
Überwachungseinrichtungen verlangen. Hierauf 
wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung 
in die Sammelkanalisation eine Genehmigung nach 
dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und / oder dem 
Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) vorliegt und 
die danach vorgeschriebenen Überwachungsein-
richtungen – insbesondere in Vollzug der Eigen-
überwachungsverordnung vom 20. September 1995 
(GVBl S. 769) in der jeweils geltenden Fassung – 
eingebaut, betrieben und für eine ordnungsgemäße 
gemeindliche Überwachung zur Verfügung gestellt 
werden. 

 
 (4) Die Grundstückseigentümer haben Stö-

rungen und Schäden an den Grundstücksanschlüs-
sen, Messschächten, Grundstücksentwässerungs-
anlagen, Überwachungseinrichtungen und etwaigen 
Vorbehandlungsanlagen unverzüglich der Gemein-
de anzuzeigen. 

 
(5) Die Verpflichtung nach den Absätzen 1 

bis 4 gilt auch für die Benutzer der Grundstücke. 
 

§ 13 
 

Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem 
Grundstück 

 
Abflusslose Gruben und Sickeranlagen sind 

außer Betrieb zu setzen, sobald ein Grundstück an 
die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlos-
sen ist; das gleiche gilt für Grundstückskläranlagen, 
sobald die Abwässer einer ausreichenden Sammel-
kläranlage zugeführt werden. Sonstige Grund-
stücksentwässerungseinrichtungen sind, wenn sie 
den Bestimmungen der §§ 9 bis 11 nicht entspre-
chen, in dem Umfang außer Betrieb zu setzen, in 
dem das Grundstück an die öffentliche Entwässe-
rungsanlage anzuschließen ist. 
 

§ 14 
 

Einleiten in die Kanäle 
 

(1) In Schmutzwasserkanäle darf nur 
Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle nur Nieder-
schlagswasser eingeleitet werden. In Fremdwasser-
kanäle darf nur Fremdwasser eingeleitet werden; 
ausnahmsweise kann die Gemeinde die Einleitung 
von Niederschlagswasser zulassen, wenn eine 
andere geordnete Ableitung nicht möglich ist.  

 
(2) Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle 

eingeleitet werden kann, bestimmt die Gemeinde. 
 

§ 15 
 

Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen 
 

(1) In die öffentliche Entwässerungsanlage 
dürfen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht 
werden, die  

 
- die dort beschäftigten Personen gefährden oder 

deren Gesundheit beeinträchtigen, 
- die öffentliche Entwässerungsanlage oder die 

angeschlossenen Grundstücke gefährden oder 
beschädigen, 

- den Betrieb der Entwässerungsanlage er-
schweren, behindern oder beeinträchtigen, 

- die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder 
gärtnerische Verwertung des Klärschlamms er-
schweren oder verhindern oder 

- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbeson-
dere die Gewässer, auswirken. 

 
(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für  
 

1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe 
wie Benzin, Benzol, Öl 

2. infektiöse Stoffe, Medikamente 
3. radioaktive Stoffe 
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen 

Verfärbung des Abwassers in der Sammel-
kläranlage oder des Gewässers führen, 
Lösemittel 

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädli-
che Ausdünstungen, Gase oder Dämpfe 
verbreiten können, insbesondere Konden-
sat von Brennwertkesseln 
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6. Abwasser aus der Milcherzeugung, insbe-
sondere der Reinigung der Melkanlagen 

7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, 
wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, 
Zement, Kunstharze, Teer, Pappe, Dung, 
Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Treber, 
Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten 

8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabschei-
dern, Jauche, Gülle, Abwasser aus Dung-
gruben und Tierhaltungen, Silagegärsaft, 
Blut aus Schlächtereien, Molke 

9. Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen 
aus Vorbehandlungsanlagen, Fäkal-
schlamm, Räumgut aus Grundstücksklär-
anlagen und Abortgruben unbeschadet 
gemeindlicher Regelungen zur Beseitigung 
der Fäkalschlämme 

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der 
Besorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, 
Anreicherungsfähigkeit oder einer krebser-
zeugenden, fruchtschädigenden oder erb-
gutverändernden Wirkung als gefährlich zu 
bewerten sind wie Schwermetalle, Cyani-
de, halogenierte Kohlenwasserstoffe, poly-
cyclische Aromaten, Phenole. Ausgenom-
men sind  

a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im 
Abwasser in der Art und in der Menge, wie 
sie auch im Abwasser aus Haushaltungen 
üblicherweise anzutreffen sind; 

b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer 
Vorbehandlungsanlage zurückgehalten 
werden können und deren Einleitung die 
Gemeinde in den Einleitungsbedingungen 
nach Absatz 3 zugelassen hat; 

c) Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung 
nach Art. 41c des Bayerischen Wasserge-
setzes eingeleitet werden oder für die eine 
Genehmigungspflicht nach § 1 Abs. 2 der 
Verordnung über die Genehmigungspflicht 
für das Einleiten wassergefährdender Stof-
fe in Sammelkanalisationen und ihre Ü-
berwachung vom 27. September 1985 
(GVBl S. 634) in der jeweils geltenden Fas-
sung entfällt, soweit die Gemeinde keine 
Einwendungen erhebt. 

11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrie-
ben,  
- von dem zu erwarten ist, dass es auch 

nach der Behandlung in der Sammelklär-
anlage nicht den Mindest-anforderungen 
nach § 7a des Wasserhaushaltsgesetzes 
entsprechen wird, 

- das wärmer als + 35 °C ist, 
- das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 

9,5 aufweist, 
- das aufschwimmende Öle und Fette ent-

hält, 
- das als Kühlwasser benutzt worden ist.  

 

(3) Die Einleitungsbedingungen nach Absatz 
2 Nr. 10 Buchst. b werden gegenüber den einzelnen 
Anschlusspflichtigen oder im Rahmen der Sonder-
vereinbarung festgelegt.  

 
(4) Über Absatz 3 hinaus kann die Gemeinde 

in Einleitungsbedingungen auch die Einleitung von 
Abwasser besonderer Art und Menge ausschließen 
oder von besonderen Voraussetzungen abhängig 
machen, soweit dies zum Schutz des Betriebsper-
sonals, der Entwässerungsanlage oder zur Erfüllung 
der für den Betrieb der öffentlichen Entwässerungs-
anlage geltenden Vorschriften, insbesondere deren 
Bedingungen und Auflagen des der Gemeinde er-
teilten wasserrechtlichen Bescheids erforderlich ist. 

 
(5) Die Gemeinde kann die Einleitungsbedin-

gungen nach Abs. 3 und 4 neu festlegen, wenn die 
Einleitung von Abwasser in die öffentliche Entwäs-
serungsanlage nicht nur vorübergehend nach Art 
und Menge wesentlich geändert wird oder wenn 
sich die für den Betrieb der öffentlichen Entwässe-
rungsanlage geltenden Gesetze oder Bescheide 
ändern. Die Gemeinde kann Fristen festlegen, in-
nerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten An-
forderungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt 
werden müssen. Insbesondere kann die Gemeinde 
die Einleitungsbedingungen an die jeweils gelten-
den Einleitungsbedingungen des Abwasserverban-
des Saale, Hof, bzw. der Stadt Hof, anpassen. 

 
(6) Die Gemeinde kann die Einleitung von 

Stoffen im Sinn der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn 
der Verpflichtete Vorkehrungen trifft, durch die die 
Stoffe ihre gefährdende oder schädigende oder den 
Betrieb der öffentlichen Entwässerungsanlage er-
schwerende Wirkung verlieren. In diesem Fall hat er 
der Gemeinde eine Beschreibung nebst Plänen in 
doppelter Fertigung vorzulegen. Die Gemeinde 
kann die Einleitung der Stoffe zulassen, erforderli-
chenfalls nach Anhörung der für den Gewässer-
schutz zuständigen Sachverständigen. Ferner kann 
die Gemeinde in begründeten Ausnahmefällen auf 
Antrag vom Einleitungsverbot nach Abs. 2 Nr. 6 
ganz oder teilweise mit bestimmten Maßgaben (vgl. 
§ 7) befreien. 

 
(7) Besondere Vereinbarungen zwischen der 

Gemeinde und einem Verpflichteten, die das Einlei-
ten von Stoffen im Sinn des Absatzes 1 durch ent-
sprechende Vorkehrungen an der öffentlichen Ent-
wässerungsanlage ermöglichen, bleiben vorbehal-
ten. 

 
(8) Wenn Stoffe im Sinn des Absatzes 1 in 

eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in die 
öffentliche Entwässerungsanlage gelangen, ist die 
Gemeinde sofort zu verständigen. 
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§ 16 
 

Abscheider 
 

(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssig-
keiten wie z.B. Benzin, Benzol, Öle oder Fette mit-
abgeschwemmt werden können, sind in die Grund-
stücksentwässerungsanlage Abscheider einzuschal-
ten und insoweit ausschließlich diese zu benutzen.  

 
(2) Die Abscheider müssen in regelmäßigen 

Zeitabständen und bei Bedarf entleert werden. Die 
Gemeinde kann den Nachweis der ordnungsgemä-
ßen Entleerung verlangen. Das Abscheidegut ist 
schadlos zu entsorgen. 
 

§ 17 
 

Untersuchung des Abwassers 
 

(1) Die Gemeinde kann über die Art und 
Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Ab-
wassers Aufschluss verlangen. Bevor erstmalig 
Abwasser eingeleitet wird oder wenn Art oder Men-
ge des eingeleiteten Abwassers geändert werden, 
ist der Gemeinde auf Verlangen nachzuweisen, 
dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter 
das Verbot des § 15 fallen.  

 
(2) Die Gemeinde kann eingeleitetes Abwas-

ser jederzeit, auch periodisch, auf Kosten des 
Grundstückseigentümers untersuchen lassen. Auf 
die Überwachung wird in der Regel verzichtet, so-
weit für die Einleitung in die Sammelkanalisation 
eine Genehmigung nach dem Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) und / oder dem Bayerischen Wasser-
gesetz (BayWG) vorliegt und die dafür vorgeschrie-
benen Untersuchungen, insbesondere nach der 
Abwassereigenüberwachungsverordnung in der 
jeweils geltenden Fassung, ordnungsgemäß durch-
geführt und der Gemeinde vorgelegt werden. Die 
Gemeinde kann verlangen, dass die nach § 12 Abs. 
3 eingebauten Überwachungseinrichtungen ord-
nungsgemäß betrieben und die Messergebnisse 
vorgelegt werden. 

 
(3) Die Beauftragten der Gemeinde und die 

Bediensteten der für die Gewässeraufsicht zustän-
digen Behörden können die anzuschließenden oder 
die angeschlossenen Grundstücke betreten, wenn 
dies zur Durchführung der in den Absätzen 1 und 2 
vorgesehenen Maßnahmen erforderlich ist. 
 

§ 18 
 

Haftung 
 

(1) Die Gemeinde haftet unbeschadet Abs. 2 
nicht für Schäden, die auf solchen Betriebsstörun-
gen beruhen, die sich auch bei ordnungsgemäßer 
Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwäs-
serungseinrichtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 
gilt insbesondere auch für Schäden, die durch 
Rückstau hervorgerufen werden. 

 

(2) Die Gemeinde haftet für Schäden, die 
sich aus dem Benützen der öffentlichen Entwässe-
rungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer Person, 
deren sich die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Ver-
pflichtungen bedient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit 
zur Last fällt. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer und die Be-

nutzer haben für die ordnungsgemäße Benutzung 
der öffentlichen Entwässerungsanlage einschließ-
lich des Grundstücksanschlusses zu sorgen. 

 
(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder 

einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt, haftet 
der Gemeinde für alle ihr dadurch entstehenden 
Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden 
und Nachteile, die durch den mangelhaften Zustand 
der Grundstücksentwässerungsanlage oder des 
Grundstücksanschlusses verursacht werden, wenn 
und soweit dieser nach § 8 vom Grundstückseigen-
tümer herzustellen, zu erneuern, zu ändern und zu 
unterhalten ist oder vom Grundstückseigentümer 
hergestellt, erneuert, geändert und unterhalten wird 
bzw. wurde. Mehrere Verpflichtete haften als Ge-
samtschuldner. 
 

§ 19 
 

Grundstücksbenutzung 
 

(1) Der Grundstückseigentümer hat das An-
bringen und Verlegen von Leitungen einschließlich 
Zubehör zur Ableitung von Abwasser über sein im 
Entsorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie 
sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulas-
sen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die 
örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich sind. 
Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die 
öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen 
oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem ange-
schlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen 
Grundstück genutzt werden oder für die die Mög-
lichkeit der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst 
wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung ent-
fällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke 
den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten 
würde. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig 

über Art und Umfang der beabsichtigten Inan-
spruchnahme seines Grundstücks zu benachrichti-
gen. 

(3) Der Grundstückseigentümer kann die 
Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie 
an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar 
sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde 
zu tragen, soweit die Einrichtung nicht ausschließ-
lich der Entsorgung des Grundstücks dient. 

 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffent-

liche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für 
Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau 
von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflä-
chen bestimmt sind. 
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§ 20 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeinde-
ordnung kann mit Geldbuße belegt werden, wer 
vorsätzlich  

 
1. den Vorschriften über den Anschluss- und 

Benutzungszwang (§ 5) zuwiderhandelt, 
2. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 

4 und 5 und § 17 Abs. 1 festgelegten Melde-, 
Auskunfts- oder Vorlagefristen verletzt, 

3. entgegen § 10 Abs. 3 vor Zustimmung der 
Gemeinde mit der Herstellung oder Änderung 
der Grundstücksentwässerungsanlage beginnt, 

4. entgegen den Vorschriften der §§ 14 und 15 
Abwässer oder sonstige Stoffe in die öffentliche 
Entwässerungsanlage einleitet. 

 
§ 21 

 
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel 

 
(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der 

nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen 
Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 
 

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung 
vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder 
Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayeri-
schen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungs-
gesetzes. 
 

§ 22 
 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2011 in 
Kraft. 
 
 
 
Konradsreuth, den 25. November 2010 
Gemeinde Konradsreuth  

 
Matthias Döhla 
Erster Bürgermeister  
 
 
 

Satzung Nr. 8:  
 
 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Ent-
wässerungssatzung der Gemeinde Kon-
radsreuth (BGS - EWS)   
 
Vom 25. November 2010 
 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabga-
bengesetzes erlässt die Gemeinde Konradsreuth 
folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur Ent-
wässerungssatzung: 
 

§ 1 
 

Beitragserhebung   
 

Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres 
Aufwandes für die Herstellung der Entwässerungs-
einrichtung für das Gebiet des Gemeindeteiles 
Föhrenreuth  einen Beitrag. 
 

§ 2 
 

Beitragstatbestand   
 

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare o-
der gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare 
Grundstücke erhoben sowie für Grundstücke und 
befestigte Flächen, die keine entsprechende Nut-
zungsmöglichkeit aufweisen, auf denen aber tat-
sächlich Abwasser anfällt, wenn  
 
1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss 

an die Entwässerungseinrichtung besteht oder 
 
2. sie - auch aufgrund einer Sondervereinbarung - 

an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich 
angeschlossen sind. 

 
§ 3 

 
Entstehen der Beitragsschuld  

 
(1) Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirkli-

chung des Beitragstatbestandes. Ändern sich die für 
die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände im 
Sinne des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die - zusätz-
liche - Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maß-
nahme. 

 
(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung er-

lassen und ist der Beitragstatbestand vor dem In-
krafttreten dieser Satzung erfüllt, entsteht die Bei-
tragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 
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§ 4 
 

Beitragsschuldner  
 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des 
Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 
 
 

§ 5 
 

Beitragsmaßstab  
 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücks-
fläche und der Geschossfläche der vorhandenen 
Gebäude berechnet. Die beitragspflichtige Grund-
stücksfläche wird bei Grundstücken in unbeplanten 
Gebieten von mindestens 3.000 m2 Fläche (über-
große Grundstücke) bei bebauten Grundstücken auf 
das Dreifache der beitragspflichtigen Geschossflä-
che, mindestens jedoch 3.000 m2, bei unbebauten 
Grundstücken ebenfalls auf 3.000 m2 begrenzt. 

 
(2) Die Geschossfläche ist nach den Außen-

maßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermit-
teln. Keller werden mit der vollen Fläche herange-
zogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, 
soweit sie ausgebaut sind. Gebäude oder selbst-
ständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nut-
zung keinen Bedarf nach Anschluss an die 
Schmutzwasserableitung auslösen oder die nicht 
angeschlossen werden dürfen, werden nicht heran-
gezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäude-
teile, die tatsächlich an die Schmutzwasserableitung 
angeschlossen sind. Balkone, Loggien und Terras-
sen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über 
die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 

 
(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbli-

che Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei 
sonstigen unbebauten Grundstücken wird als Ge-
schossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in 
Ansatz gebracht. Grundstücke, bei denen die zuläs-
sige oder für die Beitragsbemessung maßgebliche 
vorhandene Bebauung im Verhältnis zur gewerbli-
chen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat, 
gelten als gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke i. S. d. Satzes 1. 

 
(4) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der 

nachträglichen Änderung der für die Beitragsbe-
messung maßgeblichen Umstände, soweit sich 
dadurch der Vorteil erhöht. Beitragspflichtig sind 
insbesondere,  

 
- im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks 

die zusätzlichen Flächen, soweit für diese bis-
her noch keine Beiträge geleistet wurden, 

 
- im Falle der Geschossflächenvergrößerung die 

zusätzlich geschaffenen Geschossflächen so-
wie im Falle des Absatzes 1 Satz 2 für die sich 
aus ihrer Vervielfachung errechnende zusätzli-
che Grundstücksfläche, 

- im Falle der Nutzungsänderung eines bisher 
beitragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils i. 
S. d. § 5 Abs. 2 Satz 4, soweit infolge der Nut-

zungsänderung die Voraussetzungen für die 
Beitragsfreiheit entfallen. 

 
(5) Wird ein unbebautes Grundstück, für das 

ein Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt worden ist, 
später bebaut, so wird der Beitrag nach Abzug der 
nach Absatz 3 berücksichtigten Geschossflächen 
und den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grund-
stücksflächen neu berechnet. Dieser Betrag ist 
nachzuentrichten. Ergibt die Gegenüberstellung ein 
Weniger an Geschossflächen, so ist für die Berech-
nung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz 
abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag 
entrichtet wurde. 

 
§ 6 

 
Beitragssatz  

 
(1) Der Beitrag beträgt  

 
a) pro m2 Grundstücksfläche 0,70 €, 
b) pro m2 Geschossfläche 5,10 €. 
 

(2) Für Grundstücke, von denen kein Nieder-
schlagswasser eingeleitet werden darf, wird der 
Grundstücksflächenbeitrag nicht erhoben. Fällt 
diese Beschränkung weg, wird der Grundstücksflä-
chenbeitrag nacherhoben. 
 

§ 7 
 

Fälligkeit  
 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekannt-
gabe des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 7a  
 

Beitragsablösung  
 

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Bei-
tragspflicht abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag 
richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des 
Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 
nicht. 
 

§ 8 
 

Erstattung des Aufwands für Grundstücksan-
schlüsse  

 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, An-

schaffung, Verbesserung, Erneuerung, Verände-
rung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung der 
Grundstücksanschlüsse i. S. d. § 3 EWS ist mit 
Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentli-
chen Straßengrund liegenden Teile der Grund-
stücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächli-
chen Höhe zu erstatten. 
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(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Ab-
schluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, 
wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungs-
anspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erb-
bauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer 
bzw. Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. § 7 
gilt entsprechend.  

 
(3) Der Erstattungsanspruch kann vor sei-

nem Entstehen abgelöst werden. Der Ablösungsbe-
trag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe 
des Erstattungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht.  
 

§ 9 
 

Gebührenerhebung   
 

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der 
Entwässerungseinrichtung Einleitungsgebühren. 
 

§ 10 
 

Einleitungsgebühr   
 

(1) Die Schmutzwassergebühr wird nach 
Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der 
Menge der Abwässer berechnet, die der Entwässe-
rungseinrichtung von den angeschlossenen 
Grundstücken zugeführt werden. Die Gebühr be-
trägt 0,96 € pro Kubikmeter Abwasser. 

 
(2) Als Abwassermenge gelten die dem 

Grundstück aus der Wasserversorgungseinrichtung 
und aus der Eigengewinnungsanlage zugeführten 
Wassermengen abzüglich der nachweislich auf dem 
Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen 
Wassermengen, soweit der Abzug nicht nach Abs. 4 
ausgeschlossen ist. Die Wassermengen werden 
durch geeichten Wasserzähler ermittelt. Sie sind 
von der Gemeinde zu schätzen, wenn  

 
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 
 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen 

Ablesung nicht ermöglicht wird, oder 
 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, 

dass ein Wasserzähler den wirklichen Wasser-
verbrauch nicht angibt. 

 
Werden die Wassermengen nicht vollständig über 
Wasserzähler erfasst, werden als dem Grundstück 
aus der Eigengewinnungsanlage zugeführte Was-
sermenge pauschal 15 m3 pro Jahr und Einwohner, 
der zum Stichtag 30. Juni des jeweiligen Abrech-
nungsjahres mit Wohnsitz auf dem heranzuziehen-
den Grundstück gemeldet ist, neben der tatsächlich 
aus der öffentlichen Wasserversorgung abgenom-
menen angesetzt, insgesamt aber nicht weniger als 
35 m3 pro Jahr und Einwohner. In begründeten 
Einzelfällen sind ergänzende höhere Schätzungen 
möglich. Es steht dem Gebührenpflichtigen frei, den 
Nachweis eines niedrigeren Wasserverbrauchs zu 
führen; Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 
 

(3) Der Nachweis der verbrauchten und der 
zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem 
Gebührenpflichtigen. Er ist grundsätzlich durch 
geeichte und verplombte Wasserzähler zu führen, 
die der Gebührenpflichtige auf eigene Kosten fest 
zu installieren hat. Bei landwirtschaftlichen Betrie-
ben mit Viehhaltung gilt für jedes Stück Großvieh 
bzw. für jede Großvieheinheit eine Wassermenge 
von 15 m3 pro Jahr als nachgewiesen. Maßgebend 
ist die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene Vieh-
zahl. Der Nachweis der Viehzahl obliegt dem Ge-
bührenpflichtigen; er kann durch Vorlage des Be-
scheids der Tierseuchenkasse erbracht werden. 

 
(4) Vom Abzug nach Absatz 3 sind ausge-

schlossen  
 

a) Wassermengen bis zu 12 m3 jährlich, 
 
b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser und 
 
c) das zur Speisung von Heizungsanlagen ver-

brauchte Wasser. 
 
(5) Im Fall des § 10 Abs. 3 Sätze 3 bis 5 ist 

der Abzug auch insoweit begrenzt, als der Wasser-
verbrauch 35 m3 pro Jahr und Einwohner, der zum 
Stichtag 30. Juni des jeweiligen Abrechnungsjahres 
mit Wohnsitz auf dem heranzuziehenden Grund-
stück gemeldet ist, unterschreiten würde. In be-
gründeten Einzelfällen sind ergänzende höhere 
betriebsbezogene Schätzungen möglich. 
 

§ 11 
 

Entstehen der Gebührenschuld  
 

Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Ein-
leitung von Abwasser in die Entwässerungsanlage. 
 

§ 12 
 

Gebührenschuldner  
 

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt 
des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer 
des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des 
Grundstücks dinglich berechtigt ist. 

 
(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber 

eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. 
 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Ge-

samtschuldner. 
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§ 13 
 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung  
 

(1) Die Einleitung wird jährlich abgerechnet; 
Abrechnungsjahr ist das Kalenderjahr. Die Einlei-
tungsgebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheides fällig. 

 
(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15. 

Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 
jeden Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Vier-
tels von neunzig vom Hundert (90 %) der Jahresab-
rechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine sol-
che Vorjahresabrechnung, so setzt die Gemeinde 
die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der 
Jahresgesamteinleitung fest. 
 

§ 14 
 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner  
 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind 
verpflichtet, der Gemeinde für die Höhe der Abgabe 
maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu mel-
den und über den Umfang dieser Veränderungen - 
auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender 
Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 
 

§ 15 
 

Inkrafttreten  
 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2011 in 
Kraft. 
 
Konradsreuth, den 25. November 2010 
Gemeinde Konradsreuth  

 
Matthias Döhla 
Erster Bürgermeister  
 
 
 
 
Satzung Nr. 9:  
 
Satzung für die öffentlichen Entwässe-
rungsanlagen der Gemeinde Konradsreuth  
(Entwässerungssatzung – EWS) 
 
Vom 25. November 2010 
 
Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 
2, Abs. 2 und Abs. 3 der Gemeindeordnung und Art. 
34 Abs. 1 und 2 des Bayerischen Wassergesetzes 
erlässt die Gemeinde Konradsreuth folgende Sat-
zung: 
 

§ 1 
 

Öffentliche Einrichtung 
 

(1) Die Gemeinde betreibt zur Abwasserbe-
seitigung nach dieser Satzung technisch selbstän-
dige Entwässerungsanlagen – künftig Entwässe-
rungsanlagen genannt – als rechtlich selbständige 
öffentliche Einrichtungen jeweils für das Gebiet der 
Gemeindeteile Modlitz, Pretschenreuth, Un-
terpferdt und Wölbersbach . 

 
(2) Art und Umfang der Entwässerungsanla-

ge bestimmt die Gemeinde. 
 

(3) Zur Entwässerungsanlage der Gemeinde 
gehören auch die im öffentlichen Straßengrund 
liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse.  
 

§ 2 
 

Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 
 

(1) Grundstück im Sinn dieser Satzung ist je-
des räumlich zusammenhängende und einem ge-
meinsamen Zweck dienende Grundeigentum des-
selben Eigentümers, das eine selbstständige wirt-
schaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um 
mehrere Grundstücke oder Teile von Grundstücken 
im Sinn des Grundbuchrechts handelt. Soweit recht-
lich verbindliche planerische Vorstellungen vorhan-
den sind, sind sie zu berücksichtigen. 
 

(2) Die in dieser Satzung für die Grund-
stückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten 
auch für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nut-
zung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. Von 
mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt 
und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 3 

 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Satzung haben die nach-

stehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
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Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaft-
lichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in sei-
nen Eigenschaften verändert ist oder das von Niederschlägen 
aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen ab-
fließt. 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in land-
wirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser, einschließlich 
Jauche und Gülle, das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht 
zu werden; nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das 
menschliche Fäkalabwasser. 
 

Schmutzwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen 
oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließen-
de Wasser. Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen 
zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austreten-
den und gesammelten Flüssigkeiten. 
 

Ablaufwasser ist das in einer Grundstückskläranlage (Kleinkläranlage mit 
mechanischer Abwasservorbehandlung und biologischer Ab-
wassernachbehandlung) vorgereinigte häusliche Schmutzwas-
ser (durch Gebrauch in Küche, Bad, Toilette und Waschküche 
etc verunreinigtes Wasser).  
 

Niederschlagswasser ist das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten und 
befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser. 
 

Fremdwasser  ist das abfließende Grund-, Quell-, Schichten- und Drainagen-
wasser, das Überlaufwasser von Brunnen und das abfließende 
Sicker- und Drainagenwasser aus der Tiefenentwässerung von 
Straßen, Wegen und Plätzen.  
 

Kanäle sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regen-
wasserkanäle einschließlich der Sonderbauwerke, wie z. B. 
Regenbecken, Pumpwerke, Regenüberläufe. 
 

Schmutzwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Schmutzwasser. 
 

Mischwasserkanäle sind zur Aufnahme von Niederschlags- und Schmutzwasser 
bestimmt. 
 

Regenwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Niederschlagswasser. 
 

Fremdwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Fremdwasser. 
 

 
 

 

Sammelkläranlage ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten 
Abwassers einschließlich der Ableitung zum Gewässer. 
 

Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle) sind die Leitungen vom Kanal bis zum Kontrollschacht. In Er-
mangelung eines Kontrollschachtes endet der Grundstücksan-
schluss an der gemeinsamen Grenze zwischen dem öffentli-
chem Straßengrund und dem angeschlossenen bzw. anzu-
schließenden Grundstück.  
 

Grundstücksentwässerungsanlagen sind die Einrichtungen eines Grundstücks, die dem Ableiten des 
Abwassers dienen, bis einschließlich des Kontrollschachts. 
 

Grundstückskläranlagen (Kleinkläranlagen) sind Anlagen zur mechanischen und biologischen Behandlung 
von häuslichem Schmutzwasser auf dem Grundstück 
 

Messschacht ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses 
und für die Entnahme von Abwasserproben. 
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§ 4 

 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann ver-

langen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser 
Satzung an die öffentliche Entwässerungsanlage 
angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßga-
be der §§ 14 bis 17 alles Abwasser in die öffentliche 
Entwässerungsanlage einzuleiten. 

 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht er-

streckt sich auf solche Grundstücke, die durch einen 
Kanal erschlossen werden. Der Grundstückseigen-
tümer kann unbeschadet weitergehender bundes- 
und landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, 
dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende 
Kanäle geändert werden. Welche Grundstücke 
durch einen Kanal erschlossen werden, bestimmt 
die Gemeinde. 
 

(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht be-
steht nicht, 
 
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder 

Menge nicht ohne weiteres von der öffentlichen 
Entwässerungsanlage übernommen werden 
kann und besser von demjenigen behandelt 
wird, bei dem es anfällt; 

 
2. solange eine Übernahme des Abwassers tech-

nisch oder wegen des unverhältnismäßig ho-
hen Aufwands nicht möglich ist. 

 
(4) Die Gemeinde kann den Anschluss und 

die Benutzung versagen, wenn die gesonderte 
Behandlung des Abwassers wegen der Siedlungs-
struktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beein-
trächtigt. 

 
(5) Auch für die Niederschlagswasserbesei-

tigung besteht grundsätzlich ein Anschluss- und 
Benutzungsrecht. Aus ökologischen Gründen und 
nach wasserrechtlichen Vorgaben soll Nieder-
schlagswasser zumindest teilweise vorrangig versi-
ckert werden. Unbeschadet des Absatzes 4 kann 
das Benutzungsrecht eingeschränkt werden, wenn 
und soweit eine teilweise Versickerung oder ander-
weitige Beseitigung von Niederschlagswasser ord-
nungsgemäß möglich ist. Die Gemeinde kann hier-
von Ausnahmen zulassen oder bestimmen, wenn 
die Ableitung von Niederschlagswasser aus be-
triebstechnischen Gründen erforderlich ist. 
 

(6) Für Gewerbe- und Industrieabwasser be-
steht kein Anschluss- und Benutzungsrecht. Die 
Gemeinde kann auf Antrag Ausnahmen zulassen, 
wenn dieses Abwasser nach Art und Konzentration 
der enthaltenen Schmutzstoffe häuslichem Abwas-
ser entspricht und in einer Grundstückskläranlage 
gereinigt werden darf. Ferner kann die Gemeinde 
hierfür ein Anschluss- und Benutzungsrecht vom 
Abschluss einer Sondervereinbarung (§ 7) abhängig 
machen; das Gleiche gilt für Abwassereinleitungen, 
die wegen ihrer Menge die Entwässerungsanlage 
über Gebühr in Anspruch nehmen. 
 

§ 5 
 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) 
sind verpflichtet, bebaute Grundstücke an die öffent-
liche Entwässerungsanlage anzuschließen (An-
schlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, 
wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich un-
möglich ist. 

 
(2) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) 

sind verpflichtet, auch unbebaute Grundstücke an 
die öffentliche Entwässerungsanlage anzuschlie-
ßen, wenn Abwasser anfällt. 

 
 (3) Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf 

ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwas-
ser anfallen kann, dauernd oder vorübergehend 
vorhanden sind. 

 
(4) Bei baulichen Maßnahmen, die eine Ver-

änderung der Abwassereinleitung nach Menge oder 
Beschaffenheit zur Folge haben, muss der An-
schluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus 
hergestellt sein. In allen anderen Fällen ist der An-
schluss nach schriftlicher Aufforderung durch die 
Gemeinde innerhalb der von ihr gesetzten Frist 
herzustellen.  

 
(5) Auf Grundstücken, die an die öffentliche 

Entwässerungsanlage angeschlossen sind, ist im 
Umfang des Benutzungsrechts alles Abwasser in 
die öffentliche Entwässerungsanlage einzuleiten 
(Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grund-
stückseigentümer und alle Benutzer der Grundstü-
cke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde die 
dafür erforderliche Überwachung zu dulden. 
 

§ 6 
 

Befreiung vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang 

 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss o-

der zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum 
Teil befreit, wenn der Anschluss oder die Benutzung 
aus besonderen Gründen auch unter Berücksichti-
gung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht 
zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter 
Angabe der Gründe schriftlich bei der Gemeinde 
einzureichen. 

 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedin-

gungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt 
werden. 
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§ 7 
 

Sondervereinbarungen 
 

(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss 
oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so 
kann die Gemeinde durch Vereinbarung ein beson-
deres Benutzungsverhältnis begründen. Ein An-
schluss- und Benutzungsrecht wird in diesem Fall 
erst mit dem wirksamen Abschluss der Sonderver-
einbarung begründet; das Gleiche gilt für die Be-
gründung einer Anschluss- und Benutzungspflicht.  

 
(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten 

die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- 
und Gebührensatzung entsprechend. Ausnahms-
weise kann in der Sondervereinbarung Abweichen-
des bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist. 
 

§ 8 
 

Grundstücksanschluss 
 
(1) Die Grundstücksanschlüsse werden von 

der Gemeinde hergestellt, angeschafft, verbessert, 
erneuert, verändert, beseitigt und unterhalten. Die 
Gemeinde kann, soweit die Grundstücksanschlüsse 
nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässe-
rungsanlage sind, auf Antrag zulassen oder von 
Amts wegen anordnen, dass der Grundstückseigen-
tümer den Grundstücksanschluss ganz oder teilwei-
se herstellt, anschafft, verbessert, erneuert, verän-
dert, beseitigt und unterhält; die §§ 10 mit 12 gelten 
entsprechend. 

 
(2) Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nenn-

weite und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie 
bestimmt auch, wo und an welchen Kanal anzu-
schließen ist. Begründete Wünsche der Grund-
stückseigentümer werden dabei nach Möglichkeit 
berücksichtigt. 

 
(3) Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an 

die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlos-
sen oder anzuschließen ist, muss die Verlegung von 
Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schäch-
ten, Schiebern, Messeinrichtungen und dergleichen 
und von Sonderbauwerken zulassen, ferner das 
Anbringen von Hinweisschildern dulden, soweit 
diese Maßnahmen für die ordnungsgemäße Besei-
tigung des auf seinem Grundstück anfallenden 
Abwassers erforderlich sind. 
 

§ 9 
 

Grundstücksentwässerungsanlage 
 

(1) Jedes Grundstück, das an die öffentliche 
Entwässerungsanlage angeschlossen wird, ist vor-
her vom Grundstückseigentümer mit einer Grund-
stücksentwässerungsanlage zu versehen, die nach 
den anerkannten Regeln der Technik herzustellen, 
zu betreiben, zu unterhalten und zu ändern ist. 

 

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen 
sind mit einer Grundstückskläranlage (Kleinkläran-
lage mit mechanischer Abwasservorbehandlung 
und biologischer Abwassernachbehandlung) zu 
versehen, wenn das Abwasser keiner Sammelklär-
anlage zugeführt wird. Die Grundstückskläranlage 
ist auf dem anzuschließenden Grundstück zu erstel-
len; sie ist Bestandteil der Grundstücksentwässe-
rungsanlage. Sobald das Abwasser einer Sammel-
kläranlage zugeführt werden kann, ist die Grund-
stückskläranlage stillzulegen. Die nicht abfließenden 
Abwässer, insbesondere der Fäkalschlamm, sind 
umgehend in zulässiger Weise schadlos zu beseiti-
gen. Den Zeitpunkt der Stilllegung der Grundstücks-
kläranlage bestimmt die Gemeinde. 

 
(3) Am Ende der Grundstücksentwässe-

rungsanlage ist ein Kontrollschacht vorzusehen. Die 
Gemeinde kann verlangen, dass anstelle oder zu-
sätzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu 
erstellen ist. 

 
(4) Besteht zum Kanal kein natürliches Gefäl-

le, so kann die Gemeinde vom Grundstückseigen-
tümer den Einbau und den Betrieb einer Hebeanla-
ge zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, 
wenn ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße 
Beseitigung der Abwässer bei einer den Regeln der 
Technik entsprechenden Planung und Ausführung 
des Kanalsystems nicht möglich ist.  

 
(5) Gegen den Rückstau des Abwassers aus 

dem Abwassernetz hat sich jeder Anschlussnehmer 
selbst zu schützen. 

 
(6) Die Grundstücksentwässerungsanlagen 

sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fachlich 
geeignete Unternehmer ausgeführt werden. 

 
§ 10 

 
Zulassung der  

Grundstücksentwässerungsanlage 
 

(1) Bevor die Grundstücksent-
wässerungsanlage hergestellt oder geändert wird, 
sind der Gemeinde folgende Unterlagen in doppel-
ter Fertigung einzureichen: 
 
a) Lageplan des zu entwässernden Gründstücks 

im Maßstab 1:1.000, 
 
b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 

1:100, aus denen der Verlauf der Leitungen 
und im Falle des § 9 Abs. 2 die Grundstücks-
kläranlage ersichtlich sind, 

 
c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung 

der Entwässerungsgegenstände im Maßstab 
1:100, bezogen auf Normal-Null (NN), aus de-
nen insbesondere die Gelände- und Kanalsoh-
lenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhö-
hen, Querschnitte und Gefälle der Kanäle, 
Schächte, höchste Grundwasseroberfläche zu 
ersehen sind, 
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d) Lageplan mit Grundriss- und Schnittzeichnun-
gen sowie Ablaufschema von Grundstücksklär-
anlagen samt Gutachten eines privaten Sach-
verständigen in der Wasserwirtschaft (PSW), 
mit welchem nachgewiesen wird, dass die Ab-
wasserbeseitigung den behördlichen Vorgaben 
und den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entspricht. Bei der Planung von 
Grundstückskläranlagen sind insbesondere fol-
gende Rechtsgrundlagen zu beachten: 
- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Baye-

risches Wegegesetz (BayWG) 
- Abwasserverordnung (AbwV) mit Anhang I 
- Bayerische Bauordnung (BayBO) 
- Klärschlammverordnung (AbfKlärV) 
- Eigenüberwachungsverordnung (EÜV) 
- Verordnung über private Sachverständige 

in der Wasserwirtschaft (VPSW) 
- DIN-Normen (z.B. DIN 4261) 
- einschlägige Arbeits- und Merkblätter bzw. 

Hinweise der Deutschen Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 
(ATV-DVWK) 

- einschlägige Merkblätter des Bayerischen 
Landesamtes für Wasserwirtschaft 

- Strafgesetzbuch (StGB) (§§ 324, 330 
StGB). 

 
Serienmäßig hergestellte Kleinkläranlagen benöti-
gen für ihre Verwendung eine Übereinstimmungs-
bestätigung mit der DIN 4261 („Normenkonformi-
tätszeichen“) bzw. eine allgemeine bauaufsichtliche 
Zulassung; der Hersteller kennzeichnet solche An-
lagen mit dem Übereinstimmungskennzeichen („Ü-
Zeichen“), 
 
e) wenn Gewerbe- oder Industrieabwässer oder 

Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheb-
lich vom Hausabwasser abweicht, zugeführt 
werden, ferner Angaben über 
- Zahl der Beschäftigten und der ständigen 

Bewohner auf dem Grundstück, wenn de-
ren Abwasser miterfasst werden soll, 

- Menge und Beschaffenheit des Verarbei-
tungsmaterials, der Erzeugnisse, 

- die abwassererzeugenden Betriebsvor-
gänge, 

- Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum 
Einleiten bestimmten Abwassers, 

- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die 
Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, 
Reinigung, Neutralisation, Dekontaminie-
rung) mit Bemessungsnachweisen. 

 
Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch 
den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, 
Verbrauch, Kreislauf, Abfluss) und durch Pläne der 
zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen.  
 
Die Pläne haben den bei der Gemeinde aufliegen-
den Planmustern zu entsprechen. Alle Unterlagen 
sind von den Bauherrn und Planfertigern zu unter-
schreiben. 
 

(2) Die Gemeinde prüft, ob die beabsichtig-
ten Grundstücksentwässerungsanlagen der Be-
stimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das 
der Fall, so erteilt die Gemeinde schriftlich ihre Zu-
stimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten 
Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. Die 
Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen 
erteilt werden. Andernfalls setzt die Gemeinde dem 
Bauherrn unter Angabe der Mängel eine angemes-
sene Frist zur Berichtigung. Die geänderten Unter-
lagen sind sodann erneut einzureichen. 

 
(3) Mit der Herstellung oder Änderung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen darf erst nach 
schriftlicher Zustimmung der Gemeinde begonnen 
werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, 
insbesondere nach straßen-, bau- und wasserrecht-
lichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung 
unberührt. 

 
(4) Von den Bestimmungen der Absätze 1 

bis 3 kann die Gemeinde Ausnahmen zulassen. 
 

§ 11 
 

Herstellung und Prüfung der Grundstücksent-
wässerungsanlage 

 
(1) Die Grundstückseigentümer haben der 

Gemeinde den Beginn des Herstellens, des Än-
derns, des Ausführens größerer Unterhaltungsarbei-
ten oder des Beseitigens drei Tage vorher schriftlich 
anzuzeigen und gleichzeitig den Unternehmer zu 
benennen. Muss wegen Gefahr in Verzug mit den 
Arbeiten sofort begonnen werden, so ist der Beginn 
innerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen. 

 
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Arbeiten 

zu überprüfen. Alle Leitungen dürfen nur mit vorhe-
riger Zustimmung der Gemeinde verdeckt werden. 
Andernfalls sind sie auf Anordnung der Gemeinde 
freizulegen. 

 
(3) Die Grundstückseigentümer haben zu al-

len Überprüfungen Arbeitskräfte, Geräte und Werk-
stoffe bereitzustellen. 

 
(4) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer 

angemessenen Frist durch die Grundstückseigen-
tümer zu beseitigen. Die Beseitigung der Mängel ist 
der Gemeinde zur Nachprüfung anzuzeigen. 

 
(5) Die Gemeinde kann verlangen, dass die 

Grundstücksentwässerungsanlagen nur mit ihrer 
Zustimmung in Betrieb genommen werden. Die 
Zustimmung kann insbesondere davon abhängig 
gemacht werden, dass seitens des vom Grund-
stückseigentümer beauftragten Unternehmers eine 
Bestätigung über die Dichtigkeit und Funktionsfä-
higkeit der Anlagen vorgelegt wird. 
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(6) Grundstückskläranlagen sind vor ihrer In-
betriebnahme von einem privaten Sachverständigen 
in der Wasserwirtschaft abzunehmen; die Abnah-
meniederschrift ist der Gemeinde vorzulegen. Fer-
ner ist die Funktionsfähigkeit von Grundstücksklär-
anlagen nach den einschlägigen wasser- und ab-
wasserrechtlichen Vorschriften sowie nach der 
Betriebsanleitung in regelmäßigen Abständen von 
einem privaten Sachverständigen in der Wasser-
wirtschaft zu überprüfen und zu bescheinigen; die 
Bescheinigungen sind der Gemeinde ebenfalls 
vorzulegen. Die Verpflichtungen des Grundstücks-
eigentümers zum geordneten Betrieb und zur re-
gelmäßigen Wartung der Grundstückskläranlage 
bleiben unberührt. 

 
(7) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 und die 

Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage 
durch die Gemeinde befreien den Grundstücksei-
gentümer, den Bauherrn, den ausführenden Unter-
nehmer und den Planfertiger nicht von der Verant-
wortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie 
Planung und Ausführung der Anlage. 

 
§ 12 

 
Überwachung 

(1) Die Gemeinde ist befugt, die Grund-
stücksentwässerungsanlagen jederzeit zu überprü-
fen, Abwasserproben zu entnehmen und Messun-
gen durchzuführen. Dasselbe gilt für die Grund-
stücksanschlüsse und Messschächte, wenn die 
Gemeinde sie nicht selbst unterhält. Zu diesem 
Zweck sind den Beauftragten der Gemeinden, die 
sich auf Verlangen auszuweisen haben, ungehin-
dert Zugang zu allen Anlageteilen zu gewähren und 
die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Die Grund-
stückseigentümer werden davon vorher möglichst 
verständigt; das gilt nicht für Probeentnahmen und 
Abwassermessungen. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflich-

tet, die von ihm zu unterhaltenden Grundstücksent-
wässerungsanlagen in Abständen von zehn Jahren 
durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf 
Bauzustand, insbesondere Dichtigkeit und Funkti-
onsfähigkeit untersuchen und festgestellte Mängel 
beseitigen zu lassen. Über die durchgeführten Un-
tersuchungen und über die Mängelbeseitigung ist 
der Gemeinde eine Bestätigung des damit beauf-
tragten Unternehmers vorzulegen. Die Gemeinde 
kann darüber hinaus jederzeit verlangen, dass die 
vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden 
Anlagen in einen Zustand gebracht werden, der 
Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der 
öffentlichen Entwässerungsanlage und Gewässer-
verunreinigungen ausschließt. 

 

(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser 
oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheb-
lich vom Hausabwasser abweicht, zugeführt, kann 
die Gemeinde den Einbau und den Betrieb von 
Überwachungseinrichtungen verlangen. Hierauf 
wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung 
in die Sammelkanalisation eine Genehmigung nach 
dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und / oder dem 
Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) vorliegt und 
die danach vorgeschriebenen Überwachungsein-
richtungen – insbesondere in Vollzug der Eigen-
überwachungsverordnung vom 20. September 1995 
(GVBl S. 769) in der jeweils geltenden Fassung – 
eingebaut, betrieben und für eine ordnungsgemäße 
gemeindliche Überwachung zur Verfügung gestellt 
werden. 

 
(4) Die Grundstückseigentümer haben Stö-

rungen und Schäden an den Grundstücksanschlüs-
sen, Messschächten, Grundstücksentwässerungs-
anlagen, Überwachungseinrichtungen und etwaigen 
Vorbehandlungsanlagen unverzüglich der Gemein-
de anzuzeigen. 

 
(5) Die Verpflichtung nach den Absätzen 1 

bis 4 gilt auch für die Benutzer der Grundstücke. 
 

§ 13 
 

Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem 
Grundstück 

 
Abflusslose Gruben und Sickeranlagen sind 

außer Betrieb zu setzen, sobald ein Grundstück an 
die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlos-
sen ist; das gleiche gilt für Grundstückskläranlagen, 
sobald die Abwässer einer ausreichenden Sammel-
kläranlage zugeführt werden. Sonstige Grund-
stücksentwässerungseinrichtungen sind, wenn sie 
den Bestimmungen der §§ 9 bis 11 nicht entspre-
chen, in dem Umfang außer Betrieb zu setzen, in 
dem das Grundstück an die öffentliche Entwässe-
rungsanlage anzuschließen ist. 
 

§ 14 
 

Einleiten in die Kanäle 
 

(1) In Schmutzwasserkanäle darf nur 
Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle nur Nieder-
schlagswasser eingeleitet werden. In Fremdwasser-
kanäle darf nur Fremdwasser eingeleitet werden; 
ausnahmsweise kann die Gemeinde die Einleitung 
von Niederschlagswasser zulassen, wenn eine 
andere geordnete Ableitung nicht möglich ist.  

 
(2) Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle 

eingeleitet werden kann, bestimmt die Gemeinde. 
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§ 15 
 

Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen 
 

(1) In die öffentliche Entwässerungsanlage 
dürfen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht 
werden, die  

 
- die dort beschäftigten Personen gefährden oder 

deren Gesundheit beeinträchtigen, 
- die öffentliche Entwässerungsanlage oder die 

angeschlossenen Grundstücke gefährden oder 
beschädigen, 

- den Betrieb der Entwässerungsanlage er-
schweren, behindern oder beeinträchtigen, 

- die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder 
gärtnerische Verwertung des Klärschlamms er-
schweren oder verhindern oder 

- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbeson-
dere die Gewässer, auswirken. 

 
(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für  
 

1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie 
Benzin, Benzol, Öl 

2. infektiöse Stoffe, Medikamente 
3. radioaktive Stoffe 
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Ver-

färbung des Abwassers in der Sammelkläranla-
ge oder des Gewässers führen, Lösemittel 

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche 
Ausdünstungen, Gase oder Dämpfe verbreiten 
können, insbesondere Kondensat von Brenn-
wertkesseln 

6. Abwasser aus der Milcherzeugung, insbeson-
dere der Reinigung der Melkanlagen 

7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie 
Schutt, Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Ze-
ment, Kunstharze, Teer, Pappe, Dung, Kü-
chenabfälle, Schlachtabfälle, Treber, Hefe, 
flüssige Stoffe, die erhärten 

8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, 
Jauche, Gülle, Abwasser aus Dunggruben und 
Tierhaltungen, Silagegärsaft, Blut aus Schläch-
tereien, Molke 

9. Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen aus 
Vorbehandlungsanlagen, Fäkalschlamm, 
Räumgut aus Grundstückskläranlagen und A-
bortgruben unbeschadet gemeindlicher Rege-
lungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme 

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Be-
sorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreiche-
rungsfähigkeit oder einer krebserzeugenden, 
fruchtschädigenden oder erbgutverändernden 
Wirkung als gefährlich zu bewerten sind wie 
Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlen-
wasserstoffe, polycyclische Aromaten, Phenole. 
Ausgenommen sind  
a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im 

Abwasser in der Art und in der Menge, wie 
sie auch im Abwasser aus Haushaltungen 
üblicherweise anzutreffen sind; 

b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer 
Vorbehandlungsanlage zurückgehalten 
werden können und deren Einleitung die 
Gemeinde in den Einleitungsbedingungen 
nach Absatz 3 zugelassen hat; 

c) Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung 
nach Art. 41c des Bayerischen Wasserge-
setzes eingeleitet werden oder für die eine 
Genehmigungspflicht nach § 1 Abs. 2 der 
Verordnung über die Genehmigungspflicht 
für das Einleiten wassergefährdender Stof-
fe in Sammelkanalisationen und ihre Ü-
berwachung vom 27. September 1985 
(GVBl S. 634) in der jeweils geltenden 
Fassung entfällt, soweit die Gemeinde kei-
ne Einwendungen erhebt. 

11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrie-
ben,  
- von dem zu erwarten ist, dass es auch 

nach der Behandlung in der Sammelklär-
anlage nicht den Mindestanforderungen 
nach § 7a des Wasserhaushaltsgesetzes 
entsprechen wird, 

- das wärmer als + 35 °C ist, 
- das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 

9,5 aufweist, 
- das aufschwimmende Öle und Fette ent-

hält, 
- das als Kühlwasser benutzt worden ist.  

 
(3) Die Einleitungsbedingungen nach Absatz 

2 Nr. 10 Buchst. b werden gegenüber den einzelnen 
Anschlusspflichtigen oder im Rahmen der Sonder-
vereinbarung festgelegt.  

 
(4) Über Absatz 3 hinaus kann die Gemeinde 

in Einleitungsbedingungen auch die Einleitung von 
Abwasser besonderer Art und Menge ausschließen 
oder von besonderen Voraussetzungen abhängig 
machen, soweit dies zum Schutz des Betriebsper-
sonals, der Entwässerungsanlage oder zur Erfüllung 
der für den Betrieb der öffentlichen Entwässerungs-
anlage geltenden Vorschriften, insbesondere deren 
Bedingungen und Auflagen des der Gemeinde er-
teilten wasserrechtlichen Bescheids erforderlich ist. 

 
(5) Die Gemeinde kann die Einleitungsbedin-

gungen nach Abs. 3 und 4 neu festlegen, wenn die 
Einleitung von Abwasser in die öffentliche Entwäs-
serungsanlage nicht nur vorübergehend nach Art 
und Menge wesentlich geändert wird oder wenn 
sich die für den Betrieb der öffentlichen Entwässe-
rungsanlage geltenden Gesetze oder Bescheide 
ändern. Die Gemeinde kann Fristen festlegen, in-
nerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten An-
forderungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt 
werden müssen. Insbesondere kann die Gemeinde 
die Einleitungsbedingungen an die jeweils gelten-
den Einleitungsbedingungen des Abwasserverban-
des Saale, Hof, bzw. der Stadt Hof, anpassen. 
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(6) Die Gemeinde kann die Einleitung von 
Stoffen im Sinn der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn 
der Verpflichtete Vorkehrungen trifft, durch die die 
Stoffe ihre gefährdende oder schädigende oder den 
Betrieb der öffentlichen Entwässerungsanlage er-
schwerende Wirkung verlieren. In diesem Fall hat er 
der Gemeinde eine Beschreibung nebst Plänen in 
doppelter Fertigung vorzulegen. Die Gemeinde 
kann die Einleitung der Stoffe zulassen, erforderli-
chenfalls nach Anhörung der für den Gewässer-
schutz zuständigen Sachverständigen. Ferner kann 
die Gemeinde in begründeten Ausnahmefällen auf 
Antrag vom Einleitungsverbot nach Abs. 2 Nr. 6 
ganz oder teilweise mit bestimmten Maßgaben (vgl. 
§ 7) befreien. 

 
(7) Besondere Vereinbarungen zwischen der 

Gemeinde und einem Verpflichteten, die das Einlei-
ten von Stoffen im Sinn des Absatzes 1 durch ent-
sprechende Vorkehrungen an der öffentlichen Ent-
wässerungsanlage ermöglichen, bleiben vorbehal-
ten. 

 
(8) Wenn Stoffe im Sinn des Absatzes 1 in 

eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in die 
öffentliche Entwässerungsanlage gelangen, ist die 
Gemeinde sofort zu verständigen. 
 

§ 16 
 

Abscheider 
 

(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssig-
keiten wie z.B. Benzin, Benzol, Öle oder Fette mit-
abgeschwemmt werden können, sind in die Grund-
stücksentwässerungsanlage Abscheider einzuschal-
ten und insoweit ausschließlich diese zu benutzen.  

 
(2) Die Abscheider müssen in regelmäßigen 

Zeitabständen und bei Bedarf entleert werden. Die 
Gemeinde kann den Nachweis der ordnungsgemä-
ßen Entleerung verlangen. Das Abscheidegut ist 
schadlos zu entsorgen. 
 

§ 17 
 

Untersuchung des Abwassers 
 

(1) Die Gemeinde kann über die Art und 
Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Ab-
wassers Aufschluss verlangen. Bevor erstmalig 
Abwasser eingeleitet wird oder wenn Art oder Men-
ge des eingeleiteten Abwassers geändert werden, 
ist der Gemeinde auf Verlangen nachzuweisen, 
dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter 
das Verbot des § 15 fallen.  

 

(2) Die Gemeinde kann eingeleitetes Abwas-
ser jederzeit, auch periodisch, auf Kosten des 
Grundstückseigentümers untersuchen lassen. Auf 
die Überwachung wird in der Regel verzichtet, so-
weit für die Einleitung in die Sammelkanalisation 
eine Genehmigung nach dem Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) und / oder dem Bayerischen Wasser-
gesetz (BayWG) vorliegt und die dafür vorgeschrie-
benen Untersuchungen, insbesondere nach der 
Abwassereigenüberwachungsverordnung in der 
jeweils geltenden Fassung, ordnungsgemäß durch-
geführt und der Gemeinde vorgelegt werden. Die 
Gemeinde kann verlangen, dass die nach § 12 Abs. 
3 eingebauten Überwachungseinrichtungen ord-
nungsgemäß betrieben und die Messergebnisse 
vorgelegt werden. 

 
(3) Die Beauftragten der Gemeinde und die 

Bediensteten der für die Gewässeraufsicht zustän-
digen Behörden können die anzuschließenden oder 
die angeschlossenen Grundstücke betreten, wenn 
dies zur Durchführung der in den Absätzen 1 und 2 
vorgesehenen Maßnahmen erforderlich ist. 
 

§ 18 
 

Haftung 
 

(1) Die Gemeinde haftet unbeschadet Abs. 2 
nicht für Schäden, die auf solchen Betriebsstörun-
gen beruhen, die sich auch bei ordnungsgemäßer 
Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwäs-
serungseinrichtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 
gilt insbesondere auch für Schäden, die durch 
Rückstau hervorgerufen werden. 

 
(2) Die Gemeinde haftet für Schäden, die 

sich aus dem Benützen der öffentlichen Entwässe-
rungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer Person, 
deren sich die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Ver-
pflichtungen bedient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit 
zur Last fällt. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer und die Be-

nutzer haben für die ordnungsgemäße Benutzung 
der öffentlichen Entwässerungsanlage einschließ-
lich des Grundstücksanschlusses zu sorgen. 

 
(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder 

einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt, haftet 
der Gemeinde für alle ihr dadurch entstehenden 
Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden 
und Nachteile, die durch den mangelhaften Zustand 
der Grundstücksentwässerungsanlage oder des 
Grundstücksanschlusses verursacht werden, wenn 
und soweit dieser nach § 8 vom Grundstückseigen-
tümer herzustellen, zu erneuern, zu ändern und zu 
unterhalten ist oder vom Grundstückseigentümer 
hergestellt, erneuert, geändert und unterhalten wird 
bzw. wurde. Mehrere Verpflichtete haften als Ge-
samtschuldner. 
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§ 19 
 

Grundstücksbenutzung 
 

(1) Der Grundstückseigentümer hat das An-
bringen und Verlegen von Leitungen einschließlich 
Zubehör zur Ableitung von Abwasser über sein im 
Entsorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie 
sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulas-
sen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die 
örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich sind. 
Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die 
öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen 
oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem ange-
schlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen 
Grundstück genutzt werden oder für die die Mög-
lichkeit der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst 
wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung ent-
fällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke 
den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten 
würde. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig 

über Art und Umfang der beabsichtigten Inan-
spruchnahme seines Grundstücks zu benachrichti-
gen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die 

Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie 
an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar 
sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde 
zu tragen, soweit die Einrichtung nicht ausschließ-
lich der Entsorgung des Grundstücks dient. 

 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffent-

liche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für 
Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau 
von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflä-
chen bestimmt sind. 

 
§ 20 

 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeinde-

ordnung kann mit Geldbuße belegt werden, wer 
vorsätzlich  

 
1. den Vorschriften über den Anschluss- und 

Benutzungszwang (§ 5) zuwiderhandelt, 
2. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 

4 und 5 und § 17 Abs. 1 festgelegten Melde-, 
Auskunfts- oder Vorlagefristen verletzt, 

3. entgegen § 10 Abs. 3 vor Zustimmung der 
Gemeinde mit der Herstellung oder Änderung 
der Grundstücksentwässerungsanlage beginnt, 

4. entgegen den Vorschriften der §§ 14 und 15 
Abwässer oder sonstige Stoffe in die öffentliche 
Entwässerungsanlage einleitet. 

 

§ 21 
 

Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel 
 

(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der 
nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen 
Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 

 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung 

vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder 
Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayeri-
schen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungs-
gesetzes. 

 
§ 22 

 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2011 in 

Kraft. 
 
(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2010 tritt 

die Satzung für die öffentlichen Entwässerungsan-
lagen der Gemeinde Konradsreuth vom 18. Sep-
tember 2003 für das Gebiet der Gemeindeteile 
Föhrenreuth, Modlitz, Pretschenreuth, Unterpferdt 
und Wölbersbach, geändert mit Satzung vom 10. 
Mai 2004, außer Kraft.  
 
 
 
Konradsreuth, den 25. November 2010 
Gemeinde Konradsreuth  

 
Matthias Döhla 
Erster Bürgermeister  
 
 
Satzung Nr. 10:  
 
 
Gebührensatzung zur Entwässerungssat-
zung der Gemeinde Konradsreuth (GS-
EWS)  
 
Vom 25. November 2010 
 
Auf Grund der Art. 8 und 9 des Kommunalabgaben-
gesetzes erlässt die Gemeinde Konradsreuth fol-
gende Gebührensatzung zur Entwässerungssat-
zung: 
 

§ 1 
 

Gebührenerhebung und Kostenerstattung 
 

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der 
einzelnen technisch und rechtlich selbständigen 
Entwässerungseinrichtungen für das Gebiet der 
Gemeindeteile Modlitz, Pretschenreuth, Un-
terpferdt und Wölbersbach  Grundgebühren. Fer-
ner erhebt die Gemeinde nach dieser Satzung Kos-
ten für Grundstücksanschlüsse.  
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§ 2 
 

Gebührentatbestand 
 

(1) Für die Einleitung von vorgereinigtem 
Schmutzwasser aus Haushaltungen und ähnlichem 
Schmutzwasser im Sinne der §§ 1, 2, 8 und 9 des 
Abwasserabgabengesetzes (AbwAG) und der Art. 7 
und 8 des Bayerischen Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (BayAbwAG) sowie 
für die Einleitung von verschmutztem Nieder-
schlagswasser im Sinne von § 7 AbwAG und Art. 6 
BayAbwAG  aus den einzelnen Entwässerungsein-
richtungen erhebt der Freistaat Bayern nach §§ 1, 2 
und 7 bis 11 AbwAG i.V.m. den einschlägigen Be-
stimmungen des BayAbwAG von der Gemeinde 
Abwasserabgaben. Bei den Abwassereinleitungen 
aus den einzelnen Entwässerungseinrichtungen 
handelt es sich jeweils um Kleineinleitungen im 
Sinne des Abwasserabgabenrechts. Zum finanziel-
len Ausgleich der von der Gemeinde an den Frei-
staat Bayern abzuführenden Abwasserabgaben 
erhebt die Gemeinde Grundgebühren nach dieser 
Satzung. 
 

(2) Die Erhebung einer Kommunalabgabe 
zur Abwälzung der Abwasserabgabe für Kleineinlei-
ter nach Art. 8 Abs. 3 BayAbwAG bleibt von der 
Erhebung von Grundgebühren nach dieser Satzung 
unberührt. 
 

§ 3 
 

Entstehen der Gebührenschuld 
 
(1) Die Grundgebühren entstehen mit jeder 

Einleitung von Abwasser in die Entwässerungsein-
richtung. 

 
(2) Die Gebührenschuld entsteht erstmals 

mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsferti-
gen Herstellung des Anschlusses folgt; die betriebs-
fertige Herstellung des Anschlusses ist der Ge-
meinde durch den Anschlussnehmer anzuzeigen. 

 
§ 4 

 
Gebührenbefreiung und Nacherhebung 

 
(1) Grundgebühren werden nicht erhoben für 

Grundstücke bzw. Anwesen, welche nicht an die 
Entwässerungseinrichtung angeschlossen sind und 
keine Abwässer jeglicher Art auch auf andere Weise 
eingeleitet werden. Eine Gebührenbefreiung erfolgt 
nicht, 

 
- wenn ein Grundstück tatsächlich angeschlos-

sen ist oder  
- wenn ein Grundstück angeschlossen werden 

kann und ein Anschluss- und Benutzungs-
zwang besteht,  

 
aber dennoch keine Abwässer eingeleitet werden. 
 

(2) Wird nachträglich festgestellt, das 
Grundstücke bzw. Anwesen, welche ganz oder 
teilweise gebührenfrei gestellt wurden, die gebüh-
renfreien Tatbestände nicht erfüllen, werden Grund-
gebühren unter Beachtung der Verjährungsvor-
schriften nacherhoben. 
 

§ 5 
 

Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt 

des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer 
des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des 
Grundstücks dinglich berechtigt ist.  
 

(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber 
eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs.  
 

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Ge-
samtschuldner. 
 

§ 6 
 

Gebührenmaßstab 
 

Die Grundgebühren werden nach der Zahl 
der Einwohner auf dem Grundstück berechnet. 
Maßgebend für die Zahl der Einwohner ist der 30. 
Juni des Kalenderjahres, für das die Gebühren zu 
entrichten sind. Als Einwohner gelten die in der 
Gemeinde mit Haupt- oder Nebenwohnung gemel-
deten Personen. 
 

§ 7 
 

Gebührensatz 
 

(1) Die Grundgebühren werden jeweils in 
Höhe der von der Gemeinde zu entrichtenden Ab-
wasserabgaben erhoben.  

 
(2) Die Grundgebühren für das Einleiten von 

Schmutzwasser aus Haushaltungen und ähnlichem 
Schmutzwasser beträgt je Einwohner 17,90 € im 
Kalenderjahr. 

 
(3) Die Grundgebühr für das Einleiten von 

verschmutztem Niederschlagwasser beträgt je Ein-
wohner 4,29 € im Kalenderjahr.  
 

§ 8 
 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 
 

(1) Die Grundgebühren werden jährlich abge-
rechnet. Abrechnungsjahr ist das Kalenderjahr.  
 

(2) Die Grundgebühren werden einen Monat 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids fällig. 
 

(3) Auf die Gebührenschuld können Voraus-
zahlungen bis in Höhe der Gebührenschuld des 
Vorjahres verlangt werden. Fehlt eine solche Vor-
jahresabrechnung, so setzt die Gemeinde die Höhe 
der Vorauszahlungen nach den zu erwartenden 
Grundgebühren fest. 
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§ 9 
 

Pflichten der Gebührenschuldner 
 

(1) Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, 
der Gemeinde für die Höhe der Gebühren maßgeb-
liche Veränderungen unverzüglich zu melden und 
über den Umfang dieser Veränderungen - auf Ver-
langen unter Vorlage entsprechender Unterlagen - 
Auskunft zu erteilen. 
 

(2) Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, 
auf Verlangen der Gemeinde bei der Veranlagung 
ihrer Grundstücke bzw. Anwesen zur Grundgebüh-
ren mitzuwirken. Ferner haben sie maßgebliche 
Veränderungen und Tatsachen, welche einen gan-
zen oder teilweisen Wegfall gebührenfreier Tatbe-
stände zur Folge haben, unverzüglich zu melden. 
 

§ 10 
 

Erstattung des Aufwandes für  
Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, An-

schaffung, Verbesserung, Erneuerung, Verände-
rung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung der 
Grundstücksanschlüsse i. S. d. § 3 EWS ist mit 
Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentli-
chen Straßengrund liegenden Teile der Grund-
stücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächli-
chen Höhe zu erstatten. 

 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Ab-

schluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, 
wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungs-
anspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erb-
bauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer 
bzw. Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. § 8 
gilt entsprechend.  

 
(3) Der Erstattungsanspruch kann vor sei-

nem Entstehen abgelöst werden. Der Ablösungsbe-
trag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe 
des Erstattungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht.  
 

§ 11 
 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am 01. Januar 2011 in 
Kraft. 

 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2010 tritt die 
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der 
Gemeinde Konradsreuth vom 18. September 2003 
für das Gebiet der Gemeindeteile Föhrenreuth, 
Modlitz, Pretschenreuth, Unterpferdt und Wölbers-
bach außer Kraft. 
 
 
Konradsreuth, den 25. November 2010 
Gemeinde Konradsreuth 

 
Matthias Döhla 
Erster Bürgermeister 
 
 
 
Satzung Nr. 11:  
 
Satzung zur Aufhebung der Gebührensat-
zung zur Entwässerungssatzung der Ge-
meinde Konradsreuth (AGS-EWS)  
 
Vom 25. November 2010 
 
Auf Grund der Art. 8 und 9 des Kommunalabgaben-
gesetzes erläßt die Gemeinde Konradsreuth folgen-
de Satzung zur Aufhebung der Gebührensatzung 
zur Entwässerungssatzung für die frühere öffentli-
che Entwässerungseinrichtung für das Gebiet des 
Gemeindeteiles Oberpferdt: 
 

§ 1 
 

Satzungsaufhebung 
 

Die Gebührensatzung zur Entwässerungs-
satzung der Gemeinde Konradsreuth vom  
18. September 2003 für die frühere Entwässe-
rungseinrichtung für das Gebiet des Gemeindeteiles 
Oberpferdt wird mit Ablauf des  
31. Dezember 2010 aufgehoben. 
 

§ 2 
 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2011 in 
Kraft. 
 
 
 
Konradsreuth, den 25. November 2010 
Gemeinde Konradsreuth 

 
Matthias Döhla 
Erster Bürgermeister 
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Satzung Nr. 12:  
 
 
Satzung für die Erhebung einer Kommunal-
abgabe zur Abwälzung der Abwasserabga-
be für Kleineinleiter der Gemeinde Kon-
radsreuth (Kleineinleiterabgabesatzung – 
AbwKlEinl) 
 
 
Vom 25. November 2010 
 
Auf Grund des Art. 8 Abs. 3 des Bayerischen Ge-
setzes zur Ausführung des Abwasserabgabenge-
setzes (BayAbwAG) und des Art. 2 des Kommunal-
abgabengesetzes (KAG) erlässt die Gemeinde 
Konradsreuth folgende  
 
 

S A T Z U N G: 
 

§ 1 
 

Abgabeerhebung 
 

Die Gemeinde erhebt zur Abwälzung der von 
ihr nach § 9 Abs. 2 Satz 2 des Abwasserabgaben-
gesetzes (AbwAG) in Verbindung mit Art. 8 Abs. 1 
BayAbwAG zu zahlenden Abwasserabgabe eine 
jährliche Kommunalabgabe. 
 

§ 2 
 

Abgabetatbestand 
 

Die Abgabe wird für Grundstücke erhoben, 
auf denen Abwasser anfällt, für dessen Einleitung 
die Gemeinde nach Art. 8 Abs. 1 in Verbindung mit 
Art. 7 BayAbwAG anstelle des Einleiters abgabe-
pflichtig ist. 
 

§ 3 
 

Entstehen und Fälligkeit 
 

(1) Die Abgabeschuld entsteht am  
20. Februar für das vorausgegangene Kalenderjahr, 
frühestens einen Monat nach Bekanntgabe des 
Abwasserabgabebescheids an die Gemeinde  
(Art. 12 Abs. 4 Satz 1 BayAbwAG). 

 
(2) Die Abgabeschuld wird einen Monat nach 

Bekanntgabe des Abgabebescheids fällig. 
 

§ 4 
 

Abgabeschuldner 
 

(1) Abgabepflichtig ist, wer im Zeitpunkt des 
Entstehens der Abgabepflicht Eigentümer des 
Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grund-
stücks dinglich berechtigt ist. 

 
(2) Abgabepflichtig ist auch der Inhaber eines 

auf dem Grundstück befindlichen Betriebs, soweit 
dieser Einleiter im Sinn des Abwasserabgabenge-
setzes ist.  

(3) Mehrere Abgabeschuldner sind Gesamt-
schuldner. 
 

§ 5 
 

Abgabemaßstab 
 

Die Abgabe wird nach der Zahl der Einwoh-
ner auf dem Grundstück berechnet. Maßgebend für 
die Zahl der Einwohner ist der  
30. Juni des Kalenderjahres, für das die Abgabe zu 
entrichten ist. Als Einwohner gelten die in der Ge-
meinde mit Haupt- oder Nebenwohnung gemelde-
ten Personen.  
 

§ 6 
 

Abgabesatz 
 

Der Abgabesatz beträgt je Einwohner  
17,90 € im Kalenderjahr.  
 

§ 7 
 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2011 in 
Kraft.  
 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2010 tritt die 
Satzung für die Erhebung einer Kommunalabgabe 
zur Abwälzung der Abwasserabgabe für Kleineinlei-
ter der Gemeinde Konradsreuth vom 18. September 
2003 außer Kraft.  
 
 
 
Konradsreuth, den 25. November 2010 
Gemeinde Konradsreuth  

 
Matthias Döhla 
Erster Bürgermeister  


